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Erwerbsarbeit spielt in Deutschland so
wohl in gesellschaftlicher als auch in in
dividueller Hinsicht eine zentrale Rolle. 
Unbestritten wird Arbeit als Hauptquelle 
zur Sicherung des Lebensunterhalts gese
hen. Nicht minder wichtig ist die Bedeu
tung, die der ausgeübte Beruf und die be
ruf liche Stellung für das persönliche 
Selbstverständnis und die gesellschaft
liche Position haben. Für viele ist Arbeit 
ein wichtiger Teil der persönlichen 
Selbstentfaltung. Immer mehr Frauen 
sind erwerbstätig und die Erwerbsbeteili
gung älterer Menschen steigt. Damit ist 
für einen noch größeren Teil der Bevöl
kerung Erwerbsarbeit ein wesentlicher 
Teil des Alltags. Erwerbslosigkeit ist um
gekehrt nicht nur in finanzieller Hinsicht, 
sondern auch wegen der gesellschaft
lichen Stigmatisierung ein Problem. Die 
mit ihr einhergehenden Einkommensver
luste zwingen meist nicht nur zum Kon
sumverzicht, sondern führen zu einer 
eingeschränkten Teilnahme am gesell
schaftlichen Leben für die Erwerbslosen 
und alle von ihnen abhängigen Personen. 
Eine auf den Arbeitsmarkt bezogene 
 Perspektivlosigkeit kann darüber hinaus 
persönliche Krisen auslösen. 

Ebenso groß ist die Bedeutung der 
Erwerbsarbeit auf gesellschaftlicher Ebe
ne. Das Steuersystem und die Sozialver
sicherungssysteme finanzieren sich über 

Erwerbsbeteiligung. Für materiellen Wohl
stand sind das Schaffen und Erhalten von 
Arbeitsplätzen eine wichtige Vorausset
zung. Dementsprechend groß ist auch die 
öffentliche und politische Diskussion um 
die Zukunft der Arbeitswelt. 

Die weiterhin rasante technische Ent
wicklung, die zunehmende Globalisie
rung und Digitalisierung der Arbeitswelt, 
der demografische Wandel, veränderte 
Beschäftigungsformen, aber auch persön
liche Ansprüche der Menschen an ihre 
Arbeit und deren Vereinbarkeit mit dem 
Privatleben werfen viele Fragen auf. Im 
Vordergrund stehen heute auf der einen 
Seite die zunehmende Heterogenität der 
Erwerbsformen, deren Auswirkung auf 
die Normalarbeitsverhältnisse und die 
Frage, inwieweit Erwerbsarbeit noch 
existenzielle Absicherung garantieren 
kann. Auf der anderen Seite wird vor 
dem Hintergrund des demografischen 
Wandels ein zunehmender Fachkräfte
mangel befürchtet und diskutiert, inwie
weit ungenutztes beziehungsweise zusätz
liches Arbeitskräftepotenzial aktiviert 
werden könnte. 

5.1.1 Die amtliche 
Arbeitsmarktstatistik 
Das Statistische Bundesamt erstellt Statis
tiken, mit denen das erwerbsstatistische 
Gesamtsystem betrachtet und analysiert 
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werden kann. Es berechnet beziehungs
weise erhebt dazu unter anderem die Zahl 
der Erwerbstätigen und der Erwerbslosen 
nach dem Konzept der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO). Dazu führt es 
jährlich gemeinsam mit den Statistischen 
Ämtern der Länder die Haushaltsbefra
gung Mikrozensus mit der integrierten 
Arbeitskräfteerhebung durch. Die Daten 
aus dem Mikrozensus sind eine wichtige 
Grundlage der Arbeitsmarktstatistik und 
fließen in die Bestimmung der Erwerbs
tätigenzahlen ein. Sie ermöglichen tiefer
gehende Untersuchungen zum Erwerbs
status und zur Arbeitssuche nach soziode
mografischen Merkmalen wie Geschlecht, 
Alter oder Bildungsstand. Die Statistiken 
der Bundesagentur für Arbeit basieren 
vorwiegend auf Verwaltungsdaten, die im 
Zusammenhang mit ihren Aufgaben der 
Arbeitsvermittlung und Leistungserbrin
gung für Arbeitslose und Kurzarbeiter 
anfallen. 

Die einzelnen Statistiken unterschei
den sich nicht nur in den angewandten 
Erhebungsmethoden, sondern auch in 
den zugrunde liegenden Konzeptionen 
und Begriffsabgrenzungen. Oftmals wer
den in der Öffentlichkeit beispielsweise 
die Begriffe Erwerbslose und Arbeitslose 
synonym verwendet. Tatsächlich stecken 
dahinter im Sprachgebrauch der amt
lichen Statistik unterschiedliche Konzep
te, mit denen Personengruppen beschrie
ben werden, die nur teilweise identisch 
sind. u Info 1, Abb 1

Die in diesem Kapitel vorgestellten 
Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
stützen sich auf zwei Quellen: die Er
werbstätigenrechnung im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) und den Mikrozensus. u Info 2

5.1.2 Entwicklung der Erwerbstätig-
keit und Erwerbslosigkeit
Im Jahr 2017 gab es in Deutschland 
durchschnittlich rund 45,9 Millionen Er
werbspersonen mit Wohnort in Deutsch
land. Von ihnen waren 44,2 Millionen er
werbstätig und 1,7 Millionen erwerbslos. 
Im Vergleich zu 1991 ist die Zahl der Er
werbspersonen um etwa 4,9 Millionen 

u Info 1  
Arbeitsmarkt: Statistische Begriffe und Konzepte

Die Arbeitsmarktstatistik des Statistischen Bundesamtes folgt dem Labour-Force-Konzept 
der International Labour Organization (ILO), das internationale Vergleiche von Arbeits-
marktdaten ermöglicht. Erwerbstätig im Sinne der ILO-Definition ist jede Person ab 15 Jah-
ren, die in einem Berichtszeitraum gegen Entgelt oder im Rahmen einer selbstständigen 
oder mithelfenden Tätigkeit gearbeitet hat, unabhängig vom zeitlichen Umfang. Auch wer 
sich in einem Beschäftigungsverhältnis befindet, im Berichtszeitraum diese Beschäftigung 
aber vorübergehend nicht ausgeübt hat, oder in einem Familienbetrieb mitgeholfen hat,  
gilt als erwerbstätig. 

Erwerbstätige in Vollzeit sind Personen, deren regelmäßige Arbeitszeit die im Betrieb 
 beziehungsweise Wirtschaftszweig übliche volle Wochenarbeitsstundenzahl beträgt. 
 Teilzeit ist jede Arbeitszeit, die weniger Arbeitsstunden als die Arbeitszeit der Vollzeitkräfte 
im gleichen Betrieb oder Wirtschaftszweig umfasst. 

Als erwerbslos gilt jede Person im Alter von 15 bis 74 Jahren, die im Berichtszeitraum 
nicht erwerbstätig war und in den letzten vier Wochen vor der Befragung aktiv nach einer 
Tätigkeit gesucht hat. Auf den zeitlichen Umfang der gesuchten Tätigkeit kommt es  
dabei nicht an. Die Person muss in der Lage sein, eine neue Arbeit innerhalb von zwei 
 Wochen aufzunehmen. Die Einschaltung einer Agentur für Arbeit oder eines kommunalen 
Trägers in die Suchbemühungen ist für die Einstufung nicht erforderlich. Fasst man 
 Erwerbslose und Erwerbstätige zusammen, spricht man von Erwerbspersonen. Die 
 verbleibende Gruppe, die nach diesem Konzept weder erwerbstätig noch erwerbslos ist, 
wird Nichterwerbspersonen genannt.

Arbeitslose sind Personen, die bei der Bundesagentur für Arbeit als solche registriert sind 
und sozialgesetzlichen Vorgaben entsprechen. Dadurch beeinflussen auch Änderungen  
im Sozialgesetzbuch die Zahl der Arbeitslosen. Registrierte Arbeitslose dürfen bis zu 
15 Stunden pro Woche arbeiten, ohne ihren Status zu verlieren. Aus den unterschiedlichen 
Konzepten folgt, dass es Personen gibt, die zwar im Sinne der ILO-Definition erwerbslos 
sind, bei der Bundesagentur für Arbeit aber nicht als arbeitslos zählen. Zum anderen 
 gelten in der Statistik der Bundesagentur für Arbeit bestimmte Personen als arbeitslos,  
die nach der Definition der ILO nicht erwerbslos sind. 

u Info 2  
Erwerbstätigenrechnung und Mikrozensus

Die Erwerbstätigenrechnung betrachtet die Beschäftigung im Kontext der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung. Dabei wird zwischen Erwerbstätigen mit Wohnort in Deutsch-
land (Inländerkonzept) und Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Deutschland (Inlandskonzept) 
unterschieden. 

Bei der Berechnung der Erwerbstätigenzahl stützt sich die Erwerbstätigenrechnung auf 
 eine Vielzahl von Daten, um möglichst alle verfügbaren Informationen in die Schätzung 
 einfließen zu lassen. Im Rahmen des Mikrozensus wird eine repräsentative Stichprobe von 
Haushalten in Deutschland befragt. Die Ergebnisse des Mikrozensus eignen sich zur 
 Beantwortung sozialpolitischer und sozialwissenschaftlicher Fragen. Obwohl im Mikrozen-
sus und in der Erwerbstätigenrechnung das ILO-Konzept zur Bestimmung der Erwerbs-
tätigen angewendet wird, entstehen bei den Ergebnissen Abweichungen. Diese sind  
vor allem auf die methodischen und organisatorischen Unterschiede zwischen beiden 
 Statistiken zurückzuführen. Zum einen ist die Arbeitskräfteerhebung als Teil des Mikrozen-
sus durch die Stichprobenerhebung mit einer gewissen Unschärfe belastet. Zum anderen 
weicht die Definition der Internationalen Arbeitsorganisation zur Erwerbstätigkeit deutlich 
vom Alltagsverständnis der Befragten ab, da zum Beispiel bezahlte Tätigkeiten bereits   
ab einem Umfang von einer Stunde pro Woche als Erwerbstätigkeit zu erfassen sind. Im 
Mikrozensus kann dies zu einer Untererfassung führen, wenn Befragte zum Beispiel kleinere 
Nebentätigkeiten nicht angeben, weil sie sich hauptsächlich als Rentner, Arbeitslose, 
Hausfrauen oder Studierende verstehen.

Die Erwerbstätigenrechnung geht methodisch anders vor und greift im Bereich kleinerer 
Tätigkeiten überwiegend auf die Angaben aus den gesetzlich vorgeschriebenen Mel-
dungen zur geringfügigen Beschäftigung (Minijob) zurück. Aufgrund dieser erhebungs-
methodischen Unterschiede zwischen beiden Statistiken liegen die Ergebnisse für 
 Erwerbspersonen und Erwerbstätige aus dem Mikrozensus auf einem insgesamt niedri-
geren Niveau. Längerfristige Trends beider Statistiken zeigen dabei jedoch in die  
gleiche Richtung.
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Erwerbspersonen Erwerbstätige Erwerbslose Erwerbslosenquote ¹

in Millionen in %

1991 41,02 38,85 2,17 5,3

1997 41,63 37,86 3,76 9,0

2007 43,73 40,26 3,47 7,9

2012 44,23 42,01 2,22 5,0

2015 44,94 42,99 1,95 4,3

2016 45,32 43,54 1,77 3,9

2017 45,87 44,17 1,70 3,7

gestiegen. Kontinuierliche Zuwächse gab 
es vor allem im Zeitraum 1996 bis 2005, 
während die Zahl der Erwerbspersonen 
davor weitestgehend stagniert hatte. Seit 
2011 ist wieder eine etwas stärkere Zu
nahme zu beobachten. u Tab 1 

Betrachtet man allein die Erwerbstä
tigen, zeigen sich konjunkturelle Entwick
lungen deutlicher: Nach der deutschen 
Vereinigung war die Zahl der Erwerbs
tätigen mit Arbeitsort in Deutschland 
(Inlandskonzept) rückläufig, bis sie 1993 
auf einen Tiefstand von 37,8 Millionen 

werden kann. Es berechnet beziehungs
weise erhebt dazu unter anderem die Zahl 
der Erwerbstätigen und der Erwerbslosen 
nach dem Konzept der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO). Dazu führt es 
jährlich gemeinsam mit den Statistischen 
Ämtern der Länder die Haushaltsbefra
gung Mikrozensus mit der integrierten 
Arbeitskräfteerhebung durch. Die Daten 
aus dem Mikrozensus sind eine wichtige 
Grundlage der Arbeitsmarktstatistik und 
fließen in die Bestimmung der Erwerbs
tätigenzahlen ein. Sie ermöglichen tiefer
gehende Untersuchungen zum Erwerbs
status und zur Arbeitssuche nach soziode
mografischen Merkmalen wie Geschlecht, 
Alter oder Bildungsstand. Die Statistiken 
der Bundesagentur für Arbeit basieren 
vorwiegend auf Verwaltungsdaten, die im 
Zusammenhang mit ihren Aufgaben der 
Arbeitsvermittlung und Leistungserbrin
gung für Arbeitslose und Kurzarbeiter 
anfallen. 

Die einzelnen Statistiken unterschei
den sich nicht nur in den angewandten 
Erhebungsmethoden, sondern auch in 
den zugrunde liegenden Konzeptionen 
und Begriffsabgrenzungen. Oftmals wer
den in der Öffentlichkeit beispielsweise 
die Begriffe Erwerbslose und Arbeitslose 
synonym verwendet. Tatsächlich stecken 
dahinter im Sprachgebrauch der amt
lichen Statistik unterschiedliche Konzep
te, mit denen Personengruppen beschrie
ben werden, die nur teilweise identisch 
sind. u Info 1, Abb 1

Die in diesem Kapitel vorgestellten 
Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
stützen sich auf zwei Quellen: die Er
werbstätigenrechnung im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) und den Mikrozensus. u Info 2

5.1.2 Entwicklung der Erwerbstätig-
keit und Erwerbslosigkeit
Im Jahr 2017 gab es in Deutschland 
durchschnittlich rund 45,9 Millionen Er
werbspersonen mit Wohnort in Deutsch
land. Von ihnen waren 44,2 Millionen er
werbstätig und 1,7 Millionen erwerbslos. 
Im Vergleich zu 1991 ist die Zahl der Er
werbspersonen um etwa 4,9 Millionen 

ETR = Erwerbstätigenrechnung, VGR = Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, BA = Statistik der Bundesagentur für Arbeit,  IAB = Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der BA. 
1 Daten zum Personal des öffentlichen Dienstes. 
2 Zum Beispiel Monatsbericht im Bauhauptgewerbe. 
3 Zum Beispiel Geschäftsstatistiken über den Personalbestand von Deutsche Bahn AG oder Deutsche Post AG.

1 Erwerbslosenquote: Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen.
Erste Jahresergebnisse der Erwerbstätigenrechnung, Inländerkonzept, Stand Januar 2017.  
Erwerbslose: Ergebnisse der Arbeitskräfteerhebung.

u Abb 1 Ausgewählte Begriffe und Datenquellen zum Arbeitskräfteangebot und zur Arbeitskräftenachfrage

u Tab 1 Erwerbspersonen, Erwerbstätige und Erwerbslose
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ursprüngliches Niveau von Anfang der 
1990erJahre zurück. Seit 2006 sank die 
Erwerbslosenzahl jährlich, lediglich unter
brochen durch einen gering fügigen An
stieg im Jahr 2009. Im Jahr 2010 lag die 
durchschnittliche Erwerbs losenzahl erst
mals seit 1992 wieder unter 3 Millionen. 
Bis 2017 hat sie sich weiter deutlich verrin
gert und lag bei 1,7 Millionen Personen. 

sank. Nach einem Hoch im Jahr 2000 mit 
39,9  Millionen ging die Erwerbstätigen
zahl parallel zur konjunkturellen Ent
wicklung erneut leicht zurück, blieb aber 
deutlich über dem Niveau von 1993. Seit 
2006 ist wieder ein klarer Aufwärtstrend 
erkennbar. Selbst die deutlich negative 
konjunkturelle Entwicklung in Deutsch
land nach der Finanzmarkt und Wirt
schaftskrise im Jahr 2008/2009 führte 
 lediglich zu einer verlangsamten Zunah
me der Erwerbstätigenzahl. 

Der Anstieg der Zahl der Erwerbstäti
gen relativiert sich, wenn man sie mit der 
Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden, 
dem sogenannten Arbeitsvolumen, ver
gleicht. Im Jahr 2017 leisteten die Er
werbstätigen in Deutschland 60,0 Milli
arden Arbeitsstunden. Diese Zahl hat im 
Lauf der letzten Jahre zugenommen – 
2007 lag sie noch bei 57,4 Milliarden 
 Arbeitsstunden. Im Jahr 1991 allerdings 
hatte das geleistete Arbeitsvolumen noch 
bei 60,3 Milliarden Stunden gelegen und 
ist dann, teilweise bedingt durch Um
strukturierungsprozesse der Wirtschaft 
in Ostdeutschland, nach und nach zu
rückgegangen. Ein anderer wesentlicher 
Faktor für den Rückgang des Arbeits
volumens sind die je Erwerbstätigen pro 
Jahr geleisteten Arbeitsstunden. Diese 
sind in den zurückliegenden 25 Jahren 
fast kontinuierlich gesunken. Im Jahr 
1991 leistete ein Erwerbstätiger rund 
1 554 Arbeitsstunden pro Jahr, während 
es 2017 nur noch 1 356 Stunden waren. 
Dies war seitdem die niedrigste Zahl an 
Arbeitsstunden je Erwerbstätigen und 
entspricht einem Rückgang von fast 13 %. 
Ein wesentlicher Grund für diese Ent
wicklung war die zunehmende Zahl der 
Teilzeit arbeitenden Erwerbstätigen – 
 darunter insbesondere Frauen. u Abb 2

Die Zahl der Erwerbslosen (siehe 
Tab 1) verzeichnete in den letzten 25 Jah
ren zwei Phasen deutlicher Anstiege: Zwi
schen 1991 und 1997 stieg sie von 2,2 Mil
lionen auf 3,8 Millionen und zwischen 
2001 und 2005 von 3,1 Millionen auf 
4,5 Millionen Personen. Die dazwischen
liegende konjunkturelle Aufschwungspha
se führte die Erwerbslosigkeit nicht auf ihr 

Damit ist das Niveau von 1991 deutlich 
unterschritten. Die Erwerbslosenquote 
sank 2017 auf den tiefsten Stand seit der 
deutschen Vereinigung, im Jahresdurch
schnitt lag sie bei 3,7 %. Die Zahl der re
gistrierten Arbeitslosen wies im Vergleich 
zur Zahl der Erwerbslosen einen ähn
lichen Verlauf auf, allerdings auf einem 
höheren Niveau (siehe auch Tab 5). u Abb 3

u Abb 2 Erwerbstätige, geleistete Arbeitsstunden insgesamt  
und je Erwerbstätigen — 1991 = 100

u Abb 3 Erwerbslosenquote — in Prozent

Erste Jahresergebnisse der Erwerbstätigenrechnung, Inlandskonzept, Stand Januar 2017.
Quelle für geleistete Arbeitsstunden: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)  
der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA)

Erwerbslosenquote: Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen.
Ergebnisse der Arbeitskräfteerhebung.

Erwerbstätige Arbeitsvolumen Arbeitsstunden je Erwerbstätigen 

Abb 1 Erwerbstätige, geleistete Arbeitsstunden 
insgesamt und je Erwerbstätigen

Ergebnisse der Erwerbstätigenrechnung, Stand Februar 2015.
Quelle: Arbeitszeit- und Arbeitsvolumenrechnung, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der 
Bundesagentur für Arbeit (BA)
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fristigen Zeitverlauf die großen struktu
rellen Veränderungen. Neue Produktions 
und Fertigungsverfahren, zunehmende 
Automatisierung und Rationalisierung 
sowie die veränderte Nachfrage nach Gü
tern und Dienstleistungen haben zu einer 
erheblichen Umverteilung der Erwerbs
tätigen und damit auch zu einem gesell
schaftlichen Wandel geführt. 

5.1.3 Erwerbstätige nach 
 Wirtschaftsbereichen und 
Berufsgruppen
Die Verteilung der Erwerbstätigen mit 
Arbeitsort in Deutschland auf die Wirt
schaftsbereiche des primären (Land und 
Forstwirtschaft, Fischerei), sekundären 
(Produzierendes Gewerbe) und tertiären 
Sektors (Dienstleistungen) zeigt im lang

Am stärksten zurückgegangen ist die 
Zahl der Erwerbstätigen in den letzten 
eineinhalb Jahrhunderten im primären 
Sektor: Im Jahr 2017 waren laut Erwerbs
tätigenrechnung nur noch 1,4 % aller Er
werbstätigen dort beschäftigt. Im sekun
dären Sektor arbeiteten 24,1 %, im tertiären 
Sektor dagegen 74,5 % der Erwerbstäti
gen. u Abb 4

Die Zahl der Erwerbstätigen im Pro
duzierenden Gewerbe stieg im Zuge der 
Industrialisierung parallel zur Abnahme 
im Agrarbereich. Im Jahr 2017 arbeiteten 
10,7 Millionen Erwerbstätige im Pro
duzierenden Gewerbe, darunter 7,6 Mil
lionen im Verarbeitenden Gewerbe und 
2,5 Millionen im Baugewerbe. Im Dienst
leistungssektor waren 2017 mit 33,0 Mil
lionen mehr als dreimal so viele Perso
nen tätig wie im sekundären Sektor. Seit 
2007 ist die Zahl der im Dienstleistungs
sektor Tätigen um 3,5 Millionen ange
stiegen. 

Innerhalb des Dienstleistungssektors 
kam 2017 den Wirtschaftsbereichen Öf
fentliche Dienstleistungen, Erziehung 
und Gesundheit mit 10,9 Millionen Er
werbstätigen die größte Bedeutung zu. 
Dazu zählen unter anderem die öffentli
che Verwaltung, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Polizei oder Feuerwehr, 
bei einer Sozialversicherung Tätige, alle 
Beschäftigten an Bildungseinrichtungen 
oder das Personal im Gesundheits und 
Sozialwesen. Annähernd genauso viele 
Erwerbstätige (10,1 Millionen) arbeiteten 
in den Wirtschaftsbereichen Handel, 
Verkehr und Gastgewerbe. Zum Handel 
zählen sowohl Groß als auch Einzelhan
del. Der Abschnitt Verkehr umfasst alle 
Erwerbstätigen, die mit dem Verkehr zu 
Lande, auf dem Wasser oder in der Luft 
zu tun haben, aber auch Speditionen, 
Post und Kurierdienste. u Abb 5

Der Wandel der Wirtschaftsstruktu
ren, aber auch neue Produktions und 
Fertigungsverfahren haben viele Berufe 
und Berufsfelder im Lauf der Zeit verän
dert. Die zehn am stärksten besetzten Be
rufsgruppen von erwerbstätigen Männern 
und Frauen unterscheiden sich bis heute 
stark voneinander. u Tab 2

u Abb 4 Erwerbstätige nach Wirtschaftssektoren  
— in Prozent

Erste Jahresergebnisse der Erwerbstätigenrechnung, Inlandskonzept, Stand Januar 2017.

u Abb 5 Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen 2017 — in Prozent

Erste Jahresergebnisse der Erwerbstätigenrechnung,  
Inlandskonzept, Stand Januar 2017.
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Erwerbstätige in 1 000

Männer 

 1 Maschinenbau- und Betriebstechnik 1 388

 2 Lagerwirtschaft, Post, Zustellung, Güterumschlag 1 086

 3 Unternehmensorganisation und -strategie 1 048

 4 Fahrzeugführung im Straßenverkehr  920

 5 Elektrotechnik  596

 6 Fahrzeug-, Luft-, Raumfahrt-, Schiffbautechnik  571

 7 Metallbearbeitung  502

 8 Geschäftsführung und Vorstand  493

 9 Verkauf (ohne Produktspezialisierung)  487

10 Hochbau  481

Frauen 

 1 Büro und Sekretariat 1 550

 2 Erziehung, Sozialarbeit, Heilerziehungspflege 1 272

 3 Verkauf (ohne Produktspezialisierung) 1 218

 4 Unternehmensorganisation und -strategie 1 197

 5 Reinigung 1 001

 6 Verwaltung  897

 7 Gesundheit, Krankenpflege, Rettungsdienst, Geburtshilfe  884

 8 Arzt- und Praxishilfe  672

 9 Lehrtätigkeit an allgemeinbildenden Schulen  603

10 Altenpflege  546

Deutschland Früheres Bundes gebiet 
ohne Berlin

Neue Länder  
und Berlin

2006 2016 2006 2016 2006 2016

im Alter von … bis … Jahren

15 – 64 74,8 77,6 74,3 77,3 76,9 79,0

15 – 19 30,9 28,7 30,6 29,3 31,9 25,2

20 – 24 70,7 67,9 70,3 68,5 72,0 64,4

25 – 29 81,1 82,3 80,8 82,2 82,0 82,6

30 – 34 86,2 86,0 85,4 85,4 89,9 88,3

35 – 39 88,3 87,2 87,4 86,6 92,3 89,4

40 – 44 90,1 89,1 89,3 88,6 93,5 91,1

45 – 49 88,9 90,1 88,2 89,8 91,9 91,3

50 – 54 84,9 87,5 83,6 87,4 89,4 87,9

55 – 59 73,7 81,9 72,3 81,6 79,4 83,4

60 – 64 33,2 58,3 34,3 58,6 29,6 57,2

65 – 69 6,7 15,5 7,4 16,3 4,0 12,5

70 – 74 3,0 6,5 3,4 7,1 1,4 4,7

75 und älter 0,9 1,8 1,0 2,0 0,3 1,0

5.1.4 Beteiligung am Erwerbsleben
Längere Ausbildungszeiten und das frü
here Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
führten ab den 1990erJahren zu stetig 
sinkenden Erwerbsquoten. Dieser Trend 
hat sich mittlerweile umgekehrt. Im Jahr 
2016 lag die Erwerbsquote, das heißt der 
Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstäti
ge und Erwerbslose) an der Bevölkerung 
ab 15 Jahren, in Deutschland bei 60 %. 
Dies war 1 Prozentpunkt mehr als 2006 
und damit war die Erwerbsquote so hoch 
wie seit 1991 (59 %) nicht mehr. Dieser 
Anstieg resultierte vorwiegend aus einer 
gestiegenen Erwerbsquote der Frauen, 
die seit 2006 um 4 Prozentpunkte ange
wachsen ist und 2016 bei 55 % lag. Die Er
werbsquote der Männer war im Zeitraum 
seit 1991 (71 %) teilweise sogar rückläufig, 
hat jedoch wieder leicht zugelegt und lag 
2016 bei 66 %. 

Betrachtet man nur die Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter von 15 bis 64 Jah
ren, lag die Erwerbsbeteiligung 2016 bei 
78 %. Der entsprechende Wert lag 2006 
noch bei 75 %. Auch die höhere Erwerbs
beteiligung älterer Personen hatte einen 
maßgeblichen Anteil an der insgesamt 
gestiegenen Erwerbsquote. Ein differen
zierter Blick auf die Erwerbsbeteiligung 
einzelner Altersgruppen zeigt eine deut
liche Zunahme der Erwerbsquoten für 
die 55 bis 59Jährigen sowie die 60  
bis 64Jährigen. Sie stiegen zwischen 
2006 und 2016 um 8 beziehungsweise 
25  Prozentpunkte, was vermutlich die 
deutlich reduzierten Möglichkeiten einer 
frühen Verrentung widerspiegelt. Die am 
Arbeitsmarkt aktivste Altersgruppe im 
Jahr 2016 waren die 45 bis 49Jährigen 
mit einer durchschnittlichen Erwerbs
quote von 90 %. u Tab 3

Die Erwerbsbeteiligung in den neuen 
Ländern und Berlin lag 2006 mit rund 
77 % für die 15 bis 64Jährigen noch 
rund 3 Prozentpunkte über derjenigen 
im früheren Bundesgebiet (rund 74 %). 
Im Jahr 2016 hatte sich diese geringfügig 
weiter angeglichen und lag bei 79 % in 
den neuen Ländern und Berlin sowie bei 
77 % im früheren Bundesgebiet. Ursache 
für die langfristige Angleichung war vor 

u Tab 2 Erwerbstätige Männer und Frauen in den zehn am stärksten 
besetzten Berufsgruppen 2016

Ergebnisse des Mikrozensus.

u Tab 3 Erwerbsquoten nach Altersgruppen — in Prozent

Ergebnisse des Mikrozensus. 
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allem die steigende Erwerbsbeteiligung 
von Frauen in Westdeutschland. Ihre Er
werbsquote ist im Alter von 15 bis 64 Jah
ren in dem Zehnjahreszeitraum in 
 Ostdeutschland um 3 Prozentpunkte auf 
76 %, in Westdeutschland um rund 6 Pro
zentpunkte auf 73 % gestiegen. Die Er
werbsbeteiligung von Männern befand 
sich in Ost und Westdeutschland bereits 
2006 auf einem ähnlichen Niveau (Ost: 
80 %; West: 81 %) und hat sich seitdem 
kaum verändert (2016: im Osten mit 81 % 
und im Westen mit 82 %). u Abb 6 

Unterscheidet man die Bevölkerung 
nach ihrer Staatsangehörigkeit, so zeigt 
sich ein differenziertes Bild der Erwerbs
beteiligung. Die Erwerbsquote der Perso
nen mit deutscher Staatsangehörigkeit  
ab 15 Jahren lag 2016 mit 60 % unter der 
Erwerbsquote der ausländischen Bevölke
rung (61 %). Die etwas stärkere Erwerbs
beteiligung der ausländischen Bevölke
rung ist auf Personen aus anderen EU
Mitgliedstaaten zurückzuführen, deren 
Erwerbsquote bei 72 % lag. Während die 
Quote der deutschen Frauen mit 55 % hö
her lag als die der ausländischen Frauen 
(52 %), lag die Erwerbsquote der deut
schen Männer (66 %) niedriger als die der 
ausländischen Männer mit 69 %.

Unterschiede zwischen den Bevölke
rungsgruppen nach der Staatsangehörig
keit zeigen sich auch bei der Erwerbs
losigkeit. Die Erwerbslosenquote von 
Personen mit ausländischer Staatsange
hörigkeit war 2016 mit 8,5 % mehr als 
doppelt so hoch wie die Quote der deut
schen Bevölkerung (3,6 %). Unter den 
Ausländerinnen und Ausländern aus 
 anderen EUMitgliedstaaten war die 
 Erwerbslosigkeit niedriger. Hier lag  
die Quote mit 5,4 % näher an dem Wert 
der deutschen Bevölkerung. Sowohl bei 
der deutschen als auch bei der ausländi
schen Bevölkerung sind Männer etwas 
stärker von Erwerbslosigkeit betroffen  
als Frauen. Während 3,8 % der deutschen 
Männer erwerbslos waren, traf dies nur 
auf 3,3 % der deutschen Frauen zu. In  
der ausländischen Bevölkerung waren 
8,9 % der Männer und 8,0 % der Frauen 
erwerbslos. 

u Abb 6 Bevölkerung nach Alter und Beteiligung am Erwerbsleben 2016 — in Millionen

Ergebnisse des Mikrozensus.
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zwischen 56 % für diejenigen ohne einen 
beruf lichen Abschluss und 82 % für 
Hochschulabsolventen. Die niedrige Er
werbsbeteiligung älterer Personen ohne 
anerkannten beruflichen Abschluss ging 
einher mit einer höheren Erwerbslosen
quote von 6,6 % im Vergleich zu Personen 
mit Hochschulabschluss, deren Erwerbs
losenquote bei nur 2,3 % lag. 

Der grundlegende Zusammenhang 
von Bildung und Erwerbsbeteiligung ist 
für Frauen und Männer dieser Altersgrup
pe gleich, auch wenn sich die Erwerbsbe
teiligung der Frauen auf einem insgesamt 
niedrigeren Niveau befindet. Je höher die 
berufliche Qualifikation, desto geringer 
der Unterschied in der Erwerbsbeteiligung.

5.1.5 Ungenutztes 
Arbeitskräftepotenzial 
Im Zusammenhang mit den Diskussio
nen um mögliche Folgen des demogra
fischen Wandels für den Arbeitsmarkt 
rücken Arbeitsmarktstatistiken in den 
Vordergrund, die das gegenwärtig unge
nutzte Arbeitskräftepotenzial möglichst 
vollständig abbilden. Neben »Erwerbs
losigkeit« sind »Unterbeschäftigung« und 
»Stille Reserve« zusätzliche neue Indi
katoren innerhalb des LabourForce
Konzeptes, die im Jahr 2011 auf EUEbene 
festgelegt wurden (siehe Abb 1). u Info 3

Neben Geschlecht, Alter und Staats
angehörigkeit spielt der Bildungsstand 
(siehe Kapitel 2.1, Seite 53, Info 2) eine 
wichtige Rolle bei der Erwerbsbeteili
gung. Von den 25 bis 54jährigen Per
sonen ohne anerkannten beruflichen Ab
schluss waren 2016 mehr als zwei Drittel 
(69 %) auf dem Arbeitsmarkt aktiv. Per
sonen, die ein mittleres berufliches Bil
dungsniveau aufwiesen (zum Beispiel 
eine abgeschlossene Lehrausbildung), 
hatten eine Erwerbsquote von 90 %. Die
jenigen mit einem hohen beruflichen Bil
dungsniveau (tertiäre Abschlüsse, zum 
Beispiel Meister, Fachhochschul oder 
Hochschulabschluss) beteiligten sich zu 
93 % am Erwerbsleben. u Abb 7

Bei den Erwerbslosenquoten gab es 
ähnlich deutliche Unterschiede je nach 
Bildungsstand: Bezogen auf die 25 bis 
54Jährigen waren die Erwerbslosen
quoten von Personen ohne anerkannten 
beruf lichen Abschluss 2016 deutlich 
 höher als die Quoten von Personen mit 
tertiären Abschlüssen. So waren 9,8 % der 
Personen ohne berufliche Qualifikation 
erwerbslos, aber nur 2,2 % derjenigen mit 
einem Hochschul oder sonstigen tertiä
ren Abschluss. In der Altersgruppe der 
55 bis 64Jährigen unterschieden sich 
die Erwerbsquoten noch deutlicher nach 
Bildungsstand. Sie bewegten sich 2016 

Das ungenutzte Arbeitskräftepotenzial 
als Summe der Erwerbslosen, Unterbe
schäftigten und der Stillen Reserve betrug 
im Jahr 2016 nach Ergebnissen der Arbeits
kräfteerhebung insgesamt 5,4 Millionen 
Personen. Es setzte sich neben 1,8 Millio
nen Erwerbslosen aus 2,6 Millionen Un
terbeschäftigten und 1,0 Millionen Perso
nen in der Stillen Reserve zusammen. 

Ein Blick auf die sogenannten Unter
beschäftigten zeigt, dass auch bei den Er
werbstätigen noch ungenutztes Arbeits
kräftepotenzial vorhanden ist. Personen 
in Unterbeschäftigung sind definiert  
als erwerbstätig, mit dem Wunsch nach 
zusätzlichen Arbeitsstunden, die für eine 
zusätzliche Arbeit innerhalb von zwei 
Wochen verfügbar wären. 

Von den insgesamt 2,6 Millionen un
terbeschäftigt Erwerbstätigen übten 
1,4 Millionen eine Teilzeit und 1,2 Milli
onen eine Vollzeittätigkeit aus. Unterbe
schäftigung bei einer Vollzeittätigkeit ist 
eine Männerdomäne. Von den 1,2 Millio
nen Unterbeschäftigten in Vollzeit waren 
74 % männlich. Bei den Unterbeschäftig
ten in Teilzeit hingegen dominieren die 
Frauen: Hier waren von 1,4 Millionen be
troffenen Personen 72 % weiblich.

Personen in der Stillen Reserve gehen 
ebenso wie Erwerbslose überhaupt keiner 
Erwerbsarbeit nach. Sie zählen nach den 

u Abb 7 Erwerbsquote nach Alter und Bildungsstand 2016 — in Prozent

Nach dem höchsten beruflichen Abschluss. Bildungsstand siehe Kapitel 2.1, Seite 53, Info 2.
Ergebnisse des Mikrozensus.

u Info 3  
Ungenutztes Arbeitskräftepotenzial

Die vom Statistischen Bundesamt veröffent-
lichten Zahlen zum ungenutzten Arbeits-
kräftepotenzial orientieren sich an einer EU-
weit gültigen Konzeption. Zum ungenutzten 
Arbeitskräftepotenzial  zählen nicht nur 
 Erwerbslose, sondern auch Erwerbstätige, 
die mehr arbeiten möchten und als Unter-
beschäftigte erfasst werden. Hinzu kommen 
Nichterwerbs personen, die gern arbeiten 
würden,  gemäß ILO-Konzept aber nicht 
 erwerbslos sind und zur sogenannten Stillen 
 Reserve zählen (siehe auch Abb 1). Der von 
der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
verwendete Begriff der Unterbeschäftigung 
unterscheidet sich vom hier verwendeten 
Konzept. Dabei werden registrierte Arbeitslose 
sowie Teil nehmerinnen und Teilnehmer an 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik, die in 
der Beschäftigungsstatistik nicht als arbeits-
los gezählt werden, zusammengefasst.

55- bis 64-Jährige25- bis 54-Jährige 

Abb 5 Erwerbsquote nach Alter und Bildungsstand 2016 - in Prozent

Nach dem höchsten beruflichen Abschluss. Bildungsstand siehe Kapitel 2.1, Seite xx, Info 2.
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Alter ab 15 Jahren in Teilzeit  tätig (47 %). 
Unter den Männern betrug dieser Anteil 
nur 11 %. 

Nicht alle Teilzeitbeschäftigten arbei
ten freiwillig verkürzt. Teilzeittätige, die 
gern Vollzeit arbeiten würden, aber auf 
dem Arbeitsmarkt keine entsprechende 
Stelle finden, werden auch als »unfreiwil
lig« Teilzeitbeschäftigte bezeichnet. Im 
Jahr 2016 gaben 11 % als Hauptgrund für 
die Teilzeitarbeit an, dass sie keinen ganz
tägigen Arbeitsplatz finden konnten. 
Knapp 10 % der Teilzeit beschäftigten 
Frauen und 15 % der Männer waren 
 eigentlich auf der Suche nach einem Voll
zeitjob. Da Frauen jedoch sehr viel häufi
ger in Teilzeit arbeiten, war hier die abso
lute Zahl der Frauen deutlich höher als 
die der Männer. Der Anteil der unfreiwil
lig Teilzeitbeschäftigten insgesamt ging 
von 2006 bis 2016 um 11 Prozentpunkte 
zurück: Bei den Männern fiel er zwischen 
2006 und 2016 um 19 Prozentpunkte, bei 
den Frauen um 10 Prozentpunkte. 

Neben dem Umstand, keine Vollzeit
stelle gefunden zu haben, gibt es noch 

Kriterien der Internationalen Arbeitsor
ganisation nicht zu den Erwerbslosen, 
wünschen sich aber grundsätzlich eine 
Arbeit. Zur Stillen Reserve gehören  
Personen, die zwar Arbeit suchen, jedoch 
im Moment kurzfristig für eine Arbeits
aufnahme nicht zur Verfügung stehen. 
Ebenfalls dazu zählen Personen, die aus 
verschiedenen Gründen gerade keine 
 Arbeit suchen, aber grundsätzlich gern 
arbeiten würden und für diese Arbeit 
auch verfügbar sind. Unter den gut 
1,0 Millionen Personen in Stiller Reserve 
im Jahr 2016 waren Frauen und Männer 
zu etwa gleichen Teilen vertreten. 

Bei den Menschen, die sich nicht am 
Erwerbsleben beteiligten, gab es deutlich 
mehr Frauen (11,0 Millionen) als Männer 
(8,2 Millionen). Der Wunsch nach Arbeit 
ist unter den Männern auch etwas ausge
prägter: So gehörten 6,3 % der männli
chen Nichterwerbspersonen zur Stillen 
Reserve, während es bei den weiblichen 
Nichterwerbspersonen 4,7 % waren.

5.1.6 Teilzeitbeschäftigung
Eine Teilzeitbeschäftigung ermöglicht es 
in der Regel, Familie und Beruf zeitlich 
besser miteinander zu vereinbaren. Eine 
reduzierte Arbeitszeit bedeutet jedoch 
häufig, auf Teile des Verdienstes und der 
Altersvorsorge zu verzichten sowie einge
schränkte Karrieremöglichkeiten in Kauf 
zu nehmen. In der Arbeitskräfteerhebung 
gilt als Teilzeit jede Arbeitszeit, die weni
ger Arbeitsstunden als die Arbeitszeit der 
Vollzeitkräfte im gleichen Betrieb bezie
hungsweise in der gleichen Branche um
fasst. Sie wird anhand der Selbsteinstu
fung der Befragten erhoben. Im Jahr 2016 
waren in Deutschland 11,5 Millionen 
Personen im Alter von 15 Jahren und älter 
in Teilzeit beschäftigt. Ihr Anteil an allen 
Erwerbstätigen lag 2016 bei 28 %. Seit 
2006 ist der Anteil um 2,1 Prozentpunkte 
gestiegen. Das realisierte Angebot an 
 Arbeit – gemessen am Arbeitsvolumen – 
wurde im Lauf der Jahre auf mehr Schul
tern verteilt. Dadurch arbeiten mehr Per
sonen in einer Teilzeitbeschäftigung, vor
wiegend sind dies Frauen. Im Jahr 2016 
war fast jede zweite erwerbstätige Frau im 

weitere Gründe für eine Teilzeitbeschäfti
gung. Ein großer Teil der Erwerbstätigen 
arbeitet aus familiären Gründen in Teil
zeit: Im Jahr 2016 nannten 23 % die Be
treuung von Kindern oder anderen Ange
hörigen als Grund, 16 % sonstige familiäre 
Verpflichtungen. Frauen übten deutlich 
häufiger eine Teilzeitbeschäftigung aus 
familiären Gründen aus als Männer. Bei 
den Frauen nannten 47 % eine der beiden 
erwähnten Ursachen, aber gerade einmal 
10 % der Männer. Ein großer Teil der 
Männer nannte hingegen als Hauptgrund 
für die Teilzeitarbeit eine parallel laufen
de Aus oder Weiterbildungsmaßnahme 
(23 %), bei Frauen traf dies lediglich bei 
6,5 % zu. Aus anderen Gründen wünsch
ten sich 36 % der Teilzeitbeschäftigten 
keine Vollzeittätigkeit. Inwiefern bei 
 diesen Gruppen Teilzeitarbeit freiwillig 
ausgeübt wird, kann nicht abschließend 
geklärt werden. Es ist jedoch davon aus
zugehen, dass Veränderungen bei Ange
boten für Kinderbetreuung und Pflege 
Wünsche nach Vollzeit oder Teilzeit
arbeit beeinflussen. u Abb 8

u Abb 8 Hauptgrund für Teilzeitbeschäftigung 2016— in Prozent

Erwerbstätige 15 Jahre und älter.
Ergebnisse der Arbeitskräfteerhebung.
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einer Arbeitsstelle ist eine unbefristete 
abhängige Beschäftigung. Sie geht von 
 einer Vollzeittätigkeit aus, bei der Arbeit
nehmerinnen und Arbeitnehmer unmit
telbar bei oder direkt im Auftrag für 
 einen Arbeitgeber arbeiten, und davon, 
dass ein Arbeitsvertrag zwischen den bei
den geschlossen wurde. In der Realität ist 
das auch nach wie vor der am häufigsten 
anzutreffende Fall. Dieses sogenannte 
Normalarbeitsverhältnis erhält seine 
 Bedeutung durch seine ungebrochene 
Dominanz auf dem Arbeitsmarkt und der 
damit verbundenen Ausrichtung der 
 Sozialsysteme auf diesen »Normalfall«. 
Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass 
Beschäftigungsformen, die der Sammel
begriff »atypische Beschäftigung« zusam
menfasst, an Bedeutung zugenommen 
haben. Sie prägen das Arbeitsleben für 
eine nicht unwesentliche Zahl von Er
werbstätigen. u Info 4, Abb 9

5.1.7 Atypische Beschäftigung, 
 Normalarbeitsverhältnis und 
Selbstständigkeit
Die Zahl der Erwerbstätigen sagt zwar et
was darüber aus, wie viele Menschen zu 
einem bestimmten Zeitpunkt gearbeitet 
haben, aber noch nichts über den Um
fang und die Dauerhaftigkeit der Er
werbstätigkeit. Der deutsche Arbeits
markt ist in den letzten 25 Jahren hetero
gener geworden. Arbeitsverträge werden 
in geringerem Umfang auf Basis von 
 Flächentarifverträgen geregelt. Teilzeit
beschäftigung und geringfügige Beschäf
tigung (Minijobs) haben zugenommen. 
Erwerbsformen, die Unternehmen mehr 
Flexibilität geben, wie befristete Beschäf
tigung oder Leiharbeit, haben an Bedeu
tung gewonnen. Sie bringen für die so 
Tätigen andere Beschäftigungsbedingun
gen mit sich als ein Normalarbeitsver
hältnis. Die klassische Vorstellung von 

Selbstständige Tätigkeiten werden 
nicht arbeitsvertraglich geregelt und brin
gen allein dadurch vielfältigere Arbeits
bedingungen mit sich. Einkommen, Ar
beitsumfang und ob eine Geschäftsbasis 
längerfristig die Existenz sichern kann, 
variieren stark. Aus diesem Grund wird 
Selbstständigkeit gesondert von Normal 
und atypischer Beschäftigung betrachtet. 

Von den 37,1 Millionen Erwerbstä
tigen im Alter von 15 bis 64 Jahren, die 
sich nicht in Bildung oder Ausbildung 
befanden (sogenannte Kernerwerbstätige, 
siehe Info 4), waren 2016 rund 25,6 Milli
onen Personen normalerwerbstätig und 
7,7 Millionen atypisch beschäftigt. Damit 
befand sich mehr als jeder fünfte Er
werbstätige (21 %) in einem atypischen 
Beschäftigungsverhältnis, das mindes
tens eines der folgenden Elemente auf
wies: eine Befristung (2,7 Millionen Per
sonen), eine Teilzeitbeschäftigung mit 

u Info 4  
Erwerbsformen

Um ein besseres Verständnis für die Rahmenbe-
dingungen zu erlangen, unter denen die Menschen 
erwerbstätig sind, berichtet das Statistische 
 Bundesamt zusätzlich über die Erwerbsformen, 
in denen sie arbeiten, also ob Erwerbstätige 
selbstständig sind, sich in einem Normalarbeits-
verhältnis befinden oder in einer Form atypischer 
Beschäftigung. Zu den atypisch Beschäftigten 
zählen befristet Beschäftigte, Teilzeitbeschäftigte 
mit bis zu 20 Wochenstunden, geringfügig Be-
schäftigte (unter anderem sogenannte 450-Euro-
Jobs, Minijobs) sowie Personen in Leiharbeit.  
Ein Normalarbeitsverhältnis ist ein abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis, das in Vollzeit bezie-
hungsweise Teilzeit mit über 20 Wochenstunden 
und unbefristet ausgeübt wird. Ein Normalarbeit-
nehmer arbeitet zudem direkt in dem Unterneh-
men, mit dem er einen Arbeitsvertrag hat. Ergeb-
nisse zur atypischen Beschäftigung beziehen 
sich auf Kernerwerbstätige, das heißt auf Perso-
nen im Alter von 15 bis 64 Jahren, soweit sie 
nicht in Bildung oder Ausbildung sind. Diese 
Gruppe der Kernerwerbstätigen befindet sich in 
einem Lebensabschnitt, in dem Erwerbsarbeit  
in deutlich stärkerem Maße als Schwerpunkt der 
Lebensgestaltung gesehen wird als beispiels-
weise während der Ausbildung oder im Ruhestand. 
Sie gilt daher, vor allem im Rahmen der Bericht-
erstattung zur atypischen Beschäftigung, als 
 Bezugsgröße für die Berechnung von Quoten.

u Abb 9 Erwerbsformen
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Insgesamt ¹

Selbst ständige Abhängig Beschäftigte

zusammen
darunter  

Solo-  
Selbst- 

ständige
zusammen

Normal-
arbeit-

nehmer/ 
-innen

atypisch Beschäftigte

zusammen 

und zwar ²

befristet 
Beschäftigte

Teilzeit-
beschäf- 

tigte ³
geringfügig 

Beschäftigte
Zeitarbeit-
nehmer / 
-innen

1991 34,68 2,86 1,28 31,39 28,67 4,44 1,97 2,56 0,65 –

1996 33,26 3,21 1,52 29,75 24,76 4,99 1,90 3,19 1,10 –

2001 33,71 3,41 1,68 29,94 23,83 6,11 2,21 4,13 1,82 –

2006 33,88 3,83 2,13 29,75 22,17 7,57 2,73 4,86 2,66 0,56

2011 35,11 3,92 2,19 31,04 23,19 7,86 2,81 4,97 2,61 0,75

2014 35,88 3,74 2,05 32,02 24,52 7,51 2,46 4,87 2,34 0,67

2015 36,16 3,69 1,99 32,37 24,83 7,53 2,53 4,84 2,34 0,67

2016 37,05 3,65 1,99 33,30 25,64 7,66 2,66 4,81 2,17 0,74

einer Arbeitsstelle ist eine unbefristete 
abhängige Beschäftigung. Sie geht von 
 einer Vollzeittätigkeit aus, bei der Arbeit
nehmerinnen und Arbeitnehmer unmit
telbar bei oder direkt im Auftrag für 
 einen Arbeitgeber arbeiten, und davon, 
dass ein Arbeitsvertrag zwischen den bei
den geschlossen wurde. In der Realität ist 
das auch nach wie vor der am häufigsten 
anzutreffende Fall. Dieses sogenannte 
Normalarbeitsverhältnis erhält seine 
 Bedeutung durch seine ungebrochene 
Dominanz auf dem Arbeitsmarkt und der 
damit verbundenen Ausrichtung der 
 Sozialsysteme auf diesen »Normalfall«. 
Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass 
Beschäftigungsformen, die der Sammel
begriff »atypische Beschäftigung« zusam
menfasst, an Bedeutung zugenommen 
haben. Sie prägen das Arbeitsleben für 
eine nicht unwesentliche Zahl von Er
werbstätigen. u Info 4, Abb 9

schäftigt. Während hoch qualifizierte Er
werbstätige dabei am häufigsten befristet 
oder in Teilzeit bis 20 Wochenstunden be
schäftigt waren, befanden sich Geringqua
lifizierte überdurchschnittlich häufig in 
allen Formen atypischer Beschäftigung. 
Am häufigsten arbeiteten sie in einer Teil
zeitbeschäftigung bis 20 Wochenstunden 
oder in geringfügiger Beschäftigung.

Von den 37,1 Millionen Kernerwerbs
tätigen im Jahr 2016 waren 3,7 Millionen 
selbstständig. Knapp 1,7 Millionen von 
ihnen führten ein Unternehmen mit 
mindestens einem Beschäftigten und 
2,0 Millionen waren als sogenannte Solo
Selbstständige ohne Beschäftigte unter
nehmerisch tätig. Damit waren von den 
Kernerwerbstätigen rund 4,5 % Selbst
ständige mit Beschäftigten und 5,4 % 
solo selbstständig. 

In den zurückliegenden 20 Jahren stag
nierte der Anteil der Selbstständigen mit 
Beschäftigten weitestgehend und lag mit 
5,1 % im Jahr 1996 nur um 0,6 Prozent
punkte höher als 2016 (4,5 %). Der Anteil 
der SoloSelbstständigen ist im selben 
Zeitraum um 0,8 Prozentpunkte von 
4,6 % auf 5,4 % gestiegen, auch wenn der 
Anstieg nicht konstant und der Anteil in 
den letzten Jahren rückläufig war. Hatte 

maximal 20 Wochenstunden (4,8 Millio
nen Personen), Geringfügigkeit im Sinne 
des Sozialrechts (2,2 Millionen Personen) 
oder Zeit beziehungsweise Leiharbeit 
(0,7 Millionen Personen). Im Jahr 2006 
hatte der Anteil atypischer Beschäftigung 
bei 22 % gelegen. u Tab 4

Die Verschiebung der Anteile zwi
schen Normalbeschäftigung und atypi
scher Beschäftigung zeichnete sich bereits 
1996 ab. Damals lag der Anteil atypisch 
Beschäftigter bei 15 %. Er stieg kontinu
ierlich an und lag zwischen 2006 und 
2010 in etwa auf dem gleichen Niveau von 
rund 22 %. Seit 2011 ist eine leicht rück
läufige Tendenz zu verzeichnen. 

Bei der Normalbeschäftigung kehrte 
sich der Trend eines immer weiter sin
kenden Anteils ab dem Jahr 2006 um. 
Dieser ist seitdem bis auf 69 % im Jahr 
2016 gestiegen. 

Personen mit einer geringeren berufli
chen Qualifikation sind deutlich häufiger 
atypisch beschäftigt. Im Jahr 2016 waren 
36 % der Erwerbstätigen ohne eine aner
kannte Berufsausbildung atypisch be
schäftigt; damit lag der Anteil deutlich 
über dem aller Erwerbstätigen (21 %). Er
werbstätige mit einem (Fach)Hochschul
abschluss waren nur zu 14 % atypisch be

es Anfang der 1990erJahre noch mehr 
Selbstständige mit Beschäftigten als ohne 
gegeben, hat sich dies mittlerweile umge
kehrt. Diese Entwicklung bei den Solo
Selbstständigen könnte ein Hinweis da
rauf sein, dass abhängig Beschäftigte ver
stärkt in die Selbstständigkeit drängten 
oder gedrängt wurden, es also Substitu
tionsprozesse von abhängiger Beschäfti
gung durch Selbstständigkeit gab. Auch 
die von den Arbeitsagenturen geförderten 
Selbstständigkeiten (Existenzgründungs
zuschüsse, IchAG, Einstiegsgelder) tru
gen zu dieser Entwicklung bei. Seit 2012 
sind die Anteile der Selbstständigen an 
den Kernerwerbstätigen jedoch wieder 
rückläufig.

5.1.8 Erwerbstätigkeit  
als Unterhaltsquelle
Rund 53 % der Personen im Alter von 15 
und mehr Jahren bestritten 2016 ihren 
Lebensunterhalt überwiegend aus eigener 
Erwerbstätigkeit. Dieser Anteil hat sich 
gegenüber 2006 erhöht. Damals lag er bei 
rund 48 %. Die Relevanz anderer Quellen 
des überwiegenden Lebensunterhaltes hat 
sich in den vergangenen zehn Jahren nur 
wenig verändert. Im Jahr 2016 lebten zum 
Beispiel 7 % der Bevölkerung ab 15 Jahren 

u Tab 4 Kernerwerbstätige in einzelnen Erwerbsformen — in Millionen

Nur Erwerbstätige im Alter von 15 bis 64 Jahren, nicht in Bildung, Ausbildung oder einem Wehr-/Zivil- sowie Freiwilligendienst.
Bis 2004 Ergebnisse einer Berichtswoche im Frühjahr; ab 2005 Jahresdurchschnittswerte sowie geänderte Erhebungs- und Hochrechnungsverfahren.
Ab 2011 geänderte Erfassung des Erwerbsstatus; Hochrechnung anhand der Bevölkerungsfortschreibung auf Basis des Zensus 2011.
Ab 2016 aktualisierte Auswahlgrundlage der Stichprobe auf Basis des Zensus 2011.
1 Umfasst auch mithelfende Familienangehörige, die in der Tabelle nicht gesondert ausgewiesen sind.
2 Angaben lassen sich nicht aufsummieren, da sich die Gruppen überschneiden.
3 Mit höchstens 20 Arbeitsstunden pro Woche.
– Nichts vorhanden.
Ergebnisse des Mikrozensus.
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geld, das 2016 für 0,5 % der Bevölkerung 
ab 15 Jahren die wichtigste Quelle des Le
bensunterhalts darstellte. 

Während sich im gesamten Bundes
gebiet im 10JahresVergleich kaum Än
derungen bei den Unterhaltsquellen zeig
ten, waren zwischen Ost und West
deutschland und zwischen Männern und 
Frauen unterschiedliche Trends zu beob
achten. Im Jahr 2016 verdienten im frü
heren Bundesgebiet 60 % der Männer 

hauptsächlich von Sozialleistungen wie 
Arbeitslosengeld, Leistungen nach Sozial
gesetzbuch II (Hartz IV) oder BAföG, 
2006 waren es 9 %. Durch Rente, Pension 
oder eigenes Vermögen finanzierten sich 
27 % im Jahr 2016, ähnlich hoch lag der 
Anteil vor zehn Jahren (26 %). Der Anteil 
derjenigen, deren Unterhalt hauptsäch
lich von Angehörigen finanziert wurde, 
sank von 17 % (2006) auf 14 % (2016). Neu 
hinzugekommen ist seit 2007 das Eltern

und 46 % der Frauen ihren überwiegen
den Lebensunterhalt durch Erwerbstätig
keit. Im Vergleich zu 2006 (58 %) verän
derte sich für die Männer dieser Anteil 
nur wenig. Der Anteil der Frauen, die ih
ren Lebensunterhalt vorwiegend durch 
die eigene Erwerbstätigkeit finanzierten, 
ist jedoch um 7 Prozentpunkte gestiegen; 
er hatte 2006 lediglich bei rund 39 % ge
legen. Trotzdem blieben westdeutsche 
Frauen deutlich – mit einem Unterschied 
von 14 Prozentpunkten – hinter den 
westdeutschen Männern zurück. Frauen 
in Westdeutschland sind auch weiterhin 
häufiger auf andere Finanzierungsquellen 
angewiesen als Frauen im Osten. Dort 
lebten 48 % der Frauen hauptsächlich von 
der eigenen Erwerbstätigkeit und der Un
terschied zum entsprechenden Anteil der 
Männer (56 %) war mit 8 Prozentpunkten 
geringer. u Abb 10

Bei den Anteilen anderer Unterhalts
quellen zeigten sich zwischen den Ge
schlechtern, aber auch im Vergleich von 
Ost und Westdeutschland geringere Un
terschiede. Die Bedeutung des Arbeits
losengeldes und anderer Sozialleistungen 
als überwiegende Unterhaltsquelle hat  
in Ostdeutschland im betrachteten Zeit
raum abgenommen und ist von 15 % 
(2006) auf 9 % im Jahr 2016 gesunken. 
Der Anteil der Personen mit Renten und 
eigenem Vermögen als Haupteinkom
mensquelle hat sich seit 2006 (26 %) in 
Deutschland insgesamt kaum verändert 
und lag 2016 bei rund einem Viertel 
(Männer: 25 %; Frauen: 28 %). Auffallend 
ist der hohe Anteil an Frauen in Ost
deutschland, die zu 35 % überwiegend 
von Renten, Pensionen oder eigenem Ver
mögen lebten. Dies kann auf die stärkere 
Erwerbsbeteiligung von Frauen in der 
ehemaligen DDR – und dem damit ver
bundenen weiter verbreiteten Anspruch 
auf Rente – zurückgeführt werden.

5.1.9 Registrierte Arbeitslose  
und gemeldete Arbeitsstellen 
Dieser Abschnitt stellt Ergebnisse für die 
nationale Arbeitsmarktbeobachtung aus 
der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) dar.

u Abb 10 Bevölkerung nach überwiegendem Lebensunterhalt 2016  
— in Prozent

Bevölkerung 15 Jahre und älter.
Ergebnisse des Mikrozensus. 

früheres Bundesgebiet neue Länder und Berlin

Abb 6 Bevölkerung nach überwiegendem Lebensunterhalt 2014 - in Prozent

Bevölkerung 15 Jahre und älter.
Ergebnisse des Mikrozensus. 
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Registrierte Arbeitslose Gemeldete 
Arbeitsstellen 1

Gesamt- 
wirtschaftliches 
Stellenangebot 2

Arbeitslosenquote 3

insgesamt Männer Frauen insgesamt Männer Frauen

in 1 000 in %

1991 2 602,2 1 280,6 1 321,6 362,8 . . . .

1997 4 384,5 2 342,4 2 042,1 337,1 . 11,4 10,8 12,2

2005 4 860,9 2 603,0 2 257,6 255,8 . 11,7 11,7 11,8

2007 3 760,6 1 893,7 1 866,9 423,4 . 9,0 8,5 9,6

2012 2 897,1 1 550,4 1 346,7 477,5 812,3 6,8 6,9 6,8

2015 2 794,7 1 517,2 1 277,5 568,7 933,0 6,4 6,6 6,2

2016 2 691,0 1 482,7 1 208,3 655,5 988,0 6,1 6,4 5,8

2017 2 532,8 1 398,1 1 134,7 730,6 1 110,9 5,7 5,9 5,4

Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
führt die bisherige Arbeitsmarktstatistik 
unter Einbeziehung der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende weiter.

Die nachfolgend dargestellten Ar
beitslosenquoten beziehen sich auf alle 
zivilen Erwerbspersonen. Diese Quoten
berechnung steht seit 2009 im Vorder
grund der Berichterstattung, Ergebnisse 
liegen für Deutschland insgesamt ab 
1992 und für die Teilgebiete Ost und 
Westdeutschland ab 1994 vor. 

Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen 
nach der deutschen Vereinigung ist nicht 
allein auf die wirtschaftlich schwache 
 Situation in den neuen Bundesländern 
zurückzuführen. Auch in Westdeutsch
land sind ab 1992 die Arbeitslosenquoten 
merklich gestiegen. Im Jahr 1997 lag die 
Arbeitslosenquote im Westen bei 9,6 % 
und erreichte nach einem Rückgang 
durch die folgende konjunkturelle Bele
bung dann 2005 einen neuen Höchstwert 
von 9,9 %. 

Im Osten ist die hohe Arbeitslosig
keit hauptsächlich auf die Anpassung  
der Wirtschaftsstruktur zurückzufüh
ren. Dadurch wurden zunächst mehr Ar
beitskräfte freigesetzt als neu eingestellt. 
Im Jahresdurchschnitt 1991 hatten sich 
1,0  Millionen Personen arbeitslos ge
meldet. Bis zum Jahr 1998 stieg die Zahl 
auf 1,5 Millionen an, was einer Quote 

Aufgrund verwaltungsrechtlicher Maß
nahmen und Reformen ist die Aussage
kraft der Zeitreihen zu den Arbeitslosen 
eingeschränkt. An dieser Stelle kann nur 
kurz auf die bedeutendsten Änderungen 
eingegangen werden. Mit der Überarbei
tung des Zweiten Buches des Sozial
gesetzbuches (SGB II) haben sich in 
Deutschland seit dem 1. Januar 2005 die 
Grundlagen der Arbeitsmarktstatistik ge
ändert. Aus der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen und Sozialhilfe folgte zum 
einen eine deutliche Ausweitung der Zahl 
der Arbeitslosen, auch wenn die Definiti
on von Arbeitslosigkeit im SGB III un
verändert blieb. Seit der Reform gelten 
prinzipiell alle Personen ohne Arbeit als 
arbeitslos, die staatliche Hilfe beanspru
chen, erwerbsfähig sind und deren Alter 
zwischen 15 und dem Renteneintrittsal
ter liegt. Ausgenommen von dieser Regel 
sind nur Personen, die dem Arbeitsmarkt 
nicht zur Verfügung stehen (zum Beispiel 
durch Krankheit oder weil sie Schüler be
ziehungsweise Schülerinnen oder Studie
rende sind oder weil sie sich in arbeits
marktpolitischen Maßnahmen befinden). 
Durch diese Umstellung sind die Arbeits
agenturen nur noch für einen Teil der 
Arbeitslosen zuständig. Für die Grundsi
cherung für Arbeitsuchende nach SGB II 
sind neben den Arbeitsagenturen auch 
kommunale Träger verantwortlich. Die 

von 17,8 % entsprach, und bewegte sich 
danach konstant auf relativ hohem 
 Niveau zwischen 17,3 % und 18,7 %.  
Erst seit 2006 ist die Arbeitslosenzahl in 
Ostdeutschland wieder merklich rück
läufig und sank 2017 auf eine Quote von 
7,6 % beziehungsweise knapp 639 000 Ar
beitslose.

Die gesamtdeutsche Entwicklung war 
in den Jahren 1996 bis 2006 durch meist 
zweistellige Arbeits losenquoten gekenn
zeichnet; nur während einer positiven 
Phase zwischen 2000 und 2002 fielen die 
Quoten leicht unter 10 %. Die Zahl der 
Arbeits losen bewegte sich in diesem Zeit
raum in der Größenordnung von 4 Milli
onen Personen. Ab dem Jahr 2007 blieb 
die Quote dann stetig unter der 10Prozent
Marke. Nach einem leichten  Anstieg im 
Zuge der Finanzmarkt und Wirtschafts
krise 2008/2009 und eines schwächeren 
Wachstums 2013 sank die Arbeitslosen
quote im Jahr 2017 auf einen neuen Tief
stand von 5,7 % beziehungsweise 2,5 Mil
lionen Personen. u Tab 5

Die Zahl der gemeldeten Arbeitsstel
len lag 2017 durchschnittlich bei 730 600. 
Das waren deutlich mehr Stellen als im 
Jahr der Wirtschaftskrise 2009 (300 600 
gemeldete Arbeitsstellen) und gleich
zeitig der höchste Wert seit Beginn der 
Darstellung. Analog zu den Zahlen über 
registrierte Arbeitslose handelt es sich bei 

u Tab 5 Registrierte Arbeitslose, offene Stellen und Arbeitslosenquoten

1 Bis 1999 einschließlich geförderter Stellen (Arbeitsgelegenheiten oder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen). Grundlage ist die Meldung bei der Bundesagentur für Arbeit.
2 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)-Stellenerhebung: Gesamtwirtschaftliches Stellenangebot (sofort zu besetzende Stellen). Jahresdurchschnitt auf Basis der publizierten Quartalswerte.
3 Arbeitslosenquoten bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen.
. Zahlenwert unbekannt.
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA), Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit (BA)
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beitsagentur gemeldet werden. Die Melde
quote lag 2017 bei 66 %.

5.1.10 Sicherheit am Arbeitsplatz 
Ein »guter Job« ist für viele Menschen 
eine wichtige Voraussetzung für Zufrie
denheit und Lebensqualität. Viele Aspek
te machen die Qualität der Arbeit aus: 
Neben dem Einkommen spielen unter 
anderem die Arbeitszeit, die Zusammen
arbeit mit Kolleginnen und Kollegen so
wie Qualifikations, Weiterbildungs und 
Aufstiegsmöglichkeiten dabei eine Rolle, 
wie die Erwerbstätigen ihre Arbeitsbe
dingungen wahrnehmen (zur subjektiven 
Wahrnehmung von Arbeitsbedingungen 
siehe Kapitel 5.4, Seite 185).

Eine grundlegende Voraussetzung für 
eine »gute« Arbeit ist, ob man diese unter 
sicheren Bedingungen ausführen kann. 
Je seltener Arbeitsunfälle auftreten, desto 
besser ist die Sicherheit am Arbeitsplatz 
gewährleistet. Die Europäische Statistik 
der Arbeitsunfälle (ESAW) erhob auf 
 Basis der Meldungen an die gesetzlichen 
Unfallversicherungen, dass 2015 in 

der Zahl gemeldeter Arbeitsstellen aus
schließlich um bei der Arbeitsvermitt
lung gemeldete Stellen mit Vermittlungs
auftrag. Sie stellt somit nur einen Aus
schnitt des gesamtwirtschaft lichen 
Stellenangebots dar. Ab dem Jahr 2000 
werden ausschließlich ungeförderte Stel
lenangebote am sogenannten ersten Ar
beitsmarkt (ohne Arbeitsgelegenheiten 
oder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) 
dargestellt.

Um das Stellenangebot umfassender 
abbilden zu können, führt das Institut 
für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
der Bundesagentur für Arbeit quartals
weise eine Betriebsbefragung durch. 
 Diese liefert vergleichbare Ergebnisse ab 
dem Jahr 2011 und ist repräsentativ für 
alle Betriebe mit mindestens einem sozi
alversicherungspflichtigen Angestellten. 
Im Jahr 2017 gab es demnach im Durch
schnitt etwas mehr als 1,1 Millionen zu 
besetzende Stellen auf dem ersten Ar
beitsmarkt. Damit wird deutlich, dass  
es gesamtwirtschaftlich wesentlich mehr 
zu besetzende Stellen gibt, als der Ar

Deutschland 1 von 100 000 erwerbstätigen 
Personen Opfer eines tödlichen Arbeits
unfalls wurde. Als tödlicher Unfall wird 
hier gezählt, wenn dieser innerhalb eines 
Jahres nach dem Unfall zum Tod des 
 Opfers führt. Dabei ist ein deutlicher 
Rückgang gegenüber 1995 (3 von 100 000) 
zu verzeichnen. Rund 95 % der Unfälle 
mit tödlichem Ausgang betrafen Männer. 
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, 
dass Männer häufiger in Branchen mit 
höheren Unfallgefahren arbeiten. Am 
häufigsten kamen tödliche Arbeitsunfäl
le in den Bereichen Verkehr und Lagerei, 
Baugewerbe sowie bei der Wasserversor
gung, Abwasser und Abfallentsorgung 
vor. Die Anzahl nicht tödlicher Arbeits
unfälle, die einen Ausfall von mehr als 
drei Arbeitstagen nach sich ziehen, ist 
seit Anfang der 1990erJahre ebenfalls 
rückläufig. Im Jahr 2015 hatten von 
100 000 Erwerbstätigen 1 800 Menschen 
einen Arbeitsunfall ohne tödlichen Aus
gang. Wie bei den tödlichen Arbeits
unfällen, waren Männer auch bei nicht 
tödlichen Arbeitsunfällen häufiger be
troffen als Frauen: Auf 100 000 erwerbs
tätige Frauen kamen rund 1 000 Unfälle, 
bei Männern rund 2 600. Der Wirt
schaftszweig Wasserversorgung und Ab
fallentsorgung war 2015 am häufigsten 
von nicht tödlichen Unfällen betroffen 
(5 000 Unfälle je 100 000 Erwerbstätige). 
Auch im Bereich Baugewerbe traten nicht 
 tödliche Arbeitsunfälle mit rund 4 900 je 
100 000 Erwerbstätigen vergleichsweise 
häufig auf.

5.1.11 Arbeitszeiten
Die Arbeitszeit hat einen bedeutenden 
Einf luss auf die Lebensqualität der Er
werbstätigen. Überlange Arbeitszeiten, 
Abend, Nacht oder Wochenendarbeit 
können sowohl die Gesundheit als auch 
das Privatleben negativ beeinträchtigen. 

Als Erwerbstätige mit überlangen 
 Arbeitszeiten gelten alle Personen, die in 
der Regel mehr als 48 Stunden in der 
 Woche arbeiten. Rund jede neunte Voll
zeit  erwerbstätige Person ab 15 Jahren 
(11 %) gab 2016 an, gewöhnlich mehr als 
48 Stunden pro Woche zu arbeiten. Sol

 

Rund 5 % aller Erwerbstätigen  
haben mindestens zwei Jobs 
Im Jahr 2016 hatten nach Ergebnissen 
der Arbeitskräfteerhebung 5,3 % aller 
Erwerbstätigen in Deutschland neben 
ihrer Haupttätigkeit mindestens eine 
weitere Tätigkeit. Dies waren rund 
2,0 Millionen Personen; ihre Zahl hat 
sich seit 2011 um knapp 0,8 Prozent
punkte erhöht.

Am häufigsten waren Mehrfachbe
schäftigungen bei Erwerbstätigen in 
mittleren Altersgruppen: So betrug der 
Anteil der Personen mit einer weiteren 
Tätigkeit bei den 35 bis 44Jährigen 
6,3 % und bei den 45 bis 54Jährigen 
5,9 %. Junge Menschen unter 25 Jahren 
(3,7 %) und Personen über 65 Jahre 
(2,4 %) hatten seltener zwei oder mehr 
Tätigkeiten. Nach Geschlecht gab es 

dagegen geringere Unterschiede: 6,0 % 
der erwerbstätigen Frauen und 4,8 % 
der erwerbstätigen Männer gingen ei
ner weiteren Beschäftigung nach. 
 Hintergrund für den höheren Anteil 
bei den Frauen ist, dass Mehrfach
beschäftigungen häufiger bei Teilzeit
erwerbstätigen vorkommen, bei denen 
wiederum der Frauenanteil deutlich 
höher ist.

Im Nebenjob arbeiteten Erwerbs
tätige im Durchschnitt 8,2 Stunden 
pro Woche. Dabei war die Arbeitszeit 
im Zweitjob bei Selbstständigen mit 
Beschäftigten (13,3 Stunden) deutlich 
länger als bei Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern (7,6 Stunden) oder 
SoloSelbstständigen (8,5 Stunden).
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war auch sonntags im Einsatz (24 %), bei 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh
mern nur gut jede achte (13 %). Personen, 
die sonntags arbeiten, tun dies auch häu
fig am Samstag. Rund 13 % der Erwerbs
tätigen arbeiten ständig oder regelmäßig 
an beiden Tagen des Wochenendes. u Abb 11

5.1.12 Berufspendler 
Deutschland erlebt seit 2005 einen Be
schäftigungsboom. Mit dem starken Be
schäftigungszuwachs hat auch die Zahl 
der Pendlerinnen und Pendler zugenom
men. Ergebnisse hierzu liefert der Mikro
zensus, der alle vier Jahre (zuletzt 2016) 
die Erwerbstätigen nach ihrem Arbeits
weg befragt (zum Mikrozensus siehe Ka
pitel 2.1, Seite 52, Info 1). Der Zuwachs 
bei den Pendlerinnen und Pendlern kann 
jedoch nur näherungsweise geschätzt 
werden, da die Beantwortung der Frage 
im Mikrozensus freiwillig ist und nicht 
alle Betroffenen erfasst werden. Schätzt 
man die Veränderung zwischen 2004 und 
2016, so hat sich die Zahl der pendelnden 
Personen um rund 12 % erhöht. 

che langen Arbeitszeiten betreffen vor 
 allem Männer: 14 % der Männer, aber  
nur 7 % der Frauen gaben an, überlange 
Arbeitszeiten zu haben. Mit zunehmen
dem Alter steigt der Anteil. Während nur 
2 % der Vollzeiterwerbstätigen im Alter 
von 15 bis 24 Jahren mehr als 48 Stunden 
wöchentlich arbeiteten, lag dieser Anteil 
bei Vollzeittätigen zwischen 55 und 
64 Jahren bei 14 %. Einer der Gründe für 
die deutlichen Altersunterschiede ist der 
hohe Anteil überlanger Arbeitszeiten bei 
Führungskräften, die eher in den höhe
ren Altersgruppen zu finden sind. Rund 
35 % der Vollzeiterwerbstätigen in Lei
tungs und Führungspositionen arbei
teten 2016 gewöhnlich mehr als 48 Stun
den – bei Hilfsarbeitskräften lag dieser 
Anteil mit 3 % deutlich niedriger. 

Als Abendarbeit gilt die Zeit zwischen 
18:00 Uhr und 23:00 Uhr, Nachtarbeit fin
det zwischen 23:00 Uhr und 6:00 Uhr 
morgens statt. Der Anteil der Erwerbstäti
gen, die abends arbeiten, ist zwischen 
1996 (18 %) und 2016 (25 %) um 7 Prozent
punkte gestiegen. Dazu hat vermutlich 
auch die Liberalisierung der Ladenöff
nungszeiten beigetragen. Fast die Hälfte 
der Selbstständigen mit Beschäftigten 
(44 %) hat 2016 ständig oder regelmäßig 
zwischen 18:00 Uhr und 23:00 Uhr ge
arbeitet. Bei den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern war es hingegen nur 
knapp jede vierte Person (24 %). Der An
teil derjenigen, die ständig beziehungs
weise regelmäßig nachts arbeiten, hat da
gegen nur leicht von 7 % auf 9 % zugenom
men. Männer arbeiteten dabei fast doppelt 
so häufig nachts (11 %) wie Frauen (6 %). 

Auch Wochenendarbeit hat zugenom
men. Der Anteil der Erwerbstätigen, die 
samstags arbeiten, stieg von 23 % (1996) 
auf 25 % (2016). Mehr als die Hälfte der 
Selbstständigen mit Beschäftigten (51 %) 
arbeitete 2016 am Samstag. Bei den Ar
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
waren es 23 %. Sonntags arbeiten wesent
lich weniger Menschen. Der Anteil der 
Personen, die sonntags arbeiten, stieg von 
11 % (1996) auf 14 % (2016). Es zeigten sich 
ähnliche Strukturen: Fast jede vierte 
selbstständige Person mit Beschäftigten 

Die seit 2004 gestiegene Zahl der zur 
Arbeitsstelle pendelnden Beschäftigten ist 
nicht einhergegangen mit größeren Pen
deldistanzen: Die Anteile der Pendlerin
nen und Pendler nach Entfernung blieben 
in den letzten Jahren nahezu unverändert. 
Im Jahr 2016 hatten knapp 4 % der Er
werbstätigen keinen Arbeitsweg, da sie 
auf demselben Grundstück wohnten und 
arbeiteten. In einem Umkreis von weniger 
als 10 Kilometern zu ihrer Wohnung lag 
die Arbeitsstätte für fast die Hälfte (48 %) 
der Beschäftigten. Rund 28 % hatten täg
lich 10 bis 24 Kilometer in eine Richtung 
zu pendeln und 18 % mussten täglich ei
nen mindestens 25 Kilometer langen Weg 
zur Arbeit zurücklegen. Davon waren 4 % 
Fernpendlerinnen und Fernpendler mit 
einer einfachen Wegstrecke von mindes
tens 50 Kilometern. u Abb 12

Der Zeitaufwand für den täglichen 
Weg zur Arbeit hat sich im Vergleich zu 
2004 etwas erhöht – trotz unveränderter 
durchschnittlicher Distanzen. Knapp 70 % 
der Erwerbstätigen in Deutschland benö
tigten 2016 weniger als 30 Minuten für ih

u Abb 11 Erwerbstätige, die samstags und sonntags arbeiten  
nach Wirtschaftssektoren 2016 — in Prozent

Ergebnisse der Arbeitskräfteerhebung.

samstags sonntags samstags und sonntags

Abb 8  Erwerbstätige, die samstags und sonntags arbeiten nach 
Wirtschaftsbereichen 2014 -  in Prozent
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ren Weg zur Arbeit (2004: 77 %), 22 % da
von sogar weniger als 10 Minuten (2004: 
28 %). Ebenfalls 22 % waren zwischen 30 
und 60 Minuten unterwegs zu ihrem Ar
beitsplatz. Der Anteil dieser Personen ist 
etwas gestiegen, 2004 hatte er noch bei 
18 % gelegen. Nur 5 % der Erwerbstätigen 
benötigten täglich mindestens eine Stun
de auf dem einfachen Weg zur Arbeit; die
ser Anteil war ebenso hoch wie 2004. Die 
Dauer für den Weg zum Arbeitsplatz un
terscheidet sich zwischen Voll und Teil
zeiterwerbstätigen. Um zum Arbeitsplatz 
zu gelangen, brauchten Vollzeiterwerbstä
tige im Jahr 2016 länger als Erwerbstätige 
in Teilzeit. Rund 30 % der Teilzeiterwerbs
tätigen hatten einen kurzen Arbeitsweg 
von weniger als 10  Minuten. Bei den in 
Vollzeit Tätigen waren dies nur 19 %. Eine 
lange Pendelstrecke bei kürzerer Arbeits
zeit ist verhältnismäßig aufwendig und 
wird daher eher vermieden. Da Frauen 
häufiger in Teilzeit arbeiten, sind sie im 
Durchschnitt auch eine kürzere Zeit zur 
Arbeit unterwegs als Männer: Während 
24 % der Frauen mindestens 30 Minuten 
für ihren Arbeitsweg benötigten, lag der 
Anteil für Männer bei 29 %. 

Der insgesamt durchschnittlich län
gere Zeitaufwand bei gleichbleibender 
Entfernung könnte das Resultat stärker 
ausgelasteter Verkehrswege sein oder 
 eines Umstiegs auf Verkehrsmittel, mit 
denen man länger braucht, um zur Ar

beit zu kommen. Bei der Verkehrsmittel
wahl kam es in den betrachteten zwölf 
Jahren nur zu marginalen Veränderun
gen. Ein Trend weg vom motorisierten 
Individualverkehr und hin zu umwelt
freundlicheren Alternativen lässt sich 
nicht beobachten. Rund 14 % der Erwerbs
tätigen nutzten 2016 ein öffentliches Ver
kehrsmittel, 68 % fuhren im Auto, 9 % 
nahmen das Rad und 8 % gingen zu Fuß. 
Weitere 1 % nutzten Krafträder oder an
dere Verkehrsmittel.

Möglicherweise ist die regionale In
frastruktur sowohl an Arbeitsplätzen als 
auch an Verkehrsmitteln und Verkehrs
wegen für das Pendelverhalten ausschlag
gebender als zeitliche Faktoren. So muss
ten weniger als 10 % der Erwerbstätigen 
in den Stadtstaaten Berlin und Hamburg 
täglich mehr als 25 Kilometer zur Arbeit 
fahren (Bundesdurchschnitt: 18 %). Den
noch benötigten über 40 % der jeweiligen 
Stadtbewohner mindestens eine halbe 
Stunde für den Weg zur Arbeit, obwohl 
sie mehrheitlich eher kürzere Strecken 
zurücklegten (Bundesdurchschnitt: 27 %). 

Umgekehrt zeigt sich die Sogwirkung 
des großen Arbeitsplatzangebotes einer 
Großstadt wie Berlin: Rund ein Viertel 
der in Brandenburg lebenden Erwerbs
tätigen musste täglich das Bundesland 
wechseln (Bundesdurchschnitt: 6 %). 
Etwa 28 % von ihnen hatten deshalb 
 einen täglichen Arbeitsweg von mindes

tens 25 Kilometern je Wegstrecke. Ent
sprechend benötigten Brandenburger mit 
einem Anteil von 37 % häufiger als Er
werbstätige aus anderen Ländern eine 
halbe Stunde und länger für den Weg zur 
Arbeit. Im Bundesdurchschnitt traf dies 
nur auf gut ein Viertel (27 %) zu. Von den 
badenwürttembergischen Erwerbstä
tigen mussten nur 23 % mindestens eine 
halbe Stunde pendeln, obwohl sie in ei
nem großen Flächenland leben. Hier sind 
die Arbeitsplätze nicht auf einen Stand
ort konzentriert, sondern auf mehrere 
Zentren über das Land verteilt (Stuttgart, 
Mannheim, Karlsruhe, Freiburg, Ulm). 

Auch bei der Verkehrsmittelwahl wer
den Unterschiede deutlich: In den Stadt
staaten Berlin und Hamburg mit ihrem 
gut ausgebauten Netz an öffentlichen Ver
kehrsmitteln nutzten immerhin 43 % be
ziehungsweise 41 % der Pendlerinnen und 
Pendler diese Möglichkeit. Umgekehrt 
fuhren vier von fünf saarländischen Er
werbstätigen (83 %) mit dem Auto oder 
dem Kraftrad zur Arbeit. Besonders fahr
radbegeistert waren die Bremerinnen und 
Bremer, von denen 20 % dieses Verkehrs
mittel für den Arbeitsweg wählten.

Will man das Pendelverhalten regio
nal differenziert betrachten und zusätz
lich einen genaueren Blick auf Stadt
LandUnterschiede werfen, so bietet sich 
hierzu die Verwendung einer Gliede
rungssystematik des Bundesinstituts für 
Bau, Stadt und Raumforschung aus dem 
Jahr 2011 an, die dem Mikrozensus 2016 
hinterlegt ist. Die Systematik unterteilt 
Regionen anhand der Einwohnerdichte 
und des Bevölkerungsanteils der jeweili
gen Zentren in vier siedlungsstrukturelle 
Kreistypen. Dabei lassen sich die kreis
freien Großstädte und die städtischen 
Kreise zu städtischen Räumen bezie
hungsweise ländliche Kreise mit Verdich
tungsansätzen sowie dünn besiedelte 
ländliche Kreise zu ländlichen Räumen 
zusammenfassen. Durch diese Unterschei
dung wird klar, welche Bedeutung die 
Nähe eines städtischen Zentrums und die 
Siedlungsdichte für die regionale Vernet
zung des Arbeitsmarktes und die vorhan
dene Verkehrsinfrastruktur hat. u Info 5 

u Abb 12 Entfernung zwischen Wohnort und Arbeitsstätte 2016 — in Prozent

Ergebnisse des Mikrozensus.
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Bei der Verkehrsmittelwahl heben 
sich die kreisfreien Großstädte von den 
städtischen Kreisen und den ländlichen 
Wohnregionen deutlich ab. In den kreis
freien Großstädten nutzte nur rund jeder 
Zweite ein Auto oder Kraftrad auf dem 
Weg zur Arbeit. In den sonstigen Gebie
ten fuhren drei Viertel der Erwerbstäti
gen mit dem Pkw oder dem Kraftrad zur 
Arbeit, unabhängig davon, wie weit dieser 
Weg war. Erwerbstätige in den kreisfreien 
Großstädten nutzten mit 29 % dafür die 
öffentlichen Verkehrsmittel deutlich häu
figer als in den übrigen Regionen. In den 
städtischen Kreisen wurden zwar mit 
10 % auch häufiger öffentliche Verkehrs
mittel genutzt als in den ländlichen Re
gionen (6 %), sie spielten aber keine so he
rausragende Rolle. u Abb 13

5.1.13 Mobiles Arbeiten
Der technische Fortschritt macht es mög
lich, dass viele Erwerbstätige ihre Arbeit 
von zu Hause aus erledigen können. Da
durch kann die Arbeitszeit flexibler ein
geteilt, Familienverpf lichtungen besser 
wahrgenommen oder die Belastung für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer re
duziert werden, die sonst täglich eine grö
ßere räumliche Distanz zwischen Wohn 
und Arbeitsort überwinden müssten. Nach 
Ergebnissen der Arbeitskräfteerhebung 
2016 arbeiteten 11 % der Erwerbstätigen im 
Alter von 15 Jahren und älter in den letzten 

drei Monaten vor der Befragung haupt
sächlich oder manchmal von zu Hause aus. 
Der Anteil der Frauen, die mobil arbeite
ten, lag 2016 mit 10 %, wie schon die Jahre 
zuvor, leicht unter dem der Männer (12 %). 

Der Unterschied zwischen Frauen 
und Männern könnte vor allem daran lie
gen, dass wesentlich mehr Selbstständige 
ihre Tätigkeit ab und zu oder ausschließ
lich von zu Hause ausübten (42 %), wäh
rend der Anteil bei den Arbeitnehmerin
nen und Arbeitnehmern lediglich 8 % be
trug. Der Anteil der Männer an den 
selbstständigen Erwerbstätigen lag 2016 
bei zwei Dritteln (67 %). 

Die Möglichkeit des mobilen Arbei
tens ist besonders für Familien mit Kin
dern attraktiv. Im Jahr 2016 nutzten dies 
in Deutschland erwerbstätige Mütter und 
Väter im Alter von 25 bis 54 Jahren jedoch 
relativ selten. Ihr Anteil lag in der ent
sprechenden Altersgruppe für Erwachse
ne mit Kindern insgesamt bei 13 %. Erst 
ab zwei Kindern nahm der Anteil der 
Heimarbeit mit 14 % etwas zu und lag ab 
drei Kindern und mehr bei 16 %. Erwach
sene ohne Kind waren mit 11 % nur un
wesentlich seltener von zu Hause aus tätig. 
Auch das Alter der Kinder hatte lediglich 
geringen Einfluss darauf, ob die Eltern 
von zu Hause aus arbeiteten. War das 
jüngste Kind bis 11 Jahre alt, lag der An
teil der gewöhnlich oder manchmal von 
zu Hause aus tätigen Eltern bei 14 %.

Beim Zeitaufwand für das tägliche 
Pendeln fällt der deutliche Unterschied 
zwischen städtischen und ländlichen 
Wohnregionen auf: Rund 28 % der in 
städtischen Regionen wohnhaften Er
werbstätigen brauchten 30 Minuten und 
mehr für eine Strecke. In den ländlichen 
Wohngebieten lag der entsprechende An
teil nur bei 24 %. Sehr kurze Pendelzeiten 
unter 10 Minuten sind überraschender
weise hingegen eher in ländlichen Räu
men verbreitet. Dort benötigten knapp 
27 % der Erwerbstätigen maximal 10 Mi
nuten zum Arbeitsplatz. In den städti
schen Regionen hatte dagegen nur ein 
Fünftel (20 %) solch kurze Pendelzeiten. 
In den kreisfreien Großstädten betrug der 
Anteil der Erwerbstätigen, die weniger als 
10 Minuten zu ihrer Arbeitsstätte unter
wegs waren, sogar nur 15 %.

u Abb 13 Verkehrsmittelwahl der Erwerbstätigen 2016 — in Prozent 

1 Pkw-Selbstfahrer, Pkw-Mitfahrer und Krafträder.
Ergebnisse des Mikrozensus.

u Info 5  
Siedlungsstrukturelle Kreistypen

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung unterscheidet insgesamt vier 
siedlungsstrukturelle Kreistypen. Die Diffe-
renzierung dieser Kreistypen erfolgt anhand 
dreier Siedlungsstrukturmerkmale: dem 
 Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten, 
der Einwohnerdichte der Kreisregion sowie 
der Einwohnerdichte der Kreisregion ohne 
 Berücksichtigung der Groß- und Mittelstädte. 
Auf diese Weise können vier Gruppen unter-
schieden werden.

Kreisfreie Großstädte umfassen kreisfreie 
Städte mit mindestens 100 000 Einwohnern. 
Städtische Kreise verfügen über einen Be-
völkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten 
von mindestens 50 % und einer Einwohner-
dichte von mindestens 150 Personen je 
Quadrat kilometer. Darüber hinaus gehören 
Kreise mit einer Einwohnerdichte ohne Groß- 
und  Mittelstädte von mindestens 150 Per-
sonen je Quadratkilometer ebenfalls zu den 
städtischen Kreisen. Ländliche Kreise mit 
Verdichtungsansätzen weisen einen Bevölke-
rungsanteil in Groß- und Mittelstädten von 
mindestens 50 %, aber eine Einwohnerdichte 
unter 150 Personen je Quadratkilometer, 
 sowie Kreise mit einem Bevölkerungsanteil in 
Groß- und Mittelstädten unter 50 % mit einer 
Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittelstädte 
von mindestens 100 Personen je Quadrat-
kilometer auf. Dünn besiedelte ländliche Kreise 
ver fügen über einen Bevölkerungsanteil in 
Groß- und Mittelstädten von unter 50 % und 
eine Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittel-
städte unter 100 Personen je Quadratkilometer. 

öffentlicher Personenverkehr 
Fahrrad zu Fuß sonstige 

motorisierter Individualverkehr ¹ 
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Für viele Menschen ist der Verdienst der 
wichtigste Teil ihres Einkommens. Ver-
dienste sind Arbeitseinkommen, die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer für 
ihre Tätigkeiten regelmäßig beziehen. Sie 
entscheiden wesentlich über den Lebens-
standard und die Möglichkeiten der sozi-
alen Sicherung von Familien und Allein-
stehenden. 

5.2.1 Tarifverdienste
Für rund die Hälfte der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Deutschland 
regeln Tarifverträge Verdienste und Ar-
beitsbedingungen. Tarifverträge werden 
von einem oder mehreren Arbeitgebern 
oder Arbeitgeberverbänden mit einer 
oder mehreren Gewerkschaften abge-
schlossen. Sie sind ausschließlich für ihre 
Mitglieder bindend (Tarifbindung). Aber 
auch viele nicht tariflich gebundene Un-
ternehmen sowie Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer orientieren sich an be-
stehenden Tarifverträgen. 

Tarifverdienste 2007 bis 2017
Die tariflichen Monatsverdienste der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Produzierenden Gewerbe und im Dienst-
leistungsbereich in Deutschland erhöhten 
sich von 2007 bis 2017 durchschnittlich 
um 28,4 %. Die Verbraucherpreise stiegen 
im gleichen Zeitraum um 13,7 %. Die Ta-
rifverdienste der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sind jedoch nicht gleich-
mäßig gestiegen: In den Jahren 2007, 2009 
und 2011 stiegen die Verbraucherpreise 
stärker als die durchschnittlichen Tarif-
verdienste, in den Jahren 2008, 2010 sowie 
2012 bis 2017 war es umgekehrt. 

Von den Tariferhöhungen profitierten 
nicht alle Beschäftigten gleichermaßen. 
In den Jahren 2008 bis 2017 gab es bei-
spielsweise für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bei Bund, Ländern 
und Gemeinden, in der chemischen In-
dustrie, im Metallgewerbe und im Ma-
schinenbau überdurchschnittliche Tarif-
erhöhungen von mehr als 30 %. Deutlich 
niedriger waren die Tariferhöhungen in 
anderen Bereichen wie dem Baugewerbe 

(27,3 %), im Einzelhandel (23,0 %), bei Fi-
nanz- und Versicherungsdienstleistun-
gen (23,0 %) sowie im Bereich Gebäude-
betreuung, Garten- und Landschaftsbau 
(21,1 %). Betrachtet wurden regelmäßig 
gezahlte Grundvergütungen ohne Son-
derzahlungen.

Tarifrunde 2017
Die Tarifverdienste stiegen 2017 in 
Deutschland durchschnittlich um 2,8 % 
gegenüber dem Vorjahr. Damit lagen die 
durchschnittlichen Tarifsteigerungen 
über denen aus dem Jahr 2016 mit 2,1 % 
und aus dem Jahr 2015 mit 2,4 %. 

Viele Tariferhöhungen des Jahres 
2017 wurden bereits im Jahr 2016 be-
schlossen. So einigten sich beispielsweise 
die Tarifparteien im öffentlichen Dienst 
bei Bund und Gemeinden im  April 2016 
auf eine Tariferhöhung von 2,35 % ab Fe-
bruar 2017. In der Metall- und Elektro-
industrie in Nordrhein-Westfalen wurde 
im Mai 2016 eine Erhöhung der tarifli-
chen Entgelte von 2,0 % ab April 2017 
vereinbart. Für das Baugewerbe Ost 
konnte im Juni 2016 eine Erhöhung von 
2,4 % ab Mai 2017 vereinbart werden. 
Ebenfalls im Juni 2016 wurde für die 
chemische Industrie in Hessen eine Er-
höhung von 2,3 % ab September 2017 
vereinbart. 

Im öffentlichen Dienst der Länder ei-
nigte man sich im Februar 2017 auf ein 
Plus von 2,0 % rückwirkend ab Januar 
2017. Die Tariferhöhungen von 2,5 % ab 
Juli 2017 im Groß- und Außenhandel in 
Bayern sowie 2,3 % ab Juli 2017 im Einzel-
handel in Niedersachsen wurden im Juni 
beziehungsweise rückwirkend im August 
2017 ausgehandelt. Im privaten Versiche-
rungsgewerbe in Deutschland wurde im 
August 2017 eine Erhöhung von 2,0 % ab 
November 2017 vereinbart. u Tab 1

Tarifverdienste nach  
Branchen und Regionen
Je nach Branche und Region unterschei-
den sich die Tarifverdienste erheblich. In 
der chemischen Industrie, der Metallin-
dustrie sowie bei Banken und Versiche-

5.2  
Verdienste 
Sandra Klemt, Sabine Lenz 

Statistisches Bundesamt  
(Destatis)
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Tarifbereich Tariferhöhungen

Abschluss

Oktober 2015 Gebäudereinigung West 2,6 % ab Januar 2016 
2,0 % ab Januar 2017 

April 2016 Öffentlicher Dienst Bund  
und Gemeinden (TVöD)

2,4 % ab März 2016
2,35 % ab Februar 2017

Mai 2016 Metall- und Elektroindustrie
Nordrhein-Westfalen

2,8 % ab Juli 2016
2,0 % ab April 2017
150 Euro Pauschalzahlung  
für April bis Juni 2016

Juni 2016 Chemische Industrie
Hessen

3,0 % ab August 2016
2,3 % ab September 2017

Juni 2016 Druckindustrie
Deutschland

2,0 % ab Juli 2016
1,8 % ab August 2017

Juni 2016 Baugewerbe Ost 2,9 % ab Mai 2016
2,4 % ab Mai 2017

Juli 2016 Privates Bankgewerbe
Deutschland

1,5 % ab Oktober 2016
1,1 % ab Januar 2018

Oktober 2016
Ärztinnen und Ärzte an
kommunalen Krankenhäusern  
(TV-Ärzte) Deutschland

2,3 % ab September 2016
2,0 % ab September 2017
0,7 % ab Mai 2018

November 2016
Dienstleistungsbetriebe  
der Arbeitnehmerüberlassung  
(Zeitarbeit) Ost

4,0 % ab März 2017
4,0 % ab April 2018
3,5 % ab April 2019 

Dezember 2016 Wach- und Sicherheitsgewerbe  
Nordrhein-Westfalen

3,1 % ab Februar 2017
1,6 % ab Januar 2018

Februar 2017 Öffentlicher Dienst der Länder  
(TV-L) ohne Hessen

2,0 % ab Januar 2017
2,35 % ab Januar 2018

April 2017 Textilindustrie Ost 2,9 % ab Juni 2017
1,9 % ab September 2018

Juni 2017 Wohnungs- und Immobilien - 
wirtschaft Deutschland

2,4 % beziehungsweise  
mindestens 65 Euro ab Juli 2017
2,2 % ab Juli 2018

Juni 2017 Papiererzeugende Industrie
Rheinland-Pfalz

2,4 % ab Juli 2017
1,2 % ab August 2018

Juni 2017
Kraftfahrzeuggewerbe  
und Kraftfahrzeughandel
Baden-Württemberg

2,9 % ab August 2017
2,9 % ab November 2018
200 Euro Pauschalzahlung  
für Juni und Juli 2017

Juni 2017 Groß- und Außenhandel
Bayern

2,5 % ab Juli 2017
2,0 % ab April 2018

August 2017 Privates Versicherungsgewerbe
Deutschland

2,0 % ab November 2017
1,7 % ab Dezember 2018

August 2017 Einzelhandel
Niedersachsen

2,3 % ab Juli 2017
2,0 % ab Mai 2018
50 Euro Einmalzahlung  
im März 2018

rungen erhalten die Beschäftigten in der 
Regel höhere Tarifverdienste als im Han-
del oder der Bekleidungs- und der Ernäh-
rungsindustrie. 

Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mit einer abgeschlossenen dreijährigen Be-
rufsausbildung lag das unterste tarifliche 
Monatsentgelt Ende 2017 beispielsweise 
in der chemischen Industrie zwischen 
2 899 Euro in Bayern und 3 064 Euro in 
Baden-Württemberg. Im privaten Bank-
gewerbe waren es deutschlandweit 
2 449 Euro. Angestellten im Einzelhandel 
standen nach Abschluss ihrer Ausbildung 
laut Tarifvertrag zwischen 1 719 Euro 
(Bremen) und 1 993 Euro (Berlin und Bran-
denburg) im Monat zu. In der Druckin-
dustrie betrug der Tariflohn für Fachar-
beiterinnen und Facharbeiter im Westen 
pro Stunde mindestens 17,87 Euro und 
im Osten 16,46 Euro, in der Bauindustrie 
waren es 17,87 Euro im früheren Bundes-
gebiet, 16,65 Euro in den neuen Ländern 
und in Berlin 17,68 Euro.

Deutlich niedrigere Tarifverdienste 
galten für ausgebildete Fachkräfte im Ho-
tel- und Gastgewerbe (Hessen: 2 168 Euro 
monatlich, Mecklenburg-Vorpommern: 
1 584 Euro monatlich); Berufskraftfahrer 
im privaten Verkehrsgewerbe (Hessen: 
12,58 Euro pro Stunde, Niedersachsen: 
9,67 Euro pro Stunde) und für ausgelern-
te Friseurinnen und Friseure im ersten 
Berufsjahr (Bayern: 9,01 Euro pro Stunde, 
Schleswig-Holstein: 9,25 Euro pro Stunde).

Eine ähnliche Verteilung ergibt sich 
auch bei Betrachtung der tariflichen Ver-
dienste der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung. So standen ungelernten be-
ziehungsweise angelernten Angestellten 
der untersten Tarifgruppe im Jahr 2017 
in der chemischen Industrie Stundenlöh-
ne zwischen 14,49 Euro (neue Länder 
und Berlin-Ost) und 15,98 Euro (Baden-
Württemberg) zu. Im Bankgewerbe wa-
ren es deutschlandweit 12,75 Euro pro 
Stunde, im Einzelhandel zwischen 
11,02 Euro (Mecklenburg-Vorpommern) 
und 12,59 Euro pro Stunde (Hamburg). 
Deutlich niedriger waren 2017 die tarif-

u Tab 1 Ausgewählte Tariferhöhungen mit Wirkung im Jahr 2017
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Anteile der Arbeitnehmer  
in Leistungsgruppen

Durchschnittlicher Bruttomonats-
verdienst (ohne Sonderzahlungen)

insgesamt Frauen Männer insgesamt Frauen Männer

in % in Euro

Deutschland
Insgesamt 100 100 100 3 771 3 330 3 964

Arbeitnehmer /-innen 
in leitender Stellung 11,8 9,4 12,9 6 911 5 792 7 269

Herausgehobene 
Fachkräfte 23,7 24,7 23,3 4 498 4 035 4 714

Fachkräfte 45,1 48,2 43,8 3 132 2 896 3 246

Angelernte Arbeit-
nehmer /-innen 13,6 11,3 14,7 2 562 2 310 2 648

Ungelernte Arbeit-
nehmer /-innen 5,7 6,3 5,4 2 156 2 049 2 212

Früheres Bundesgebiet und Berlin
Insgesamt 100 100 100 3 885 3 394 4 095

Arbeitnehmer /-innen 
in leitender Stellung 12,2 9,4 13,4 7 048 5 899 7 391

Herausgehobene 
Fachkräfte 24,3 24,8 24,1 4 599 4 106 4 816

Fachkräfte 44,2 48,0 42,6 3 227 2 957 3 357

Angelernte Arbeit-
nehmer /-innen 13,5 11,2 14,5 2 632 2 370 2 718

Ungelernte Arbeit-
nehmer /-innen 5,8 6,6 5,4 2 189 2 077 2 247

Neue Länder ohne Berlin
Insgesamt 100 100 100 3 049 2 985 3 084

Arbeitnehmer /-innen 
in leitender Stellung 9,8 9,7 9,8 5 836 5 240 6 151

Herausgehobene 
Fachkräfte 20,1 24,1 18,0 3 730 3 639 3 794

Fachkräfte 50,8 49,3 51,5 2 610 2 573 2 629

Angelernte Arbeit-
nehmer /-innen 14,3 11,8 15,7 2 149 1 998 2 209

Ungelernte Arbeit-
nehmer  -innen 5,0 5,1 5,0 1 921 1 849 1 960

lichen Stundenverdienste eines Türste-
hers / Doorman sowie einer Hilfskraft in 
Küche, Service oder am Bankett im Hotel- 
und Gaststättengewerbe in Nordrhein-
Westfalen mit 9,25 Euro. 

5.2.2 Bruttoverdienste
Die Daten über die Bruttoverdienste der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zeigen tatsächlich gezahlte Bruttolöhne 
und -gehälter, die sich zum Teil deutlich 
von den Tarifverdiensten unterscheiden. 
So werden beispielsweise nicht alle Ar-
beitnehmer in Deutschland nach Tarif 
bezahlt oder das Tarifniveau wird auf-
grund der wirtschaftlichen Lage des Be-
triebes über- oder unterschritten. Die Er-
gebnisse der Vierteljährlichen Verdienst-
erhebung zeigen, wie sich die tatsächlich 
gezahlten Bruttoverdienste von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern ent-
wickeln.

Bruttoverdienste 2017
Vollzeit beschäftigte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Produzierenden Ge-
werbe und im Dienstleistungsbereich ver-
dienten in Deutschland 2017 durchschnitt-
lich 3 771 Euro brutto im Monat. Im frü-
heren Bundesgebiet und Berlin lag der 
durchschnittliche Bruttomonatsverdienst 
bei 3 885 Euro, in den neuen Ländern wa-
ren es 3 049 Euro. In diesen Verdienstan-
gaben sind Sonderzahlungen nicht enthal-
ten. Sonderzahlungen sind Vergütungen, 
die nicht regelmäßig erfolgen, wie Weih-
nachts- oder Urlaubsgeld, Gewinnbeteili-
gungen, Prämien für Verbesserungsvor-
schläge sowie jährlich einmalig gezahlte 
Provisionen oder Boni. u Tab 2

Bruttomonatsverdienste nach 
Leistungsgruppen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
werden zur besseren Analyse der Durch-
schnittsverdienste in die Leistungsgrup-
pen 1 bis 5 eingeteilt. Arbeitnehmer in 
leitender Stellung verdienten 2017 mit 
durchschnittlich 6 911 Euro mehr als 
dreimal so viel wie ungelernte Arbeitneh-
mer (2 156 Euro). Im Durchschnitt aller 
beobachteten Wirtschaftszweige gehör-

u Tab 2 Bruttomonatsverdienste Vollzeit beschäftigter Arbeitnehmerinnen  
und Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich 2017

u Info 1  
Leistungsgruppen

Die Leistungsgruppen stellen eine grobe Abstufung der Arbeitnehmertätigkeiten nach dem  
Quali fikationsprofil des Arbeitsplatzes dar. Es wird unterschieden zwischen 

 ‧  Leistungsgruppe 1: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in leitender Stellung, 
 ‧  Leistungsgruppe 2: Herausgehobene Fachkräfte, 
 ‧  Leistungsgruppe 3: Fachkräfte, 
 ‧  Leistungsgruppe 4: Angelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
 ‧  Leistungsgruppe 5: Ungelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
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Bruttomonatsverdienst von Vollzeitbeschäftigten. Ohne Sonderzahlungen.

u Abb 1 Branchen mit den höchsten und niedrigsten Verdiensten 2017 — in Euro

den Unterpositionen war die Spannweite 
bei den Verdiensten noch ausgeprägter: 
Die Branche »Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas« (6 719 Euro) führte hier das Ran-
king an, vor »Kokerei und Mineralölver-
arbeitung« (5 848 Euro) und »Luftfahrt« 
(5 551 Euro). Die niedrigsten Verdienste 
verzeichneten die Bereiche »Vermittlung 
und Überlassung von Arbeitskräften« 
(2 193 Euro), »Gastronomie« (2 257 Euro) 
sowie »Beherbergung« (2 351 Euro). Diese 
Angaben beziehen sich auf den regelmä-
ßig monatlich gezahlten Verdienst ohne 
Sonderzahlungen. Die Verdienstunter-
schiede zwischen den Branchen vergrö-
ßern sich tendenziell noch, wenn die Son-
derzahlungen berücksichtigt werden. So 
lag beispielsweise der Anteil der Sonder-
zahlungen an der Grundvergütung im 
Gastgewerbe mit 4,4 % deutlich unter dem 
bei Betrieben der Erbringung von Finanz- 
und Versicherungsdienst leistungen 
(20,6 %). Im Durchschnitt wurden 10,1 % 
Sonderzahlungen erreicht. Tendenziell 
war der Anteil der Sonderzahlungen an 
der Gesamtvergütung in Branchen mit 
hohen Verdiensten höher als in Branchen 
mit niedrigen Verdiensten. u Abb 1, Tab 3

Alle hier veröffentlichten Verdienstan-
gaben sind Durchschnittswerte (arithme-

ten 12,9 % der Männer in Deutschland 
dieser Leistungsgruppe 1 an, aber nur 
9,4 % der Frauen. In Leistungsgruppe 5 
kehrt sich dieses Verhältnis um: 6,3 % 
ungelernte Arbeitnehmerinnen stehen 
hier 5,4 % ungelernten Arbeitnehmern 
gegenüber. u Info 1

Im früheren Bundesgebiet und Berlin 
waren 13,4 % der vollzeitbeschäftigten 
Männer in Leistungsgruppe 1, aber nur 
9,4 % der Frauen. Rund 5,4 % der männli-
chen Beschäftigten waren ungelernte Ar-
beitnehmer (Frauen: 6,6 %). In den neuen 
Ländern ist diese Verteilung deutlich aus-
gewogener: Auf leitende Arbeitnehmer 
entfielen hier 9,8 % der Männer und 9,7 % 
der Frauen, ungelernt waren 5,0 % der 
Männer und 5,1 % der Frauen (siehe Tab 2).

Bruttomonatsverdienste  
nach Branchen
Zwischen den einzelnen Branchen im 
Produzierenden Gewerbe und im Dienst-
leistungsbereich bestehen große Ver-
dienstunterschiede. Die Spanne reichte 
2017 für die Vollzeitbeschäftigten in 
Deutschland von 5 124 Euro für Beschäf-
tigte im Bereich Erbringung von Finanz- 
und Versicherungsdienstleistungen bis 
2 300 Euro im Bereich Gastgewerbe. Bei 

tisches Mittel). Wichtig für die Interpreta-
tion dieser Werte ist eine Vorstellung über 
die Verteilung der Beschäftigten um diesen 
Mittelwert: Aus der Verdienststruktur-
erhebung 2014 ist bekannt, dass knapp 
zwei Drittel der Vollzeitbeschäftigten (62 %) 
weniger verdienen als den gesamtwirt-
schaftlichen Durchschnittswert; nur ein 
gutes Drittel hat höhere Bruttoverdienste. 
Dieses Drittel hat so hohe Verdienste, 
dass der Durchschnittswert für alle Be-
schäftigten »nach oben gezogen« wird.

Bruttostundenverdienste  
nach Bundesländern
Voll- und Teilzeitbeschäftigte (ohne ge-
ringfügig Beschäftigte, das heißt ohne so-
genannte Minijobs) verdienten im Jahr 
2017 im Produzierenden Gewerbe sowie 
im Dienstleistungsbereich in Deutsch-
land pro Stunde 21,31 Euro brutto. Son-
derzahlungen wurden in diesem Durch-
schnittswert nicht berücksichtigt. Bei 
den Bundesländern führte Hamburg 
(23,76 Euro) das Ranking vor Hessen 
(23,42 Euro) und Baden-Württemberg 
(23,10 Euro) an. Den niedrigsten Stun-
denlohn der Länder im früheren Bundes-
gebiet verzeichnete Schleswig-Holstein 
mit 19,60 Euro. Die geringsten Brutto-
stundenverdienste wurden in Mecklen-
burg-Vorpommern (16,61 Euro) sowie in 
Sachsen-Anhalt (17,05 Euro) und Thürin-
gen (17,07 Euro) gezahlt. u Abb 2

Ein wichtiger Grund für die Ver-
dienstabstände zwischen den Bundeslän-
dern sind die unterschiedlichen Produkti-
vitätsniveaus. Je höher der Wert der von 
den Erwerbstätigen hergestellten Waren 
und erbrachten Dienstleistungen ist, des-
to höhere Verdienste können den Beschäf-
tigten gezahlt werden. Das Bruttoinlands-
produkt je Erwerbstätigen lag im Jahr 
2017 in den alten Bundesländern und Ber-
lin 27,5 % über dem Durchschnitt der 
neuen Länder ohne Berlin. Der Verdienst-
abstand zwischen West- und Ostdeutsch-
land betrug ebenfalls mehr als ein Viertel 
(28,1 % oder 4,83 Euro pro Stunde) und ist 
fast vollständig durch die unterschied-
lichen Produktivitätsniveaus erklärbar. 
Bei der Produktivität und auch bei den 

Kokerei und 
Mineralölverarbeitung

Gewinnung von 
Erdöl und Erdgas

Luftfahrt

Beherbergung

Produzierendes Gewerbe und 
Dienstleistungsbereich insgesamt

Vermittlung und Überlassung 
von Arbeitskräften 

Gastronomie

6 719

5 848

5 551

2 351

3 771

2 257

2 193
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Anteil der  
Arbeitnehmer /  

-innen
Bruttostunden-

verdienst ¹

Bruttomonats-
verdienst ohne 

Sonderzahlungen 
(Grundvergütung)

Sonder - 
zahlungen

Anteil der  
Sonder-

zahlungen an der 
Grundvergütung

Bezahlte  
Wochen-  

arbeitszeit

in % in Euro in % in Stunden

Produzierendes Gewerbe  
und Dienst leistungsbereich 100 22,16 3 771 379 10,1 39,2

Produzierendes Gewerbe 35,9 23,30 3 909 461 11,8 38,6

    Bergbau und Gewinnung  
von Steinen und Erden 0,2 22,99 4 069 462 11,4 40,7

     Gewinnung von Erdöl und Erdgas 0,0 40,82 6 719 914 13,6 37,9

   Verarbeitendes Gewerbe 27,7 24,24 4 043 509 12,6 38,4

     Kokerei und Mineralölverarbeitung 0,1 34,91 5 848 (1 080) 18,5 38,6

   Energieversorgung 0,9 29,23 4 881 710 14,5 38,4

   Wasserversorgung ² 1,1 19,21 3 364 280 8,3 40,3

   Baugewerbe 6,0 18,93 3 230 232 7,2 39,3

Dienstleistungsbereich 64,1 21,53 3 693 333 9,0 39,5

   Handel ³ 12,4 20,20 3 464 388 11,2 39,5

   Verkehr und Lagerei 5,6 17,09 3 009 247 8,2 40,5

   Gastgewerbe 2,2 13,38 2 300 (101) 4,4 39,6

     Beherbergung 1,0 13,65 2 351 (122) 5,2 39,6

     Gastronomie 1,2 13,14 2 257 (82) 3,6 39,5

   Information und Kommunikation 3,4 28,77 4 904 558 11,4 39,2

    Erbringung von Finanz- und  
Versicherungsdienstleistungen 2,8 30,45 5 124 1055 20,6 38,7

    Grundstücks- und Wohnungswesen 0,7 23,43 3 957 (587) 14,8 38,9

    Erbringung von freiberuflichen,  
wissenschaft lichen und technischen  
Dienstleistungen

5,9 26,83 4 584 (685) 14,9 39,3

       Verwaltung und Führung von 
 Unternehmen und Betrieben; 
 Unternehmensberatung

1,7 31,02 5 298 / / 39,3

    Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen 6,4 15,02 2 517 142 5,6 38,6

       Vermittlung und Überlassung  
von Arbeitskräften 3,4 13,62 2 193 (80) 3,6 37,1

    Öffentliche Verwaltung, Verteidigung;  
Sozialversicherung 8,5 21,73 3 771 144 3,8 39,9

    Erziehung und Unterricht 5,1 24,39 4 217 147 3,5 39,8

    Gesundheits- und Sozialwesen 8,8 21,86 3 747 232 6,2 39,4

    Kunst, Unterhaltung und Erholung 0,7 22,05 3 784 308 8,1 39,5

    Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 1,6 20,93 3 569 (290) 8,1 39,2

u Tab 3  Verdienste und Arbeitszeiten Vollzeit beschäftigter  
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 2017

1 Ohne Sonderzahlungen.
2 Einschließlich Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung von Umweltverschmutzungen.
3 Einschließlich Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen.
( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
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Stundenverdienste gedrückt. Entspräche 
die Verteilung der Teilzeitbeschäftigten 
auf die Leistungsgruppen der von Voll-
zeitbeschäftigten, ergäbe sich nur noch 
ein Verdienstunterschied von 12 %. Ein 
weiterer Grund für die Unterschiede 
beim Bruttostundenverdienst Vollzeit- 
und Teilzeitbeschäftigter liegt in der Ver-
teilung der jeweiligen Beschäftigungs-
arten auf einzelne Branchen. Teilzeit-
beschäftigte finden sich verstärkt in 
Branchen mit niedrigeren Verdiensten. 
Berechnet man einen Stundenverdienst 
mit den Verdiensten der Teilzeitbeschäf-
tigten und der Branchenstruktur der 
Vollzeitbeschäftigten, beträgt die Abwei-
chung nur noch 15 %. Beide Effekte zu-
sammengenommen erklären knapp zwei 
Drittel des Verdienstabstandes zwischen 
Voll- und Teilzeitbeschäftigten. 

Verdienstunterschied zwischen 
Männern und Frauen
Seit einigen Jahren wächst das Interesse 
an den bestehenden Verdienstunterschie-
den zwischen Männern und Frauen, dem 
»Gender Pay Gap«. Um geschlechtsspezi-
fische Lohnunterschiede zu analysieren, 
stehen zwei Indikatoren zur Verfügung: 
Der bereinigte Gender Pay Gap ermittelt 
die Höhe des Verdienstunterschiedes von 
Frauen und Männern mit vergleichbaren 
Eigenschaften (zum Beispiel: Tätigkeit, 
Ausbildung, Berufserfahrung) und wird 
nur in mehrjährlichen Abständen errech-
net. Der jährlich ermittelte unbereinigte 
Gender Pay Gap betrachtet den ge-
schlechtsspezifischen Verdienstunter-
schied in allgemeiner Form, das heißt 
ohne Berücksichtigung struktureller Un-
terschiede in den Beschäftigungsverhält-
nissen von Männern und Frauen. Auf 
diese Weise wird auch der Teil des Lohn-
abstands erfasst, der beispielsweise durch 
unterschiedliche Zugangschancen beider 
Geschlechtergruppen auf bestimmte Tä-
tigkeitsfelder oder Leistungsgruppen ver-
ursacht wird, die möglicherweise eben-
falls das Ergebnis benachteiligender 
Strukturen sind. 

Im Jahr 2017 lag der unbereinigte 
Gender Pay Gap in Deutschland bei 21 %, 

u Abb 2 Durchschnittliche Bruttostundenverdienste  
nach Bundesländern 2017 — in Euro

Ohne Sonderzahlungen.  
Vollzeit und Teilzeit beschäftigte Arbeitnehmer /-innen  
(einschließlich Beamtinnen und Beamte) im Produzierenden  
Gewerbe und im Dienstleistungsbereich.

im Jahr 2017 mit 17,76 Euro einen um 20 % 
niedrigeren durchschnittlichen Brutto-
stundenverdienst auf als Vollzeitbeschäf-
tigte (22,16 Euro). Woran liegt das? Ein 
Vergleich der Verdienste von Vollzeit- und 
Teilzeitbeschäftigten nach Leistungsgrup-
pen macht deutlich, dass 11,8 % der Voll-
zeitbeschäftigten leitende Arbeitnehmer 
waren. Bei den Teilzeitbeschäftigten wa-
ren es lediglich 6,3 %. Demgegenüber ge-
hörten 5,7 % der Vollzeit-, aber 13,8 % der 
Teilzeitbeschäftigten zu den ungelernten 
Arbeitnehmern. u Tab 5

Da der Verdienst mit dem am Ar-
beitsplatz erforderlichen Qualifikations-
niveau entsprechend ansteigt, wird der 
durchschnitt liche Bruttostundenver-
dienst von Teilzeitbeschäftigten demnach 
durch einen höheren Anteil »niedriger« 

Verdiensten belegten Hamburg und Hes-
sen die vorderen Plätze der Rangfolge. In 
Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen 
und Sachsen war die Produktivität am ge-
ringsten. Eine ähnliche Struktur zeigt 
sich seit mehreren Jahren und kann daher 
als Erklärung für den Verdienstabstand 
zwischen Ost- und Westdeutschland he-
rangezogen werden. u Tab 4

Verdienste von Vollzeit- und 
Teilzeitbeschäftigten
Gibt es Unterschiede im Bruttostunden-
verdienst bei Vollzeit- und Teilzeitbeschäf-
tigten? Als Teilzeitbeschäftigte gelten hier 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, deren regelmäßige Wochenarbeitszeit 
kürzer ist als die vergleichbarer Vollzeit-
beschäftigter. Teilzeitbeschäftigte wiesen 

Schleswig-
Holstein
19,60

Nieder-
sachsen
20,32

Hamburg
23,76

Nordrhein-
Westfalen
21,81

Hessen 
23,42

Rheinland-
Pfalz
20,88

Baden-
Württemberg
23,10

Bayern 
22,34

Thüringen
17,07

Sachsen
17,44

Branden-
burg
17,26

Sachsen-
Anhalt
17,05

Mecklenburg-
Vorpommern
16,61

Bremen
22,26

Saarland
20,62

Bundes-
durchschnitt 21,31

Kartengrundlage © GeoBasis-DE / BKG 2017

Ohne Sonderzahlungen. 
Vollzeit und Teilzeit beschäftigte Arbeitnehmer (einschließlich Beamte) 
im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich.

Abb 1 Durchschnittliche Bruttostundenverdienste nach Bundesländern 2017 – in Euro

20 bis unter 22
unter 20

22 und mehr

Berlin
20,82
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Vollzeitbeschäftigte Teilzeitbeschäftigte 
(ohne geringfügig Beschäftigte)

Anteil in % in Euro Anteil in % in Euro

Insgesamt 65,2 ¹ 22,16 24,0 ¹ 17,76

Arbeitnehmer /-innen in leitender Stellung 11,8 40,14 6,3 32,91

Herausgehobene Fachkräfte 23,7 26,42 16,9 23,84

Fachkräfte 45,1 18,42 44,8 17,01

Angelernte Arbeitnehmer /-innen 13,6 15,07 18,3 12,82

Ungelernte Arbeitnehmer /-innen 5,7 12,88 13,8 11,44

Ohne Sonderzahlungen. 
1 Anteil an allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich.

Bruttostundenverdienst Bruttoinlands produkt in jeweiligen Preisen je Erwerbstätigen

in Euro Deutschland = 100

Deutschland 21,31 100 100

Früheres Bundesgebiet und Berlin 22,00 103,2 103,0

Neue Länder ohne Berlin 17,17 80,6 80,8

Hamburg 23,76 111,5 128,0

Hessen 23,42 109,9 110,3

Bayern 22,34 104,8 107,0

Baden-Württemberg 23,10 108,4 106,9

Bremen 22,26 104,5 106,5

Nordrhein-Westfalen 21,81 102,3 99,6

Rheinland-Pfalz 20,88 98,0 96,9

Niedersachsen 20,32 95,4 96,1

Berlin 20,82 97,7 95,0

Schleswig-Holstein 19,60 92,0 90,5

Saarland 20,62 98,2 90,3

Brandenburg 17,26 81,0 84,0

Sachsen-Anhalt 17,05 80,0 81,5

Sachsen 17,44 81,8 80,4

Thüringen 17,07 80,1 80,0

Mecklenburg-Vorpommern 16,61 77,9 77,3

ner unterschiedliche Leistungsgruppen 
besetzten und sich hinsichtlich der Be-
rufs- beziehungsweise Branchenwahl un-
terschieden. Schließlich waren Frauen 
eher in Teilzeit beschäftigt und teilweise 
schlechter ausgebildet. Rund ein Viertel 
(26 %) des unbereinigten Verdienstunter-
schieds konnte nicht mithilfe derartiger 
Unterschiede erklärt werden. Der berei-
nigte Verdienstunterschied lag demnach 
bei rund 6 %. Dies bedeutet, dass weib-
liche Arbeitnehmer pro Stunde 6 % weni-

das heißt, der durchschnittliche Brutto-
stundenverdienst von Frauen fiel um 
21 % geringer aus als der von Männern. 
Analysen auf Grundlage der in mehr-
jährlichen Abständen durchgeführten 
Verdienststrukturerhebung für 2014 zei-
gen, dass in Deutschland drei Viertel 
(74 %) des unbereinigten Gender Pay Gap 
auf Strukturunterschiede zwischen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
zurückzuführen waren. Wichtigste Un-
terschiede waren, dass Frauen und Män-

ger als Männer verdienten, auch unter 
der Voraussetzung, dass sie 
· die gleiche Tätigkeit ausübten,
· über einen äquivalenten Ausbildungs-

hintergrund verfügten,
· in einem vergleichbar großen privaten 

beziehungsweise öffentlichen Unter-
nehmen tätig waren, das auch regional 
ähnlich zu verorten war (Ost / West, Bal-
lungsraum / kein Ballungsraum),

· einer vergleichbaren Leistungsgruppe 
angehörten,

u Tab 4 Bruttostundenverdienste und Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 2017

Bruttostundenverdienst ohne Sonderzahlungen von Voll- und Teilzeitbeschäftigten im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich. Geringfügig Beschäftigte sind nicht enthalten.
Quelle: Arbeitskreis »Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder«

u Tab 5 Bruttostundenverdienste bei Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten 2017
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Verdienststrukturerhebung 2014.

u Abb 3 Zerlegung des Gender Pay Gap 2014 — Bruttostundenverdienst in Euro

u Abb 4 Nominale und reale Verdienstentwicklung  
— Veränderung zum Vorjahr in Prozent 

· einen ähnlich ausgestalteten Arbeits-
vertrag (befristet / unbefristet, mit /ohne 
Tarifbindung, Altersteilzeit ja /nein, Zu-
lagen ja /nein) hatten,

· das gleiche Dienstalter und die gleiche 
potenzielle Berufserfahrung aufwiesen 
sowie

· einer Beschäftigung vergleichbaren 
Umfangs (Vollzeit / Teilzeit) nach gingen.

In diesem Zusammenhang sollte jedoch 
berücksichtigt werden, dass der berei-
nigte Gender Pay Gap möglicherweise 
geringer ausfallen würde, wenn weitere 
lohnrelevante Eigenschaften für die Ana-
lysen zur Verfügung gestanden hätten. 
So konnte beispielsweise im Rahmen der 
Auswertungen weder der Familienstand 
oder die tatsächliche Berufserfahrung 
noch das individuelle Verhalten in Lohn-
verhandlungen einbezogen werden. u Abb 3

Nominal- und Reallohn 
Beim Nominallohn handelt es sich um 
den Bruttomonatsverdienst einschließ-
lich Sonderzahlungen, den die Beschäf-
tigten tatsächlich für ihre Arbeit erhalten. 
Der Reallohn entspricht dem um die In-
flation bereinigten Verdienst. Somit ist 
der Reallohn ein Indikator für die Kauf-
kraft des Nominallohns. 

Von 2007 bis 2017 stiegen die Reallöh-
ne, das heißt die preisbereinigten Brutto-
monatsverdienste, um insgesamt 10,6 %. 
Die nominale Verdienstentwicklung von 
Vollzeit-, Teilzeit- und geringfügig Be-
schäftigten betrug 25,8 %, die Verbrau-
cherpreise verzeichneten im gleichen 
Zeitraum einen Anstieg von 13,7 %. Bei 
Betrachtung der einzelnen Jahre konnten 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer fast durchweg Reallohngewinne im 
Vergleich zum Vorjahr verzeichnen. Die 
Verdienste einschließlich der Sonderzah-
lungen stiegen also stärker als die Ver-
braucherpreise. u Abb 4

Eine Auswertung nach den sogenann-
ten Leistungsgruppen (siehe Info 1), also 
den Anforderungen des Arbeitsplatzes 
hinsichtlich Führung und Qualifikation, 
zeigt, dass im Jahr 2017 die nominalen 
Verdienststeigerungen der leitenden Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (+ 2,9 %) 

Männer Frauen 

15,4419,87

»unerklärter Rest« 
(bereinigter 
Gender Pay Gap)

1,16

sonstige 
Arbeitsplatzfaktoren
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Berufs- und 
Branchenwahl1,33

Beschäftigungsumfang
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Gründe für den Unterschied:

 

Abb 18  Geförderte nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) - 
in Tausend 
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kräfte und ungelernte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer für sich verzeichnen 
(+ 33 % beziehungsweise jeweils + 26 %). 

Bei Betrachtung der Verdienstent-
wicklung in beiden Landesteilen zeigt 
sich, dass die Nominallöhne in den neu-
en Ländern mit + 31 % stärker gestiegen 
sind als im früheren Bundesgebiet und 
Berlin mit + 25 %. 

Niedriglöhne 
In den letzten Jahren wurde immer wie-
der über Niedriglöhne und das damit 
einhergehende Armutsrisiko für die 
 Beschäftigten diskutiert. Dabei wird der 
Begriff »Niedriglohn« unterschiedlich 
 definiert. Das Statistische Bundesamt 
verwendet eine unter anderem bei der 
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) und 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) übliche Definition. Demnach liegt 
die Niedriglohngrenze bei zwei Dritteln 
des Medianverdienstes. u Info 2

überdurchschnittlich hoch waren, dicht ge-
folgt von denen der ungelernten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (+ 2,8 %). 
Herausgehobene Fachkräfte hatten mit 
+ 2,3 % den geringsten Verdienstzuwachs. 
Ferner hatten innerhalb der betrachteten 
Beschäftigungsarten die geringfügig Be-
schäftigten mit + 1,6 % deutlich geringere 
Verdienstzuwächse als Teilzeit- (+ 2,9 %) 
und Vollzeitbeschäftigte (+ 2,5 %). 

Insgesamt stiegen die nominalen Ver-
dienste von geringfügig Beschäftigten 
zwischen 2007 und 2017 um rund 32 %. 
Damit fielen die Lohnsteigerungen stärker 
aus als bei den Vollzeitbeschäftigten 
(+ 25 %) und den Teilzeitbeschäftigten 
(+ 30 %). Angelernte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer verzeichneten im sel-
ben Zeitraum ein Plus von 26 %. Bei den 
Fachkräften belief sich der Lohnzuwachs 
auf 23 %. Die höchsten Verdienststeige-
rungen in den letzten zehn Jahren konn-
ten leitende Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sowie herausgehobene Fach-

Die Angaben zum Niedriglohn stam-
men aus der Verdienststrukturerhebung, 
die alle vier Jahre durchgeführt wird. Ak-
tuell stehen Ergebnisse aus der Erhebung 
von 2014 zur Verfügung, auf die sich die 
folgenden Ausführungen beziehen.

Die wie oben beschrieben definierte 
Niedriglohngrenze lag 2014 in Deutsch-
land bei 10,00 Euro brutto pro Stunde. 
Fast 21 % aller Beschäftigten im Alter zwi-
schen 15 und 64 Jahren (ohne Auszubil-
dende) erhielten einen Verdienst unter-
halb dieser Grenze. Bei den sogenannten 
atypisch Beschäftigten (Teilzeitbeschäftig-
te mit 20 Stunden oder weniger, gering-
fügig Beschäftigte, befristet Beschäftigte 
sowie Zeitarbeiter; siehe Kapitel 5.1, Seite 
158, Info 4, Abb 9) war der Anteil sogar 
doppelt so hoch. Dabei unterschieden sich 
die Anteile der Niedrigentlohnten je nach 
Beschäftigungsform deutlich: So arbeite-
ten fast zwei Drittel der geringfügig Be-
schäftigten (65 %) für einen Niedriglohn. 
Für Teilzeitbeschäftigte mit maximal 
20 Arbeitsstunden pro Woche (47 %), für 
Zeitarbeiterinnen und Zeitarbeiter (39 %) 
und befristet Beschäftigte (33 %) waren die 
Anteile zwar geringer, aber immer noch 
deutlich über dem Niveau von Normalar-
beitnehmerinnen und -arbeitnehmern mit 
10 %. Als Normalarbeitsverhältnisse gelten 
unbefristete, voll sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungen mit über 20 
Wochenstunden, die nicht als Zeitarbeit 
ausgeübt werden. u Tab 6

Das bedeutet, dass von den gut 
34,7 Millionen Beschäftigten im Alter von 
15 bis 64 Jahren (ohne Auszubildende), 
über die die Verdienststrukturer hebung 
repräsentative Aussagen macht, 2,2 Mil-
lionen Normalbeschäftigte und rund 
4,9 Millionen atypisch Beschäftigte einen 
Niedriglohn erhielten. 

Je jünger Beschäftigte sind, desto hö-
her ist die Wahrscheinlichkeit, dass 
Niedriglöhne bezogen werden. Rund 46 % 
der Beschäftigten im Alter von 15 bis 
24  Jahren bekamen 2014 einen Niedrig-
lohn. Dies sind deutlich mehr als doppelt 
so viele wie in jeder anderen Altersgrup-
pe. Bei den atypisch in Teilzeit bezie-
hungsweise geringfügig Beschäftigten lag 

u Info 2  
Was sind Niedriglöhne?

Der Begriff »Niedriglöhne« wird unterschiedlich verwendet. Das Statistische Bundesamt  
berechnet die Niedriglohngrenze, unterhalb derer alle Verdienste als Niedriglohn gelten, nach  
einem Ansatz, der unter anderem von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit  
und Entwicklung (OECD) und der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) angewandt wird.

Diese grenzt den Niedriglohnbereich relativ zur Verteilung der Verdienste aller betrachteten  
Beschäftigten ab. Dazu wird zunächst der Medianverdienst berechnet: Dieser teilt die betrach-
teten Verdienste in genau zwei Hälften, das heißt, die eine Hälfte der Beschäftigten verdient 
weniger und die andere Hälfte mehr als diesen Wert. Nach der Definition wird von Niedriglohn 
gesprochen, wenn der Verdienst eines Beschäftigten kleiner als zwei Drittel des Medianver-
dienstes ist. 

Die Daten zu Niedriglöhnen basieren auf der Verdienststrukturerhebung, die alle vier Jahre  
detaillierte Informationen zu den Erwerbseinkommen abhängig Beschäftigter bereitstellt. Aktuell 
stehen die Ergebnisse der Verdienststrukturerhebung 2014 für Analysen zum Niedriglohnsektor 
zur Verfügung.

Mit den letzten beiden Erhebungen wurde der Berichtskreis der Verdienststrukturerhebung 
zweistufig erweitert: im Jahr 2010 um die Branchen der nicht marktbestimmten Dienstleistungen 
und 2014 um Betriebe der Land- und Forstwirtschaft. Zudem wurden mit der Erhebung 2014 
auch Klein- und Kleinstbetriebe (Betriebe mit weniger als zehn Beschäftigten) einbezogen. 

Aussagen zu Erwerbseinkommen von Selbstständigen sowie zu privaten Haushalten mit  Haus - 
personal können auch weiterhin mithilfe dieser Erhebung nicht getroffen werden. Mit der Ver-
änderung des Berichtskreises sind auch Zeitvergleiche mit vorangegangenen Erhebungen nur 
bedingt möglich. Im Jahr 2014 betrug der Schwellenwert für den Niedriglohn 10,00 Euro pro 
Stunde und bezog sich auf den Bruttostundenverdienst. Der Bruttostunden verdienst ist am besten 
geeignet, da so festgestellte Verdienstunterschiede nicht aus unterschiedlich langen Arbeits-
zeiten resultieren können und Einflüsse von Steuern und Abgaben  außen vor bleiben. In der Analyse 
wurden Beschäftigte im Alter von 15 bis 64 Jahren ohne Auszubildende berücksichtigt. 
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Insgesamt Normalarbeit-
nehmer /-innen

Atypisch 
Beschäftigte

Und zwar

befristet 
Beschäftigte

Teilzeit-
beschäftigte ¹

geringfügig 
Beschäftigte

Zeitarbeiter/ 
-innen

Insgesamt    20,5     9,6     41,1     33,3     47,4     65,5     39,5  

Männer    14,8     6,9     39,0     27,6     52,2     63,1     35,5  

Frauen    26,4     13,6     42,3     38,4     45,5     66,7     50,4  

im Alter von … bis … Jahren

15 – 24    45,8     22,7     57,7     45,3     70,4     74,9     47,2  

25 – 34    20,3     11,6     34,4     23,2     48,3     61,6     36,0  

35 – 44    17,7     8,6     37,5     30,4     42,7     62,7     36,9  

45 – 54    17,6     8,1     41,5     37,9     44,4     63,2     41,5  

55 – 64    20,0     9,4     41,9     47,8     42,7     66,2     42,0  

Früheres Bundesgebiet und Berlin    18,4     6,8     39,5     31,3     45,8     63,9     36,3  

Neue Länder    33,7     25,8     55,4     46,8     64,8     81,6     54,5  

Ohne Berufsausbildung    45,8     20,7     61,1     56,5     65,3     74,5     54,0  

Mit Berufsausbildung    19,9     11,0     38,8     31,8     44,5     63,5     33,4  

Hochschulabschluss    4,2     1,2     14,1     9,1     19,9     40,4     9,7  

Wirtschaftsabschnitte

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 53,8  44,5  66,7  77,3  63,1  69,1  –

Bergbau und Gewinnung  
von Steinen und Erden 3,0  1,0  15,8  6,5 23,4  48,4  –

Verarbeitendes Gewerbe 10,2  5,9  30,4  20,8  39,5  60,7  –

Energieversorgung 2,1  0,6  9,5  9,8  12,8  75,1  –

Wasserversorgung ² 12,0  7,7  30,3 27,6  34,1  50,5  –

Baugewerbe 10,9  6,3  29,9  16,7  34,2  39,2  –

Handel ³ 26,7  13,1  49,8  44,5  54,2  70,3  –

Verkehr und Lagerei 29,6  16,8  53,7  36,7  63,0  78,6  –

Gastgewerbe 66,8  49,8  76,2  67,5  78,7  82,5  –

Information und Kommunikation 13,2  3,0  41,5  30,8  49,0  67,6  –

Erbringung von Finanz- und  
Versicherungsdienstleistungen 5,1  1,5  17,3  9,1  19,5  46,9  –

Grundstücks- und  
Wohnungswesen 29,6  10,6  47,5  33,8  49,6  57,1  –

Erbringung von freiberuflichen,  
wissenschaftlichen und  
technischen Dienstleistungen

13,9  5,6  31,4  24,4  35,8  51,0  –

Erbringung von sonstigen wirt-
schaftlichen Dienstleistungen 47,7  30,0  57,0  58,7  71,1  75,4  39,5  

Öffentliche Verwaltung, Ver- 
teidigung; Sozialversicherung 2,7  0,2  12,2  20,3  19,9  77,0  –

Erziehung und Unterricht 6,1  1,2  15,0  15,8  18,9  38,7  –

Gesundheits- und Sozialwesen 16,2  9,8  25,5  21,8  29,0  50,5  –

Kunst, Unterhaltung und Erholung 43,2  22,0  57,0  49,2  61,1  68,8  –

Erbringung von sonstigen  
Dienstleistungen 32,4 23,2 42,2 36,3 44,5 57,1 –

u Tab 6 Beschäftigte mit Niedriglohn 2014 — in Prozent

Beschäftigte im Alter von 15 bis 64 Jahren, ohne Auszubildende. Niedriglohngrenze bei zwei Dritteln des Medians vom Bruttostundenverdienst (10,00 Euro).
1 Mit höchstens 20 Arbeitsstunden pro Woche.
2 Einschließlich Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung von Umweltverschmutzungen.
3 Einschließlich Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen.
– Nichts vorhanden.
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Modellrechnung. Vollzeit beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  
im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungsbereich.

u Abb 5 Anteil des Nettoverdienstes am Bruttomonatsverdienst 2017 — in Prozent

rund 17 % der atypisch Beschäftigten einen 
Niedriglohn. Im Handel war der Anteil der 
niedrig entlohnten atypisch Beschäftigten 
mit 50 % rund 37 Prozentpunkte höher als 
der entsprechende Anteil für die Normal-
beschäftigten.

Auch die berufliche Qualifikation ist 
ein bedeutender Faktor, der die Verdienst-
höhe beeinflusst. Je höher die persönliche 
berufliche Qualifikation, desto niedriger 
ist die Wahrscheinlichkeit eines Niedrig-
lohns. Insgesamt bezogen 46 % der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ohne ei-
nen beruflichen Bildungsabschluss einen 
Niedriglohn. Bei Beschäftigten mit einer 
abgeschlossenen Berufsausbildung waren 
es 20 % und bei Beschäftigten mit Hoch-
schulabschluss 4,2 %.

Über den in Deutschland seit 2015 
geltenden Mindestlohn informiert Kapi-
tel 5.3, Seite 177.

5.2.3 Nettoverdienste nach 
Haushaltstypen 
Das Statistische Bundesamt berechnet 
mittels einer Modellrechnung Nettover-
dienste für verschiedene Haushaltstypen 
im früheren Bundesgebiet und Berlin so-
wie in den neuen Ländern. Der Nettover-

der Anteil der Personen unter der Nied-
riglohnschwelle bei den 15- bis 24-Jähri-
gen sogar über 70 %. 

In den einzelnen Wirtschaftszweigen 
sind Niedriglöhne unterschiedlich stark 
verbreitet. Beschäftigte der Land- und 
Forstwirtschaft und des Gastgewerbes be-
kommen häufiger als in allen anderen 
Wirtschaftsabschnitten Bruttostundenver-
dienste unterhalb der Niedriglohngrenze. 
So bezogen in diesen Branchen rund 54 % 
beziehungsweise 67 % aller Beschäftigten 
einen Niedriglohn. Diese beiden Wirt-
schaftsabschnitte weisen im Vergleich mit 
den anderen Wirtschaftsabschnitten auch 
bei den Normalbeschäftigten den höchs-
ten Anteil unter dem Niedriglohn (45 % 
beziehungsweise 50 %) aus.

In den anderen Wirtschaftsabschnitten 
war der Anteil der Niedriglohnbeziehe-
rinnen und -bezieher unter den Normal-
beschäftigten wesentlich geringer. Aller-
dings überstiegen in allen Wirtschafts-
abschnitten die Anteile der niedrig 
entlohnten atypisch Beschäftigten deutlich 
die der Normalbeschäftigten. So erhielten 
beispielsweise im Bereich Erbringung von 
Finanz- und Versicherungsdienstleistun-
gen 1,5 % der Normalbeschäftigten, aber 

dienst ist der durchschnittliche Brutto-
monatsverdienst (einschließlich Sonder-
zahlungen) Vollzeit beschäftigter Frauen 
und Männer im Produzierenden Gewer-
be und im Dienstleistungsbereich abzüg-
lich der Steuern (Lohnsteuer und Solida-
ritätszuschlag) sowie der Arbeitnehmer-
beiträge zur Sozialversicherung. Zu 
Letzterem zählen beispielsweise die Bei-
träge zur gesetzlichen Kranken-, Renten- 
und Pflegeversicherung. Die Zahlung von 
Kindergeld beziehungsweise die steuerli-
che Berücksichtigung von Kinderfreibe-
trägen bleiben bei der Berechnung der 
Nettoverdienste unberücksichtigt. Die 
Modellrechnung stellt dar, wie sich Lohn-
steuer, Solidaritätszuschlag und Arbeit-
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung 
auf die Höhe der Nettoverdienste ver-
schiedener Haushaltstypen auswirken, 
wenn die Allein- oder Doppelverdiener 
jeweils den durchschnittlichen Brutto-
monatsverdienst aller Vollzeit beschäftig-
ten Frauen und Männer erzielen.

Der Anteil des Bruttomonatsver-
dienstes, über den die Haushaltstypen 
frei verfügen können, schwankt erheb-
lich. Die höchsten Abzüge hatten ledige 
Männer ohne Kind im früheren Bundes-
gebiet und Berlin: Ihnen blieben im Jahr 
2017 noch 59 % netto. Zum Vergleich: 
Ehepaaren mit zwei Kindern und allein-
verdienendem Ehemann in den neuen 
Ländern blieben 72 %. u Abb 5

Abb 5 Anteil des Nettoverdienstes am Bruttomonatsverdienst 2017 – in Prozent

Modellrechnung. Vollzeit beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe und im 
Dienstleistungsbereich.
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Mit dem Mindestlohngesetz, das der 
Deutsche Bundestag am 3. Juli 2014 ver-
abschiedet hat, wurde in Deutschland 
zum 1. Januar 2015 erstmals ein allgemei-
ner gesetzlicher Mindestlohn eingeführt. 
Insgesamt haben einschließlich Deutsch-
land 22 Länder in der EU einen gesetzli-
chen Mindestlohn (siehe Kapitel 11.1.6, 
Seite 426). Die Einführung des Mindest-
lohns gilt als die bedeutendste arbeits-
marktpolitische Maßnahme seit den soge-
nannten Hartz-Reformen. Der Mindest-
lohn gi lt , von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, für nahezu alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. Mit der 
Einführung des allgemeinen gesetzlichen 
Mindestlohns in Deutschland verband 
sich neben anderen Zielen vor allem die 
Hoffnung, die Einkommenslage von nied-
rig entlohnten Erwerbstätigen zu verbes-
sern. Seit Beginn des Jahres 2017 wurde 
der Mindestlohn auf Vorschlag der Min-
destlohnkommission auf 8,84 Euro erhöht, 
zum 1. Januar 2019 soll der Mindestlohn 
auf 9,19 Euro und zum 1. Januar 2020 auf 
9,35 Euro angepasst werden. u Info 1

Wie sich der Mindestlohn auf Löhne 
und Beschäftigungszahlen auswirkt, steht 
im Mittelpunkt der Mindestlohnfor-
schung. In der internationalen Forschung 
werden aber zunehmend auch die Aus-
wirkungen des Mindestlohns auf Arbeits-
zeiten, Produktivität, Verbraucherpreise 
oder die Ertragslage beziehungsweise Ge-
winne von Unternehmen untersucht. Aus 
theoretischer Perspektive ist die Wirkung 
von Mindestlöhnen vor allem auf die Be-

schäftigung nicht eindeutig. Je nach zu-
grunde gelegtem Modell beziehungsweise 
den Modellannahmen können Mindest-
löhne sowohl negative als auch positive 
oder neutrale Effekte haben. Wie sich die 
Einführung oder Anpassung des gesetz-
lichen Mindestlohns auswirkt, ist somit 
letztlich eine empirische Frage. u Info 2 

5.3.1 Steigende Stundenlöhne  
im unteren Lohnbereich
Häufig wird zwischen Mindest- und 
Niedriglohn unterschieden (siehe Kapitel 
5.2.2, Seite 168). Der Mindestlohn ist eine 
gesetzlich festgelegte Lohnuntergrenze. 
Die Niedriglohnschwelle wird hingegen 
relativ zu anderen Löhnen definiert, 
nämlich als zwei Drittel des Median-
lohns. Der Medianlohn ist dabei der 
Lohn, der sich genau in der Mitte der be-
trachteten und nach Größe sortierten 
Löhne befindet, weshalb er häufig auch 
als mittlerer Lohn bezeichnet wird – eine 
Hälfte der Beschäftigten verdient weniger, 
die an dere Hälfte mehr als den Median-
lohn. Die Niedriglohnschwelle liegt der-
zeit, je nach Datenbasis, bei rund 10 Euro 
pro Stunde. 

Geringe Stundenverdienste, egal ob 
im Mindest- oder im Niedriglohnbereich, 
sind überdurchschnittlich häufig in Ost-
deutschland, bei geringfügig Beschäftig-
ten (»Minijobs«), un- oder angelernten 
Beschäftigten, Frauen sowie Beschäftigten 
in kleineren sowie nicht tarifgebundenen 
Unternehmen anzutreffen. Zudem gibt es 
bestimmte Branchen, in denen niedrige 

5.3  
Mindestlohn*

Oliver Bruttel 
Geschäfts- und Informationsstelle  
für den Mindestlohn 
Ralf Himmelreicher 
Privatdozent am Institut für Soziologie 
der FU Berlin und Geschäfts- und 
Informationsstelle für den Mindestlohn

WZB / SOEP

*  Der Beitrag gibt ausschließlich die Meinung der Autoren 
und nicht die der Mindestlohnkommission wieder.

u Info 1  
Geltungsbereich des Mindestlohns

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Ausgenommen sind Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
Auszubildende in betrieblicher Ausbildung, Praktikantinnen und Praktikanten (soweit es sich um  
ein Pflichtpraktikum oder ein freiwilliges Praktikum mit einer Dauer von maximal drei Monaten 
 handelt, das vor oder während einer Berufs- oder Hochschulausbildung stattfindet), Langzeitarbeits-
lose in den ersten sechs Monaten nach Aufnahme einer Beschäftigung sowie ehrenamtlich Tätige. 
Für einen Übergangszeitraum bis längstens zum 31. Dezember 2017 gab es zudem eine Reihe  
von tarifvertraglich vereinbarten Übergangsregelungen für bestimmte Branchen wie beispielsweise 
im Friseurhandwerk, in der Leiharbeit oder der Landwirtschaft.
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Löhne besonders häufig verbreitet sind. 
Im Jahr 2014, vor Einführung des gesetz-
lichen Mindestlohns, wiesen vor allem 
folgende Branchen hohe Anteile von 
Stundenlöhnen auf, die unterhalb von 
8,50 Euro lagen: das Taxigewerbe, in dem 
rund 70 % der Beschäftigten weniger als 
8,50 Euro erhielten, das Gastronomiege-
werbe (52 %), Friseur- und Kosmetiksalons 
(44 %), die Landwirtschaft (36 %), das Be-
herbergungsgewerbe (33 %), private Wach- 
und Sicherheitsdienste (32 %), Call Center 
(30 %) sowie der Einzelhandel (22 %).

Seit der Einführung des Mindestlohns 
stiegen die Stundenlöhne von Beschäftig-
ten, die zuvor unter 8,50 Euro pro Stunde 
verdienten, deutlich an. Dies wird beson-
ders deutlich, wenn man innerhalb der 
vom Mindestlohn hoch betroffenen Bran-
chen Männer und Frauen sowie verschie-
dene Qualifikationsgruppen getrennt 
 betrachtet. Bei An- und vor allem Unge -
lernten waren für das Jahr 2015 weit 
überdurchschnittliche Lohnsteigerungen 
erkennbar. In Ostdeutschland stieg der 
Bruttostundenverdienst von ungelernten 
Männern im Jahr 2015 um 13,5 %, von 
ungelernten Frauen um 12,6 %. Für ange-
lernte Männer und Frauen waren es 9,4 % 
beziehungsweise 9,9 %. Auch in West-
deutschland stiegen bei an- und ungelern-
ten Arbeitskräften in den vom Mindest-
lohn hoch betroffenen Branchen die Löh-
ne überdurchschnittlich an, wenngleich 
auf deutlich niedrigerem Niveau. Bei un-
gelernten Männern waren es im Jahr 2015 
4,0 %, bei ungelernten Frauen 4,2 %; bei 
angelernten Männern und Frauen jeweils 
2,6 %. Nach Anpassung des Mindestlohns 
zum Januar 2017 verzeichneten in den 
vom Mindestlohn hoch betroffenen Bran-
chen vor allem ungelernte Frauen und 
Männer in Ostdeutschland mit etwa 5 % 
im Vergleich zu den anderen Leistungs-
gruppen stärkere Erhöhungen ihrer Stun-
denverdienste. u Abb 1

Geringfügig Beschäftigte sind eine 
weitere Gruppe, die vor der Einführung 
des Mindestlohns besonders häufig Stun-
denlöhne unterhalb von 8,50 Euro auf-
wiesen. Auch in dieser Gruppe stiegen 
die Löhne in den letzten Jahren deutlich 

u Info 2  
Datenbasis und deren Besonderheiten

Dieses Kapitel stützt sich insbesondere auf zwei verschiedene Datenquellen. Erstens die Ver-
diensterhebungen des Statistischen Bundesamtes, die auf Befragungen von Betrieben be-
ziehungsweise Angaben aus deren Lohnbuchhaltungen basieren. Konkret werden die Verdienst-
strukturerhebung (VSE) 2014, die Verdiensterhebungen (VE) 2015, 2016 und 2017 sowie die 
Vierteljährliche Verdiensterhebung (VVE) ausgewertet. Zweitens wird das Sozio-oekonomische 
Panel (SOEP) herangezogen, bei dem Beschäftigte selbst zu ihren Verdiensten und Arbeits-
zeiten befragt werden.

Berechnung der Bruttostundenlöhne 

Weder in VSE / VE / VVE noch im SOEP liegen direkte Angaben zu Bruttostundenlöhnen vor. 
Diese werden berechnet, indem die auf Monatsbasis abgefragten Verdienste durch die  
auf  Wochenbasis abgefragte und auf den Monat hochgerechnete Arbeitszeit dividiert werden. 
Was genau zum Lohn und zur Arbeitszeit zählt, ist jedoch nicht immer eindeutig. So ist zum 
Beispiel unklar, wie Zuschläge (etwa für Vorarbeiterinnen und Vorarbeiter oder Ausbilderinnen 
und Ausbilder) und Sonderzahlungen (zum Beispiel Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) bei der 
 Berechnung des Mindestlohns genau  berücksichtigt werden müssen. Dies war auch schon 
 Gegenstand von Gerichtsentscheidungen. Die genaue Arbeitszeit ist schwierig zu ermitteln,  
weil zum  Beispiel Pausen nicht dazugerechnet werden dürfen. Auch die Berechnung bei Über-
stunden ist kompliziert und variiert je nachdem, ob diese in Geld, Freizeit oder einer Mischung  
aus beidem abgegolten werden. 

Abweichungen zwischen Betriebserhebungen  
und Beschäftigtenbefragungen

Beschäftigtenbefragungen wie das SOEP kommen regelmäßig zu einer (deutlich) höheren Zahl 
an Personen, die auch nach Einführung des Mindestlohns unterhalb der neuen Lohngrenze 
verdienen, als dies in Betriebsbefragungen wie der VSE / VE der Fall ist. Dies kann eine Vielzahl 
von Ursachen haben. Die Angaben von Beschäftigten sind häufiger gerundet und damit 
 tendenziell ungenauer als die Angaben der Betriebe. Außerdem überschätzen Beschäftigte 
möglichweise teilweise ihre tatsächlichen Arbeitszeiten oder haben Erinnerungslücken. Umge-
kehrt ist denkbar, dass Betriebe die Arbeitsstunden dergestalt melden, dass die Mindestlohn-
grenze eingehalten wird. Insofern können die hier dargestellten Daten der VSE / VE nur ein 
 Abbild der in den Betrieben dokumentierten Angaben liefern, nicht aber Aufschluss darüber 
geben, inwiefern Betriebe unabhängig davon versuchen, den Mindestlohn, beispielsweise 
durch nicht deklarierte, unbezahlte Mehrarbeit, zu umgehen. Dass es solche Fälle gibt, zeigen 
die Kontrollen des Zolls. 
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u Abb 1 Veränderung der Stundenlöhne gegenüber dem Vorjahr in  
vom Mindestlohn hoch betroffenen Branchen 2014–2017 — in Prozent

Index der Bruttostundenverdienste ohne Sonderzahlungen für Voll- und Teilzeitbeschäftigte.
Als vom Mindestlohn hoch betroffene Branchen gelten die 20 Branchen mit den höchsten Anteilen von Beschäftigungsverhältnissen mit Stundenlöhnen unter 8,50 Euro im Jahr 2014,   
ausgenommen Branchen – wie das Friseurhandwerk oder die Landwirtschaft –, für die tarifliche Übergangsregelungen gelten (siehe Tabelle 2.1 im Zweiten Bericht der Mindestlohnkommission).
Datenbasis: Vierteljährliche Verdiensterhebung (VVE), eigene Berechnungen.

Jahr 2014 – im Vorfeld der Mindestlohn-
einführung – um 13 %, im Jahr 2015 um 
16 % und im Jahr 2016 um 11 %, während 
die Lohnsteigerung von Voll- und Teil-
zeitbeschäftigten in dieser Zeit rund  
3 % pro Jahr betrug. Zu Beginn des Jahres 
2017 näherte sich die Verdienstent-

an. Erneut zeigen sich die mit der Ein-
führung des Mindestlohns verbundenen 
Veränderungen vor allem in Ostdeutsch-
land (ohne Berlin). Dort stiegen, berech-
net als Mittelwert der einzelnen Quartale, 
die durchschnittlichen Bruttomonats-
löhne von geringfügig Beschäftigten im 

wicklung geringfügig Beschäftigter der 
Entwicklung bei Voll- und Teilzeitbe-
schäftigten an. In Westdeutschland (ein-
schließlich Berlin) stiegen die Verdienste 
geringfügig Beschäftigter in den Jahren 
2013 bis 2016 ebenfalls etwas stärker als 
die von Vollzeit- und Teilzeitbeschäftig-

Löhne besonders häufig verbreitet sind. 
Im Jahr 2014, vor Einführung des gesetz-
lichen Mindestlohns, wiesen vor allem 
folgende Branchen hohe Anteile von 
Stundenlöhnen auf, die unterhalb von 
8,50 Euro lagen: das Taxigewerbe, in dem 
rund 70 % der Beschäftigten weniger als 
8,50 Euro erhielten, das Gastronomiege-
werbe (52 %), Friseur- und Kosmetiksalons 
(44 %), die Landwirtschaft (36 %), das Be-
herbergungsgewerbe (33 %), private Wach- 
und Sicherheitsdienste (32 %), Call Center 
(30 %) sowie der Einzelhandel (22 %).

Seit der Einführung des Mindestlohns 
stiegen die Stundenlöhne von Beschäftig-
ten, die zuvor unter 8,50 Euro pro Stunde 
verdienten, deutlich an. Dies wird beson-
ders deutlich, wenn man innerhalb der 
vom Mindestlohn hoch betroffenen Bran-
chen Männer und Frauen sowie verschie-
dene Qualifikationsgruppen getrennt 
 betrachtet. Bei An- und vor allem Unge -
lernten waren für das Jahr 2015 weit 
überdurchschnittliche Lohnsteigerungen 
erkennbar. In Ostdeutschland stieg der 
Bruttostundenverdienst von ungelernten 
Männern im Jahr 2015 um 13,5 %, von 
ungelernten Frauen um 12,6 %. Für ange-
lernte Männer und Frauen waren es 9,4 % 
beziehungsweise 9,9 %. Auch in West-
deutschland stiegen bei an- und ungelern-
ten Arbeitskräften in den vom Mindest-
lohn hoch betroffenen Branchen die Löh-
ne überdurchschnittlich an, wenngleich 
auf deutlich niedrigerem Niveau. Bei un-
gelernten Männern waren es im Jahr 2015 
4,0 %, bei ungelernten Frauen 4,2 %; bei 
angelernten Männern und Frauen jeweils 
2,6 %. Nach Anpassung des Mindestlohns 
zum Januar 2017 verzeichneten in den 
vom Mindestlohn hoch betroffenen Bran-
chen vor allem ungelernte Frauen und 
Männer in Ostdeutschland mit etwa 5 % 
im Vergleich zu den anderen Leistungs-
gruppen stärkere Erhöhungen ihrer Stun-
denverdienste. u Abb 1

Geringfügig Beschäftigte sind eine 
weitere Gruppe, die vor der Einführung 
des Mindestlohns besonders häufig Stun-
denlöhne unterhalb von 8,50 Euro auf-
wiesen. Auch in dieser Gruppe stiegen 
die Löhne in den letzten Jahren deutlich 
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ten, im Vergleich zu Ostdeutschland war 
dieser Anstieg jedoch deutlich schwächer 
ausgeprägt. Der augenfällig starke An-
stieg im Jahr 2013 dürfte in Zusammen-
hang mit der Anhebung der Geringfügig-
keitsgrenze von 400 auf 450 Euro stehen. 
Im Jahr 2015 stiegen die Bruttomonats-
löhne von geringfügig Beschäftigten in 
Westdeutschland um 3,8 %, im Jahr 2016 
um 3,7 %. Vollzeitbeschäftigte erhielten 
im gleichen Zeitraum Verdienststeige-
rungen von 2,3 % beziehungsweise 2,2 %, 
Teilzeitbeschäftigte von 2,7 % beziehungs-
weise 3,0 %. u Abb 2

5.3.2 Veränderung der 
Lohnverteilung
Einhergehend mit den beschriebenen 
Verdienstanstiegen ist seit Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns im Be-
reich niedriger Löhne eine Verschiebung 
der Lohnverteilung hin zu höheren Stun-
denlöhnen erkennbar. Diese Entwicklung 
zeigt sich sowohl auf Basis der VSE / VE 
als auch im SOEP. In den VSE / VE-Daten 
ist zwischen 2014 und 2015 eine deutliche 
Verschiebung im unteren Lohnsegment 
zu beobachten, die 2015 zu einer starken 
Ballung im Mindestlohnbereich geführt 
hat. Die SOEP-Daten hingegen zeigen 
nach Einführung des Mindestlohns le-
diglich sukzessive Lohnsteigerungen im 
unteren Lohnsegment, eine Ballung im 
Mindestlohnbereich ist nicht zu erken-
nen. Dies könnte darauf zurückzuführen 
sein, dass sowohl Lohnsteigerungen als 
auch gegebenenfalls Stundenreduzierun-
gen von den Lohnbuchhaltungen genauer 
gemeldet werden als von den Beschäftig-
ten selbst. Die Ballung der Löhne genau 
auf den Mindestlohn in den VE-Daten 
dürfte auch damit zusammenhängen, 
dass in den Lohnbuchhaltungen verwen-
dete gängige Softwarepakete standard-
mäßig überprüfen, ob der Mindestlohn 
bezahlt wird. u Abb 3

Verbunden mit dem Rückgang von 
Stundenlöhnen unter 8,50 Euro weisen 
Analysen auf Basis des SOEP einen Rück-
gang der Ungleichheit der vertraglichen 
Stundenlöhne aus. Allerdings lässt sich 
Ähnliches auf Basis von Monatslöhnen 

u Abb 2 Veränderung der Monatslöhne gegenüber dem Vorjahresquartal  
nach Beschäftigungsform 2011–2017 — in Prozent

Index der Bruttomonatsverdienste ohne Sonderzahlungen (2015 = 100).  
Für geringfügig Beschäftigte liegen nur Zahlen mit Sonderzahlungen vor.
Datenbasis: Vierteljährliche Verdiensterhebung (VVE), eigene Berechnungen.
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 Abbildung 3 lässt erkennen, dass es 
in beiden Befragungen, auch nach Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns, 
eine nennenswerte Zahl von Fällen mit 
Stundenlöhnen unter 8,50 Euro gibt.  
Das Statistische Bundesamt weist auf  
Basis der VE 2016 einen Kreis von rund 
750 000 Beschäftigungsverhältnissen mit 
Stundenlöhnen unterhalb der Mindest-

nicht beobachten. Dies ist darauf zurück-
zuführen, dass mit der Einführung des 
Mindestlohns die wöchentlichen Arbeits-
zeiten zurückgingen (siehe Abschnitt 
5.3.4). Da sich der Monatslohn durch die 
Multiplikation von Stundenlohn und be-
zahlter Arbeitszeit ergibt, hebt der Rück-
gang der Arbeitszeit den Anstieg der Stun-
denlöhne teilweise wieder auf. 

lohngrenze aus. Hochrechnungen auf Ba-
sis des SOEP kommen zu einer Größen-
ordnung von rund 1,8 Millionen Beschäf-
tigten, die in ihrem Hauptberuf einen 
Stundenlohn von weniger als 8,50 Euro 
erhalten. 

Zudem hat sich trotz des Anstiegs der 
Stundenlöhne für Beschäftigte, die zuvor 
weniger als 8,50 Euro pro Stunde verdien-

ten, im Vergleich zu Ostdeutschland war 
dieser Anstieg jedoch deutlich schwächer 
ausgeprägt. Der augenfällig starke An-
stieg im Jahr 2013 dürfte in Zusammen-
hang mit der Anhebung der Geringfügig-
keitsgrenze von 400 auf 450 Euro stehen. 
Im Jahr 2015 stiegen die Bruttomonats-
löhne von geringfügig Beschäftigten in 
Westdeutschland um 3,8 %, im Jahr 2016 
um 3,7 %. Vollzeitbeschäftigte erhielten 
im gleichen Zeitraum Verdienststeige-
rungen von 2,3 % beziehungsweise 2,2 %, 
Teilzeitbeschäftigte von 2,7 % beziehungs-
weise 3,0 %. u Abb 2

5.3.2 Veränderung der 
Lohnverteilung
Einhergehend mit den beschriebenen 
Verdienstanstiegen ist seit Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns im Be-
reich niedriger Löhne eine Verschiebung 
der Lohnverteilung hin zu höheren Stun-
denlöhnen erkennbar. Diese Entwicklung 
zeigt sich sowohl auf Basis der VSE / VE 
als auch im SOEP. In den VSE / VE-Daten 
ist zwischen 2014 und 2015 eine deutliche 
Verschiebung im unteren Lohnsegment 
zu beobachten, die 2015 zu einer starken 
Ballung im Mindestlohnbereich geführt 
hat. Die SOEP-Daten hingegen zeigen 
nach Einführung des Mindestlohns le-
diglich sukzessive Lohnsteigerungen im 
unteren Lohnsegment, eine Ballung im 
Mindestlohnbereich ist nicht zu erken-
nen. Dies könnte darauf zurückzuführen 
sein, dass sowohl Lohnsteigerungen als 
auch gegebenenfalls Stundenreduzierun-
gen von den Lohnbuchhaltungen genauer 
gemeldet werden als von den Beschäftig-
ten selbst. Die Ballung der Löhne genau 
auf den Mindestlohn in den VE-Daten 
dürfte auch damit zusammenhängen, 
dass in den Lohnbuchhaltungen verwen-
dete gängige Softwarepakete standard-
mäßig überprüfen, ob der Mindestlohn 
bezahlt wird. u Abb 3

Verbunden mit dem Rückgang von 
Stundenlöhnen unter 8,50 Euro weisen 
Analysen auf Basis des SOEP einen Rück-
gang der Ungleichheit der vertraglichen 
Stundenlöhne aus. Allerdings lässt sich 
Ähnliches auf Basis von Monatslöhnen 

u Abb 3 Verteilung von nominalen Stundenlöhnen  
— Anteile in Prozent 

Nur Beschäftigungsverhältnisse ab 18 Jahren, ohne Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten, Altersteilzeit, Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Werkstätten für Behinderte  
und in »Ein-Euro-Jobs«. Im SOEP nur hauptberufliche Tätigkeiten; die Entlohnung in nebenberuflichen Tätigkeiten bleibt unberücksichtigt. Bruttostundenlöhne im SOEP sind auf Basis der vertraglichen 
Arbeitszeit berechnet. Die Angaben basieren auf Lohnintervallen in 1-Euro-Schritten. Der Wert von 8,50 Euro liegt somit im Intervall von 8,00 Euro bis 8,99 Euro. 
Datenbasis: Verdienststrukturerhebung (VSE) 2014, Verdiensterhebungen (VE) 2015, 2016, 2017, Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) v33, eigene Berechnungen.
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Bestand im 
April 2014

Veränderung April 2015 
gegenüber April 2014

Veränderung April 2017 
gegenüber April 2014

in 1000 in 1000 in % in 1000 in %

Alle Branchen

Insgesamt 33 528 462 1,4 631 1,8

Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigte 28 581 615 2,2 692 2,3

Ausschließlich geringfügig  
Beschäftigte 4 947 – 153 – 3,1 – 60 – 1,3

Vom gesetzlichen Mindestlohn  
hoch betroffene Branchen ¹

Insgesamt 6 482 118 1,8 101 1,5

Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigte 4 461 193 4,3 129 2,7

Ausschließlich geringfügig  
Beschäftigte 2 021 – 76 -3,7 – 27 – 1,4

Vom gesetzlichen Mindestlohn 
weniger betroffene Branchen ¹

Insgesamt 27.046 344 1,3 530 1,9

Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigte 24 120 421 1,7 563 2,2

Ausschließlich geringfügig  
Beschäftigte 2 926 – 77 – 2,6 – 33 – 1,2

u Tab 1 Entwicklung der Beschäftigung seit Einführung  
des gesetzlichen Mindestlohns

In Annäherung an den Geltungsbereich des gesetzlichen Mindestlohns wird die Entwicklung der Beschäftigten  
ohne Auszubildende und ohne Beschäftigte unter 18 Jahren betrachtet. 
1 Zur Abgrenzung der vom gesetzlichen Mindestlohn hoch betroffenen Branchen siehe Anmerkung bei Abbildung 1.
Datenbasis: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.

nen aus armutsgefährdeten Haushalten 
nur rund ein Viertel erwerbstätig und 
kann damit potenziell vom Mindestlohn 
profitieren. Zweitens lebt nur ein Teil der 
Mindestlohnbezieherinnen und -bezieher 
in armutsgefährdeten Haushalten. Von 
den Beschäftigten, die vor Einführung 
des Mindestlohns unter 8,50 Euro pro 
Stunde verdienten, lebte rund jeder vierte 
in armutsgefährdeten Haushalten. Und 
drittens resultiert eine Armutsgefähr-
dung von Erwerbstätigen wie bei der 
ALG-II-Bedürftigkeit häufig nicht aus 
 einem geringen Stundenverdienst, sondern 
aus einer geringen Wochenarbeitszeit.

5.3.4 Beschäftigungsentwicklung
Die Gesamtbeschäftigung hat sich auch 
nach Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns weiter positiv entwickelt. Sie stieg 

ten, die Zahl der Niedriglohnempfänger 
kaum verändert. Die Einführung des Min-
destlohns führte somit nicht dazu, dass 
auch die Löhne oberhalb der Niedrig-
lohngrenze von rund 10 Euro pro Stunde 
anstiegen. Es gab also keinen ausgepräg-
ten »Spillover«- oder »Kaminzug«-Effekt 
des Mindestlohns auf Stundenlöhne, die 
zuvor bereits über 10 Euro lagen. 

5.3.3 Bedürftigkeit und 
Armutsgefährdung
Mit der Einführung des Mindestlohns 
war auch die Erwartung verbunden, dass 
dadurch die Zahl der Beschäftigten, die 
trotz Arbeit auf ergänzendes Arbeitslo-
sengeld II angewiesen sind (»Aufstocke-
rinnen und Aufstocker« nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzgebung, SGB II), zu-
rückgehen würde. Das ist bislang kaum 
der Fall. Die Zahl der sogenannten Auf-
stockerinnen und Aufstocker ist mit Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns 
nur geringfügig mehr als im Durch-
schnitt der Vorjahre zurückgegangen. 
Dass es zu keiner deutlicheren Reduzie-
rung dieser Personengruppe kam, ist ins-
besondere darauf zurückzuführen, dass 
der ergänzende Arbeitslosengeld-II-Bezug 
oft aus einer geringen Wochenarbeitszeit 
sowie der Zahl nicht erwerbstätiger Haus-
haltsmitglieder (zumeist Kinder) resul-
tiert. Zudem können hohe Wohnkosten 
insbesondere in Ballungsgebieten ver-
hindern, dass der Mindestlohn aus  einer 
Bedürftigkeit herausführt. Nur rund 3 % 
aller erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-
Bezieherinnen und -Bezieher sind allein-
stehende Vollzeitbeschäftigte, für die der 
Mindestlohn seiner Bemessung nach 
dazu geeignet ist, aus dem  Bezug von Ar-
beitslosengeld II heraus zuführen. 

In Hinblick auf die Armutsgefähr-
dung zeigt sich ein ähnliches Muster. Ein 
Haushalt gilt als armutsgefährdet, wenn 
sein insgesamt zur Verfügung stehendes 
Einkommen weniger als 60 % des Medi-
aneinkommens der Gesamtbevölkerung 
beträgt (siehe Kapitel 6.2.2, Seite 222). Der 
Mindestlohn ist aus mehreren Gründen 
nur begrenzt geeignet, die Armutsrisiken 
zu reduzieren. Erstens ist von den Perso-

im April 2017 im Vergleich zum April 
2014 um 1,8 % beziehungsweise rund 
630 000 Beschäftigte. Auch in den vom 
Mindestlohn besonders stark betroffenen 
Branchen zeigt sich eine positive Ent-
wicklung von 1,5 % beziehungsweise 
rund 100 000 Beschäftigten. Dabei gab  
es zwei gegenläufige Trends: Während 
die Anzahl ausschließlich gering fügig 
Beschäftigter (»Minijobber«) rückläufig 
war, nahmen die sozialversicherungs-
pf lichtigen Beschäftigungsverhältnisse 
deutlich zu. u Tab 1 

Die Anzahl der ausschließlich gering-
fügig Beschäftigten ging vor allem un-
mittelbar nach Einführung des Mindest-
lohns Anfang des Jahres 2015 zurück. 
Ausschließlich geringfügig Beschäftigte 
erhielten vor der Einführung des Min-
destlohns besonders häufig Stundenlöh-
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Arbeitsplätze neu entstanden, als dies in 
einer Situation ohne Mindestlohn der 
Fall gewesen wäre. 

5.3.5 Betriebliche 
Anpassungsmaßnahmen
Für die Betriebe stellen höhere Stunden-
löhne steigende Arbeitskosten dar, auf 
die die Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber mit einer Reihe von Maßnahmen re-
agierten. Beispielsweise reduzierten sie 
die Arbeitszeiten, was teilweise bedeutet, 
dass Beschäftigte die gleiche Arbeit in 
kürzerer Zeit bewältigen müssen, oder 
hoben die Preise an. Zudem sind teilwei-
se die Gewinne der betroffenen Betriebe 
zurückgegangen. 

Die größten Auswirkungen hatte die 
Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns auf die durchschnittliche wöchent-
liche Arbeitszeit. Bei Beschäftigten, die 
vor Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns weniger als 8,50 Euro pro Stunde 
verdient haben, ist die vertraglich verein-
barte Arbeitszeit unmittelbar nach Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns 

ne unter 8,50 Euro und waren somit von 
der Einführung des Mindestlohns am 
stärksten betroffen. Auch die mit dem 
Mindestlohngesetz eingeführte Pf licht, 
die Arbeitszeiten für alle geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse zu dokumen-
tieren, trug unter Umständen dazu bei, 
dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
diese Beschäftigungsform seltener wähl-
ten. Ein Teil der geringfügigen Beschäf-
tigung wurde in sozialversicherungs-
pf lichtige Beschäftigungsverhältnisse 
umgewandelt, ein Teil der sogenannten 
Minijobber hat sich vom Arbeitsmarkt 
zurückgezogen. Die inzwischen vorlie-
genden kausalen Wirkungsanalysen deu-
ten darauf hin, dass sich die Gesamt-
beschäftigung im Vergleich zu einer 
 Si tuation ohne Mindestlohn etwas 
schwächer entwickelt hat. Diese negati-
ven Beschäf tigungseffekte speisen sich 
zum einen aus einem leichten Abbau von 
Arbeitsplätzen im Bereich der gering-
fügigen Beschäftigung. Zum anderen 
deuten die Analysen darauf hin, dass et-
was  weniger sozialversicherungspflichtige 

deutlich zurückgegangen. Bei der tatsäch-
lich geleisteten Arbeitszeit gab es nach 
Auskunft der Beschäftigten im SOEP hin-
gegen keine beziehungsweise lediglich 
leichte Veränderungen; die VSE / VE weist 
auf Basis von Angaben der Betriebe vor 
allem für Vollzeitbeschäftigte deutliche 
Rückgänge der bezahlten Arbeitszeit aus. 

Ein weiterer Anpassungskanal war 
die Erhöhung von Preisen. In zahlreichen 
Branchen, die vom gesetzlichen Mindest-
lohn besonders betroffen waren, stiegen 
laut Verbraucherpreis statistik die Preise 
für Waren und Dienstleistung über-
durchschnittlich stark an. Beispiele hier-
für sind Taxifahrten (15,2 %), Zeitungen 
und Zeitschriften (10,1 %), oder die Preise 
in Restaurants, Cafés, Straßenverkauf 
und Ähnlichem (5,0 %) oder von Beher-
bergungsdienstleistungen (3,8 %). Der 
Anstieg in den ersten zwei Jahren nach 
Einführung des Mindestlohns fällt insbe-
sondere im Vergleich zur geringen Infla-
tion in der Gesamtwirtschaft deutlich 
aus, nach der die Preise zwischen 2014 
und 2016 nur um 0,8 %  gestiegen sind. 
Auf den gesamten Verbraucherpreisindex 
wirkte sich die Einführung des Mindest-
lohns also kaum aus. u Abb 4

Die dritte sichtbare Auswirkung in 
den Betrieben war ein Rückgang der Ge-
winne. Das IAB-Betriebspanel, eine jährli-
che repräsentative Befragung von rund 
16 000 Betrieben mit mindestens einem 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, 
weist für die vom Mindestlohn betroffe-
nen Betriebe einen Gewinnrückgang von 
rund 9 Prozentpunkten im Vergleich zu 
ähnlichen, nicht betroffenen Betrieben 
aus. Trotz dieses Gewinnrückgangs ist 
 allerdings weder gesamtwirtschaftlich 
noch in den vom gesetzlichen Mindest-
lohn besonders betroffenen Branchen eine 
veränderte Unternehmensdynamik und 
Wettbewerbsintensität zu beobachten. Es 
ist weder ein Anstieg von Marktaustrit-
ten in Form von Gewerbeabmeldungen 
oder Insolvenzen noch eine Zunahme an 
Gewerbeanmeldungen erkennbar. Aller-
dings lassen sich Veränderungen im 
Wettbewerbsumfeld mitunter erst mittel- 
bis langfristig beobachten. u Abb 5

u Abb 4 Preisanstiege in ausgewählten Branchen 2016 gegenüber 2014 — in Prozent 

Datenbasis: Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex, eigene Berechnungen.

Abbildung 4: Preisentwicklung in ausgewählten Branchen 2014 bis 2016 — in Prozent 

Datenbasis: Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex, eigene Berechnungen.
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Personen überhaupt erwerbstätig ist und 
andererseits nur ein Teil der Mindest-
lohnbeziehenden aus armutsgefährdeten 
Haushalten stammt. 

Vom Mindestlohn sind bislang kaum 
negative Beschäftigungseffekte ausgegan-
gen, die sich – wenn überhaupt – vorrangig 
auf geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse konzentriert haben. Betriebe haben 
eine Vielzahl anderer Anpassungsmög-
lichkeiten wie beispielsweise Arbeitszeit-
verkürzungen und Preiserhöhungen ge-
nutzt, um gestiegene Lohnkosten auszu-
gleichen.

5.3.6 Fazit
Die Einführung des Mindestlohns hat zu 
einer deutlichen Steigerung der Brutto-
stundenverdienste bei Personengruppen 
geführt, die vor der Einführung der neu-
en gesetzlichen Lohnuntergrenze weniger 
als 8,50 Euro pro Stunde verdienten. 
Gleichzeitig scheint es nach wie vor eine 
nennenswerte Zahl von Beschäftigten zu 
geben, die den Mindestlohn nicht erhal-
ten. Als Instrument zur Vermeidung oder 
Reduzierung von Armut scheint der Min-
destlohn nur begrenzt geeignet, da einer-
seits nur ein Teil der armutsgefährdeten 

u Abb 5 Gewerbean- und -abmeldungen 2011– 2017 — in Tausend

1 Die Auswahl der vom gesetzlichen Mindestlohn hoch betroffenen Branchen weicht geringfügig von der in Abbildung 1  
und Tabelle 1 ab (siehe ausführlich Zweiter Bericht der Mindestlohnkommission: Randnummer 247). 
Datenbasis: Statistisches Bundesamt, Gewerbeanzeigenstatistik.
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Männer Frauen

1997 2005 2015 1997 2005 2015

Sicherer Arbeitsplatz 65 70 55 70 66 56

Interessante Arbeit 50 51 55 54 45 54

Unabhängige Arbeit 43 44 45 43 38 39

Kontakt mit Menschen . . 32 . . 39

Nutzen für Gesellschaft 12 17 20 15 21 21

Anderen helfen 14 21 18 22 23 22

Aufstiegsmöglichkeiten 13 18 16 13 14 13

Hohes Einkommen 16 21 15 13 15 8

Flexible Arbeitszeiten 11 15 14 15 13 14

u Tab 1 Wichtigkeit von Arbeitsplatzmerkmalen 1997 – 2015 — in Prozent

Anteil »sehr wichtig« (höchste Kategorie auf einer fünfstufigen Skala).
. Nicht erhoben.
Datenbasis: ISSP 1997, 2005, 2015, erwerbstätige Befragte.

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt befin-
det sich im Wandel. Weniger Menschen 
können davon ausgehen, vom Berufsein-
stieg bis zur Rente beim gleichen Arbeitge-
ber zu verbleiben. Viele arbeiten zumindest 
zeitweise in atypischen Beschäftigungs-
formen wie geringfügiger Beschäftigung, 
befristeter Beschäftigung, Zeitarbeit und 
Solo-Selbststän digkeit, die teilweise mit 
erhöhten Unsicher heiten verbunden sind 
(siehe Kapitel 5.1.7, Seite 158).

Neue Informations- und Kommunika-
tionstechnologien verändern die Arbeits-
abläufe. Einerseits schaffen sie mehr Mög-
lichkeiten für Flexibilität, was Arbeitszeit 
und Arbeitsort angeht. Andererseits tra-
gen sie zu einer höheren Arbeitsintensität 
bei und erhöhen den Druck auf Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, ständig 
erreichbar zu sein und ihre Arbeit eigen-
verantwortlich zu organisieren.

Zudem nimmt die Diversität unter 
den Arbeitnehmern zu, da immer mehr 
Frauen, Menschen mit Migrationshinter-
grund und ältere Menschen erwerbstätig 
sind (siehe Kapitel 5.1.4, Seite 154). Damit 
gehen veränderte Ansprüche an den Ar-
beitsplatz einher, beispielsweise größere 
Bedürfnisse nach einer guten Vereinbar-
keit von Familie und Beruf.

Vor diesem Hintergrund wird in die-
sem Kapitel der Frage nachgegangen, wie 
die Menschen in Deutschland ihre Ar-

beitsbedingungen bewerten: Welche An-
sprüche haben sie an ihren Arbeitsplatz? 
Inwieweit lassen sich diese Ansprüche 
umsetzen? Wie haben sich spezifische Res-
sourcen und Belastungen am Arbeitsplatz 
entwickelt, wie die Möglichkeiten zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und wie 
die Arbeitszufriedenheit ins gesamt? Ne-
ben allgemeinen Trends hin zu besseren 
oder schlechteren Arbeitsbedingungen 
wird in diesem Kapitel auch die Frage 
nach der sozialen Ungleichheit betrachtet: 
Gibt es bestimmte Gruppen, die besonders 
günstige Arbeitsbedingungen vorfinden, 
während andere Gruppen überproportio-
nal von Belastungen betroffen sind?

5.4.1 Ansprüche und Realität  
am Arbeitsplatz
Betrachtet man, welche Arbeitsplatzmerk-
male erwerbstätigen Frauen und Män-
nern besonders wichtig sind, so zeigt sich, 
dass eine sichere und interessante Arbeit 
den größten Stellenwert hat. Gut die 
Hälfte der Befragten fanden diese beiden 
Merkmale 2015 sehr wichtig. Zählt man 
auch noch diejenigen hinzu, die diese 
Merkmale wichtig finden, so gaben nahe-
zu 100 % der Befragten an, dass ihnen 
eine sichere und interessante Arbeit 
wichtig oder sehr wichtig sei. u Tab 1

Die nächstwichtigsten Merkmale wa-
ren mit einigem Abstand Unabhängigkeit 

5.4  
Subjektive 
 Wahrnehmung 
von Arbeits- 
bedingungen
Mareike Bünning 
WZB 

WZB / SOEP
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Sicherer 
Arbeitsplatz

Interessante 
Arbeit

Unabhängige 
Arbeit

Kontakt mit 
Menschen 

Nutzen für 
Gesellschaft

Anderen 
helfen 

Aufstiegs-
möglichkeiten

Hohes 
Einkommen 

Flexible 
Arbeitszeiten

Männer
West 54 55 47 33 21 19 16 14 14

Ost 57 53 36 27 18 16 13 22 13

Kein Migrations-
hintegrund ¹ 54 57 45 30 19 17 13 13 11

Migrationshintergrund ¹ 58 45 46 42 27 25 27 27 26

Hauptschulabschluss 64 48 52 33 22 21 22 20 14

Mittlere Reife 66 48 36 34 21 19 17 20 12

Abitur 44 63 49 31 20 16 12 9 15

Unbefristete Stelle 56 55 49 33 20 18 15 15 16

Befristete Stelle 54 46 24 21 10 15 21 21 6

18–34 Jahre 58 64 43 37 20 19 24 18 10

35–49 Jahre 55 51 43 29 21 15 12 13 16

Ab 50 Jahren 52 51 49 31 21 21 12 16 15

Keine Kinder 56 56 46 33 20 18 16 17 15

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 58 53 39 28 18 14 12 11 11

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 51 53 45 34 24 23 15 13 12

Frauen
West 56 54 40 39 21 22 14 7 14

Ost 59 53 34 41 24 22 12 16 12

Kein Migrations-
hintegrund ¹ 56 54 40 40 22 22 13 9 15

Migrationshintergrund ¹ 61 53 35 33 16 22 15 6 8

Hauptschulabschluss 51 25 37 40 20 20 11 17 13

Mittlere Reife 59 45 26 33 18 18 11 8 10

Abitur 56 69 50 43 24 26 16 6 17

Unbefristete Stelle 58 54 41 38 21 22 12 8 14

Befristete Stelle 56 50 30 35 31 27 22 9 8

18 – 34 Jahre 58 60 38 44 27 25 21 9 12

35 – 49 Jahre 50 52 33 35 15 20 9 7 19

Ab 50 Jahren 62 52 47 39 23 22 12 9 10

Keine Kinder 59 52 42 40 23 23 13 9 12

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 49 70 49 46 26 24 13 5 20

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 53 50 29 31 15 20 14 7 17

u Tab 2 Wichtigkeit von Arbeitsplatzmerkmalen nach soziodemografischen Merkmalen 2015 — in Prozent

Anteil »sehr wichtig«. 
1  Ein Migrationshintergrund liegt vor, wenn mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft: Geburt im Ausland,  

ausländische Staatsangehörigkeit, Selbstzuordnung zu einer anderen Bevölkerungsgruppe als »den Deutschen«.
Datenbasis: ISSP 2015, erwerbstätige Befragte.

der Arbeitsplatzmerkmale. Eine unab-
hängige Arbeit und ein hohes Einkom-
men waren Männern mit 45 % bezie-
hungsweise 15 % etwas wichtiger als 
Frauen (39 % und 8 %). Frauen legten da-
für etwas mehr Wert auf Kontakt zu an-
deren Menschen (39 % im Vergleich zu 
32 % bei Männern). Dass Frauen eher so-
ziale Berufe ergreifen und im Durch-
schnitt weniger verdienen als Männer, 
stimmt mit diesen Mustern überein. An-
gesichts der starken geschlechtsspezifi-

und Kontakt zu anderen Menschen. Deut-
lich weniger wichtig war den Befragten 
eine Arbeit, die nützlich für die Gesell-
schaft ist, und eine Arbeit, bei der man 
anderen helfen kann. Den geringsten 
Stellenwert hatten ein hohes Einkommen, 
gute Aufstiegsmöglichkeiten und flexible 
Arbeitszeiten. Flexible Arbeitszeiten etwa 
waren nur einem von sieben Erwerbstäti-
gen (14 %) sehr wichtig.

Interessanterweise gibt es kaum Ge-
schlechterunterschiede in der Bewertung 

schen Segregation am Arbeitsmarkt 
überrascht es dennoch, wie sehr sich 
Frauen und Männer insgesamt in der Be-
wertung der verschiedenen Arbeitsplatz-
merkmale gleichen.

Trotz großer Veränderungen auf dem 
Arbeitsmarkt erweist sich die Bewertung 
der Arbeitsplatzmerkmale in den letzten 
20 Jahren als sehr stabil. Am auffälligsten 
ist, dass die Erwerbstätigen 2015 einen si-
cheren Arbeitsplatz seltener als sehr wich-
tig ansahen als noch 2005 und 1997. Zu-
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Männer Frauen

1997 2005 2015 1997 2005 2015

Sicherer Arbeitsplatz 63 66 83 66 70 83

Interessante Arbeit 85 84 87 80 82 84

Unabhängige Arbeit 86 88 91 85 86 91

Kontakt mit Menschen . . 91 . . 93

Nutzen für Gesellschaft 64 68 69 65 72 70

Anderen helfen 50 58 57 51 64 65

Aufstiegsmöglichkeiten 20 25 38 14 20 29

Hohes Einkommen 28 28 40 20 19 31

u Tab 3 Tatsächliche Arbeitsplatzmerkmale 1997 – 2015 — in Prozent

Anteil »stimme sehr zu« und »stimme zu« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
. Nicht erhoben.
Datenbasis: ISSP 1997, 2005, 2015, erwerbstätige Befragte.

unbefristet Beschäftigten wichtiger als 
Befristeten. Bezüglich flexibler Arbeits-
zeiten zeigen sich vor allem bei den Frau-
en Gruppenunterschiede. Wie man in 
Hinblick auf die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf erwarten würde, waren fle-
xible Arbeitszeiten für Frauen der mittle-
ren Altersgruppe, mit Abitur und mit 
Kindern vergleichsweise wichtig. 

Gute Aufstiegsmöglichkeiten waren 
für die jüngste Altersgruppe wichtiger als 
für ältere Erwerbstätige und hatten für 
befristet Beschäftigte einen vergleichs-
weise hohen Stellenwert. Männer mit Mi-
grationshintergrund erachteten gute Auf-
stiegschancen und ein hohes Einkommen 
häufiger als sehr wichtig als Männer 
ohne Migrationshintergrund. Zudem 
 waren bei den Männern diejenigen mit 
Hauptschulabschluss am stärksten auf-
stiegsorientiert, die mit Abitur am wenigs-
ten. Auch das Einkommen sahen Erwerbs-
tätige mit niedrigeren Bildungsabschlüs-
sen häufiger als sehr wichtig an als 
Erwerbstätige mit höheren Abschlüssen. 
Zudem war ein hohes Einkommen den 
Ostdeutschen wichtiger als den West-
deutschen. Ein hohes Einkommen ist da-
mit für die Gruppen besonders wichtig, 
die vergleichsweise geringe Chancen ha-
ben, es auch zu erzielen. 

Doch wie sehen die realen Arbeits-
platzmerkmale aus? Hier zeigt sich, dass 
eine große Mehrheit der Erwerbstätigen 

dem verlor ein hohes Einkommen für Frau-
en wie für Männer im Vergleich zu 2005 
an Bedeutung. Darin spiegeln sich die Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt wider: 
1997 und 2005 entwickelten sich die Real-
löhne negativ, 2015 hingegen positiv (siehe 
Kapitel 5.2.2, Seite 168). Zudem lag die 
Arbeitslosenquote 1997 und 2005 deutlich 
höher als 2015 (siehe Kapitel 5.1.9, Sei-
te 160). Eine sichere Arbeit und ein hohes 
Einkommen gewinnen also bei schlechter 
wirtschaftlicher Lage an Bedeutung. 

Betrachtet man Unterschiede nach 
soziodemografischen Merkmalen, so zeigt 
sich, dass die Bedeutung eines sicheren 
Arbeitsplatzes relativ gleichmäßig über 
die verschiedenen Gruppen hinweg ver-
teilt ist. Ältere und jüngere Frauen hatten 
allerdings ein größeres Bedürfnis nach 
sicherer Arbeit als die mittlere Alters-
gruppe. Bei den Männern fällt auf, dass 
diejenigen mit Haupt- oder Realschulab-
schluss einen sicheren Arbeitsplatz als 
wichtiger erachteten als diejenigen mit 
Abitur. u Tab 2

Eine interessante Arbeit war für jün-
gere Erwerbstätige und diejenigen mit 
Abitur besonders wichtig. Auch bei Frau-
en mit Kindern im Vorschulalter nahm 
eine interessante Tätigkeit einen beson-
ders hohen Stellenwert ein. Eine unab-
hängige Arbeit war Westdeutschen wich-
tiger als Ostdeutschen, älteren Erwerbs-
tätigen wichtiger als jüngeren und 

tatsächlich die Bedingungen vorfindet, 
die sie als besonders wichtig erachtet: 
Über 80 % gaben an, einen sicheren Ar-
beitsplatz zu haben, einer interessanten 
und unabhängigen Arbeit nachzugehen 
und Kontakt zu anderen Menschen  
zu haben. Zudem sahen über die Hälfte 
der Erwerbstätigen ihre Arbeit als nütz-
lich für die Gesellschaft an und gaben an, 
anderen Menschen zu helfen. Am we-
nigsten verbreitet sind laut Selbstein-
schätzung der Beschäftigten gute Auf-
stiegsmöglichkeiten und ein hohes Ein-
kommen. Diese beiden Merkmale fanden 
nur rund 40 % der Männer und 30 % der 
Frauen vor. Frauen sind somit hinsicht-
lich dieser beiden Merkmale deutlich 
schlechter gestellt als Männer, ansonsten 
fallen die Geschlechterunterschiede eher 
gering aus. u Tab 3

Die Bewertung des eigenen Arbeits-
platzes hat sich in den letzten zwei Jahr-
zehnten zum Positiven entwickelt. Im 
Vergleich zu 1997 und 2005 bezeichneten 
mehr Personen ihre Arbeit als sicher, was 
sich mit der Verringerung der Arbeitslosig-
keit deckt (siehe Kapitel 5.1.9, Seite 160). 
Die Zunahme atypischer Beschäftigungs-
formen scheint im Vergleich dazu weni-
ger bedeutend für die wahrgenommene 
Arbeitsplatzunsicherheit zu sein. Auch 
das Einkommen und die Aufstiegsmög-
lichkeiten bewerteten die Erwerbstätigen 
2015 besser als in der Vergangenheit. Bei 
den anderen Merkmalen gab es weniger 
Veränderungen im Zeitverlauf. 

Die für die Erwerbstätigen wichtigs-
ten Arbeitsplatzmerkmale sind unter al-
len Bevölkerungsgruppen relativ gleich-
mäßig verteilt. Dies gilt insbesondere  
für eine unabhängige Tätigkeit und den 
Kontakt zu anderen Menschen. Auch 
hinsichtlich einer interessanten Tätigkeit 
und eines sicheren Arbeitsplatzes gibt es 
kaum Unterschiede nach Region, Alter 
oder Schulabschluss. Allerdings hatten 
Erwerbstätige mit Migrationshintergrund 
vergleichsweise selten eine aus ihrer Sicht 
interessante Arbeit und Männer mit Mi-
grationshintergrund deutlich seltener 
 einen sicheren Arbeitsplatz als Männer 
ohne Migrationshintergrund. Zudem 
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Sicherer 
Arbeitsplatz

Interessante 
Arbeit

Unabhängige 
Arbeit

Kontakt mit 
Menschen 

Nutzen für 
Gesellschaft

Anderen  
helfen 

Aufstiegs-
möglichkeiten

Hohes 
Einkommen 

Männer
West 83 86 90 91 67 56 38 41

Ost 82 88 93 90 78 63 34 34

Kein Migrations-
hintergrund ¹ 86 89 92 91 69 56 38 43

Migrationshintergrund ¹ 70 74 82 90 67 59 37 29

Hauptschulabschluss 80 82 90 90 68 56 32 27

Mittlere Reife 85 89 90 90 71 58 38 30

Abitur 83 87 92 91 67 55 40 53

Unbefristete Stelle 86 88 93 91 69 58 37 44

Befristete Stelle 62 80 79 86 69 49 33 28

18 – 34 Jahre 83 87 86 87 66 53 55 35

35 – 49 Jahre 82 84 92 91 70 59 31 45

Ab 50 Jahren 84 89 93 93 69 58 28 40

Keine Kinder 84 88 91 89 68 56 38 35

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 80 81 86 92 62 53 35 53

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 81 87 93 94 72 61 37 50

Merkmal weniger wichtig ² 78 82 86 87 64 51 34 40

Merkmal sehr wichtig ³ 87 91 96 98 87 82 56 42

Frauen
West 84 83 91 93 68 63 30 31

Ost 80 90 91 99 81 77 26 28

Kein Migrations-
hintergrund ¹ 84 86 92 93 69 62 30 30

Migrationshintergrund ¹ 82 77 86 94 74 76 27 31

Hauptschulabschluss 83 85 93 95 71 67 26 7

Mittlere Reife 86 83 91 93 69 62 27 23

Abitur 81 85 91 93 72 67 31 44

Unbefristete Stelle 88 86 93 94 72 67 29 34

Befristete Stelle 66 87 87 89 85 66 45 23

18 – 34 Jahre 80 81 87 92 73 62 46 36

35 – 49 Jahre 86 84 92 93 67 62 26 32

Ab 50 Jahren 83 86 93 95 72 70 20 25

Keine Kinder 81 84 90 94 69 63 28 28

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 84 86 90 95 76 67 40 41

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 89 84 94 92 71 67 25 31

Merkmal weniger wichtig ² 78 78 89 90 64 59 26 30

Merkmal sehr wichtig ³ 87 90 95 99 92 85 48 41

u Tab 4 Tatsächliche Arbeitsplatzmerkmale nach soziodemografischen Merkmalen und Wichtigkeit 2015 — in Prozent

Anteil »stimme sehr zu« und »stimme zu« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
1  Ein Migrationshintergrund liegt vor, wenn mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft: Geburt im Ausland, ausländische Staatsangehörigkeit, Selbstzuordnung zu einer anderen Bevölkerungsgruppe  

als »den Deutschen«.
2 Antworten »wichtig« bis »überhaupt nicht wichtig« (vier niedrigste Kategorien auf einer fünfstufigen Skala) auf die Frage, wie wichtig einem das jeweilige Arbeitsplatzmerkmal ist.
3 Antwort »sehr wichtig« (höchste Kategorie auf einer fünfstufigen Skala) auf die Frage, wie wichtig einem das jeweilige Arbeitsplatzmerkmal ist.
Datenbasis: ISSP 2015, erwerbstätige Befragte.

lichkeiten zu haben. Erwartungsgemäß 
berichteten Erwerbstätige mit höheren 
Schulabschlüssen eher über ein hohes 
Einkommen. Insbesondere Frauen mit 
Hauptschulabschluss gaben sehr selten 
an, ein hohes Einkommen zu haben. 
Männer mit Hauptschulabschluss waren 

 gaben befristet Beschäftigte erwartungs-
gemäß seltener als unbefristet Beschäftig-
te an, dass ihr Arbeitsplatz sicher sei. u Tab 4

Deutliche Gruppenunterschiede zei-
gen sich jedoch hinsichtlich der wahrge-
nommenen Chancen, ein hohes Einkom-
men zu erzielen und gute Aufstiegsmög-

dafür bezüglich der Aufstiegsmöglichkei-
ten deutlich gegenüber Männern mit hö-
heren Bildungsabschlüssen benachteiligt. 
Im Vergleich zu Männern ohne Migrati-
onshintergrund bewerteten Männer mit 
Migrationshintergrund ihr Einkommen 
deutlich seltener als hoch. Zudem hatten 
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Männer Frauen

1997 2005 2015 1997 2005 2015

Schwere  
körperliche Arbeit ¹ 23 28 25 17 22 21

Stress ¹ 40 40 41 36 31 34

Freiräume Arbeits-
organisation ² . 79 84 . 77 84

Freiräume Arbeitszeiten ² 51 55 62 54 46 54

Gutes Verhältnis zu  
Vorgesetzten ³ 79 85 86 82 87 88

Gutes Verhältnis zu  
Kolleginnen / Kollegen ³ 91 91 93 92 93 94

u Tab 5 Belastungen und Ressourcen am Arbeitsplatz 1997 – 2015 — in Prozent

1 Anteil »immer« und »oft« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
2 Anteil »innerhalb gewisser Grenzen« und »völlig frei«.
3 Anteil »sehr gut« und »ziemlich gut« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
. Nicht erhoben
Datenbasis: ISSP 1997, 2005, 2015, erwerbstätige Befragte.

haben. Dies deutet darauf hin, dass sich 
der ungleiche Zugang zu bestimmten Ar-
beitsplatzmerkmalen teilweise auch auf 
unterschiedliche Neigungen und Priori-
täten zurückführen lässt. 

5.4.2 Belastungen und Ressourcen 
am Arbeitsplatz
Wie Erwerbstätige ihre Arbeitsplatzquali-
tät einschätzen, hängt auch davon ab, wie 
stark sie Belastungen am Arbeitsplatz 
ausgesetzt sind und inwiefern sie über 
Ressourcen verfügen, die ihnen bei der 
Bewältigung ihrer Arbeitsanforderungen 
helfen. Im Folgenden werden schwere 
körperliche Arbeit und Stress als zentrale 
physische und psychische Belastungen 
betrachtet. Bezüglich der Ressourcen 
wird erstens in den Blick genommen, wie 
viele Freiräume Erwerbstätige hinsicht-
lich der täglichen Organisation ihrer Ar-
beit und der Arbeitszeiten haben, und  
damit, inwiefern sie über strukturelle 
Rahmenbedingungen verfügen, die die 
Arbeitsbewältigung erleichtern. Zweitens 
ist soziale Unterstützung am Arbeitsplatz 
eine zentrale Voraussetzung für eine gute 
Arbeitsplatzqualität. Ein Indikator hier-
für ist, ob Erwerbstätige ein gutes Ver-
hältnis zu Vorgesetzten und Kolleginnen 
und Kollegen haben. 

Etwa jeder vierte Mann und jede 
fünfte Frau war 2015 am Arbeitsplatz re-
gelmäßig physischen Belastungen durch 

Ostdeutsche laut Selbsteinschätzung sel-
tener ein hohes Einkommen als West-
deutsche, befristet Beschäftigte seltener 
als Unbefristete. Befristet beschäftigte 
Frauen schätzten jedoch ihre Aufstiegs-
möglichkeiten besonders oft als gut ein. 

Bei den Männern berichtete die jüngs-
te Altersgruppe am seltensten über ein 
hohes Einkommen, schätzte aber ihre 
Aufstiegsmöglichkeiten besonders oft gut 
ein. Bei den Frauen waren die Jüngeren 
hinsichtlich beider Merkmale besser ge-
stellt als die Älteren. Überraschenderweise 
hatten Frauen mit Kindern unter sechs 
Jahren eigenen Angaben zufolge über-
durchschnittlich oft ein hohes Einkom-
men und gute Aufstiegsmöglichkeiten. 
Dies lässt sich vermutlich darauf zurück-
führen, dass viele Mütter kleiner Kinder 
ihre Erwerbstätigkeit für längere Zeit un-
terbrechen (siehe Kapitel 2.1, Seite 51). 
Diejenigen mit guten Arbeitsbedingun-
gen kehren tendenziell schneller ins Er-
werbsleben zurück und sind daher in die-
ser Stichprobe überrepräsentiert. 

Vergleicht man gewünschte und tat-
sächliche Arbeitsplatzmerkmale, zeigt sich, 
dass diejenigen Gruppen, die am meisten 
Wert auf ein hohes Einkommen legen 
(Niedriggebildete, Ostdeutsche, Männer 
mit Migrationshintergrund), vergleichs-
weise schlechte Chancen haben, dies auch 
zu erzielen. Bei Männern mit Hauptschul-
abschluss zeigt sich auch eine Diskrepanz 
zwischen vergleichsweise stark ausgepräg-
ten Wünschen nach Aufstiegsmöglich-
keiten und eher geringen Aussichten, die-
se zu realisieren. Andere Gruppen, denen 
gute Aufstiegsmöglichkeiten wichtig sind 
(Jüngere, befristet beschäftigte Frauen), 
finden hingegen vergleichsweise oft gute 
Aufstiegsmöglichkeiten vor. 

Wunsch und Wirklichkeit lassen sich 
aber auch direkt vergleichen. Für alle 
acht Merkmale gilt: Diejenigen Befragten, 
denen ein Merkmal sehr wichtig war, 
fanden es auch häufiger vor als diejenigen, 
denen es weniger wichtig war. Deutliche 
Unterschiede zeigen sich insbesondere 
bezüglich der Wahrscheinlichkeit ande-
ren helfen zu können, eine nützliche Ar-
beit und gute Aufstiegsmöglichkeiten zu 

schwere körperliche Arbeit ausgesetzt. 
Psychische Belastungen durch dauerhaf-
ten Stress traten noch häufiger auf und 
betrafen 41 % der Männer und 34 % der 
Frauen. Es finden sich in den Daten je-
doch keine Hinweise darauf, dass das 
Ausmaß an Stress – etwa durch neue 
Kommunikationstechnologien und zu-
nehmenden Druck, ständig erreichbar zu 
sein – in den letzten 20 Jahren zugenom-
men hat. u Tab 5

Hinsichtlich der Ressourcen, die Er-
werbstätige zur Verfügung hatten, sieht 
man, dass die überwiegende Mehrheit 
von 84 % der Erwerbstätigen zumindest 
gewisse Freiräume bei der Organisation 
der täglichen Arbeit hatte. Der Anteil 
derjenigen, die gar keine Freiheiten hat-
ten, ging im Vergleich zu 2005 zudem et-
was zurück. 

Eine knappe Mehrheit der Erwerbstä-
tigen hatte auch gewisse Freiräume bei 
der Gestaltung der Arbeitszeiten. Mit 
62 % waren Männer etwas öfter als Frau-
en (54 %) in der Lage, Einfluss auf ihre 
Arbeitszeiten zu nehmen. Im Zeitverlauf 
verbesserten sich die Möglichkeiten zur 
Arbeitszeitgestaltung für Männer konti-
nuierlich, während es bei den Frauen 
schwankende Entwicklungen gab.

Besonders gut sieht es hinsichtlich 
der sozialen Unterstützung am Arbeits-
platz aus. Fast 90 % der Erwerbstätigen 
berichteten von einem guten Verhältnis 
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Schwere  
körperliche Arbeit ¹ Stress ¹ Freiräume Arbeits- 

organisation ²
Freiräume 

Arbeitszeiten ²
Gutes Verhältnis zu 

Vorgesetzten ³
Gutes Verhältnis 
zu Kolleginnen /

Kollegen ³

Männer
West 24 40 86 63 85 93

Ost 33 46 78 56 89 94

Kein Migrationshintergrund ⁴ 25 41 86 64 87 94

Migrationshintergrund ⁴ 25 43 76 56 81 92

Hauptschulabschluss 45 44 76 44 87 91

Mittlere Reife 34 40 82 49 86 95

Abitur 11 42 90 79 85 93

Unbefristete Stelle 24 44 88 67 85 93

Befristete Stelle 39 33 68 44 81 90

18 – 34 Jahre 32 40 81 53 87 95

35 – 49 Jahre 25 43 85 71 82 89

Ab 50 Jahren 20 40 87 62 87 96

Keine Kinder 28 39 85 60 86 95

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 27 56 84 69 84 87

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 16 39 83 65 85 93

Frauen
West 20 33 85 55 88 94

Ost 25 43 82 50 88 95

Kein Migrationshintergrund ⁴ 19 35 86 54 89 95

Migrationshintergrund ⁴ 27 32 79 57 84 86

Hauptschulabschluss 35 26 70 27 90 91

Mittlere Reife 29 34 84 52 89 94

Abitur 11 37 89 64 87 94

Unbefristete Stelle 22 37 85 56 88 94

Befristete Stelle 18 35 80 52 84 90

18 – 34 Jahre 23 35 84 48 85 95

35 – 49 Jahre 16 30 89 61 90 92

Ab 50 Jahren 24 38 80 53 88 94

Keine Kinder 23 34 81 53 88 95

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 12 25 91 60 88 92

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 19 39 89 56 89 92

u Tab 6 Belastungen und Ressourcen nach soziodemografischen Merkmalen 2015 — in Prozent

1 Anteil »immer« und »oft« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
2 Anteil »innerhalb gewisser Grenzen« und »völlig frei«.
3 Anteil »sehr gut« und »ziemlich gut« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
4  Ein Migrationshintergrund liegt vor, wenn mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft: Geburt im Ausland,  

ausländische Staatsangehörigkeit, Selbstzuordnung zu einer anderen Bevölkerungsgruppe als »den Deutschen«.
Datenbasis: ISSP 2015, erwerbstätige Befragte.

malen. Ostdeutsche waren hinsichtlich 
der Arbeitsbedingungen schlechter gestellt 
als Westdeutsche. Sie waren eher physi-
schen und psychischen Belastungen aus-
gesetzt und hatten seltener Einfluss auf die 
tägliche Organisation ihrer Arbeit und 
auf ihre Arbeitszeiten. Die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt war in Ostdeutschland 
25 Jahre nach der Vereinigung also immer 
noch ungünstiger als in Westdeutsch-

zu ihren Vorgesetzten, nahezu alle hat-
ten ein gutes Verhältnis zu ihren Kolle-
ginnen und Kollegen. 

Während ein gutes Verhältnis zu Kol-
leginnen und Kollegen sowie Vorgesetz-
ten relativ gleichmäßig über die verschie-
denen Bevölkerungsgruppen verteilt ist, 
gibt es hinsichtlich der anderen Ressour-
cen und Belastungen deutliche Unter-
schiede nach soziodemografischen Merk-

land – nicht nur in Hinblick auf Einkom-
men und Arbeitslosigkeit (siehe Kapitel 
5.2.2, Seite 168, und 5.1.8, Seite 159), son-
dern auch was Belastungen und Ressour-
cen am Arbeitsplatz betrifft. u Tab 6

Menschen mit Migrationshintergrund 
waren gegenüber Menschen ohne Migra-
tionshintergrund teilweise schlechter ge-
stellt. Männer und Frauen mit Migrati-
onshintergrund konnten vergleichsweise 
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Männer Frauen

1997 2005 2015 1997 2005 2015

Beeinträchtigung des 
Familienlebens durch  
den Beruf ¹

. 25 21 . 16 15

Beeinträchtigung des  
Berufslebens durch 
Familie ¹

. 5 5 . 5 6

Arbeitszufriedenheit ² 37 49 50 39 46 47

u Tab 7 Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Arbeitszufriedenheit 1997 – 2015  
— in Prozent

1 Anteil »immer« und »oft« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
2 Anteil »voll und ganz zufrieden« und »sehr zufrieden« (höchste zwei Kategorien auf einer siebenstufigen Skala).
. Nicht erhoben
Datenbasis: ISSP 1997, 2005, 2015, erwerbstätige Befragte.

5.4.3 Konflikte bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf
Wie gut sich Arbeit mit dem Familienle-
ben in Einklang bringen lässt, ist ein zen-
trales Kriterium für gute Lebensqualität – 
insbesondere für Eltern oder Menschen, 
die Angehörige pf legen. Während eine 
gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
in der Vergangenheit eher als Thema für 
Frauen galt, äußern inzwischen auch im-
mer mehr Männer den Wunsch, Beruf 
und Familie besser miteinander verbin-
den zu können. 

Vereinbarkeitskonflikte können zeit-
basiert sein, etwa wenn die Zeit, die eine 
Person in ihre Arbeit oder Familie inves-
tiert, zu Schwierigkeiten führt, die An-
forderungen im jeweils anderen Bereich 
zu erfüllen. Sie können aber auch belas-
tungsbasiert sein, wenn jemand durch 
die Belastungen in Beruf oder Familie 
beispielsweise zu erschöpft oder zu ange-
spannt ist, um die Anforderungen des je-
weils anderen Bereichs zu erfüllen.

2015 gaben mit 21 % mehr Männer als 
Frauen (15 %) an, dass ihre Berufstätig-
keit ihr Familienleben beeinträchtigte. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
Frauen ihre Arbeitszeiten eher als Män-
ner an familiäre Anforderungen anpas-
sen und somit Vereinbarkeitskonflikte 
reduzieren. Zusätzliche Analysen zeigen, 
dass Männer und Frauen die in ähnli-
chem Stundenumfang erwerbstätig sind, 
auch etwa gleich oft Vereinbarkeitskon-
flikte erleben. Unter den Vollzeiterwerbs-
tätigen (30 bis 48 Wochenstunden) erleb-

selten beeinflussen, wie ihre Arbeit orga-
nisiert ist. Männer mit Migrationshin-
tergrund hatten auch seltener f lexible 
 Arbeitszeiten als Männer ohne Migrations-
hintergrund. Frauen mit Migrationshin-
tergrund verrichteten überdurchschnitt-
lich oft schwere körperliche Arbeit.

Noch stärker ausgeprägt sind die Un-
gleichheiten nach Schulabschluss. Je hö-
her der Schulabschluss, desto seltener 
verrichteten Erwerbstätige schwere kör-
perliche Arbeit und desto öfter hatten sie 
Gestaltungsspielräume hinsichtlich ihrer 
Arbeitszeiten und der täglichen Organi-
sation der Arbeit. Belastungen durch 
Stress waren hingegen gleichmäßiger 
über die Bildungsgruppen verteilt. 

Jüngere Männer verrichteten eher 
schwere körperliche Arbeit als ältere und 
konnten ihre Arbeitszeiten und Arbeits-
organisation seltener beeinflussen. Die 
mittlere Altersgruppe hatte am häufigs-
ten Freiräume bezüglich der Arbeitszeiten. 
Bei den Frauen waren die Arbeitsbedin-
gungen für die mittlere Altersgruppe ins-
gesamt am günstigsten: Sie waren seltener 
psychischen und physischen Belastungen 
ausgesetzt als ältere oder jüngere Frauen 
und hatten öfter Freiräume bei der Organi-
sation ihrer Arbeit und den Arbeitszeiten.

Männer mit kleinen Kindern hatten 
vergleichsweise häufig stressige Arbeits-
bedingungen. Väter hatten aber auch öf-
ter flexible Arbeitszeiten als kinderlose 
Männer. Auch Mütter hatten etwas mehr 
Gestaltungsspielräume hinsichtlich der 
Arbeitszeiten und Arbeitsorganisation als 
kinderlose Frauen. Mütter mit Kindern 
im Vorschulalter erlebten zudem beson-
ders selten physische und psychische Be-
lastungen am Arbeitsplatz.

Bei den Männer zeigen sich auch star-
ke Ungleichheiten nach Art des Arbeits-
verhältnisses: Befristet Beschäftigte hat-
ten zwar seltener stressige Arbeitsbe-
dingungen, übten aber eher schwere 
körperliche Arbeit aus und hatten weni-
ger Freiräume hinsichtlich Arbeitsorga-
nisation und Arbeitszeiten. Bei den Frau-
en fielen die Unterschiede zwischen be-
fristet und unbefristet Beschäftigten 
deutlich geringer aus.

ten 17 % der Männer und 16 % der Frauen 
regelmäßig Beeinträchtigungen des Fa-
milienlebens durch den Beruf. Bei denje-
nigen mit überlangen Arbeitszeiten (über 
48 Wochenstunden) waren sogar 34 % der 
Männer und 33 % der Frauen von Beein-
trächtigungen betroffen. Unter Teilzeit-
beschäftigen waren Beeinträchtigungen 
des Familienlebens durch den Beruf mit 
9 % bei den Männern und 11 % bei den 
Frauen hingegen deutlich seltener. Eine 
Beeinträchtigung des Berufs- durch das 
Familienleben trat bei Frauen wie bei 
Männern nur sehr selten auf. u Tab 7

Männer mit Abitur erlebten seltener, 
dass ihr Beruf das Familienleben beein-
trächtigte als Männer mit Haupt- oder 
Realschulabschluss. Bei den Frauen war 
eine Beeinträchtigung des Familienle-
bens durch den Beruf bei Hauptschulab-
solventinnen besonders selten. Männer 
mit Migrationshintergrund berichteten 
deutlich häufiger, dass ihr Familienleben 
den Beruf beeinträchtigte, als Männer 
ohne Migrationshintergrund. u Tab 8

Männer der mittleren Altersgruppe 
erlebten besonders häufig eine Beeinträch-
tigung des Familienlebens durch Anfor-
derungen im Beruf. Frauen dieser Alters-
gruppe berichteten hingegen vergleichs-
weise oft, dass ihr Beruf durch das 
Familienleben beeinträchtigt werde. Vä-
ter erlebten zudem Konf likte in beide 
Richtungen häufiger als kinderlose Män-
ner, Mütter hingegen nur eine stärkere 
Beeinträchtigung des Berufs durch das 
Familienleben als kinderlose Frauen. 
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Beeinträchtigung  
des Familienlebens 
durch den Beruf ¹

Beeinträchtigung  
des Berufslebens 

durch Familie ¹
Arbeits- 

zufriedenheit ²

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

West 20 15 6 6 52 48

Ost 21 16 2 2 43 41

Kein Migrations hintergrund ³ 21 16 4 6 51 48

Migrationshintergrund ³ 18 12 12 4 47 45

Hauptschulabschluss 23 9 10 6 43 50

Mittlere Reife 24 17 5 5 52 41

Abitur 18 16 4 7 51 52

Unbefristete Stelle 22 17 6 7 50 49

Befristete Stelle 17 11 2 4 44 42

18 – 34 Jahre 16 17 5 5 59 44

35 – 49 Jahre 29 15 6 8 45 49

Ab 50 Jahren 17 15 5 4 48 48

Keine Kinder 18 16 4 3 50 46

Jüngstes Kind 0 – 6 Jahre 26 9 11 12 46 50

Jüngstes Kind 7 –17 Jahre 25 17 7 9 53 48

u Tab 8 Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Arbeitszufriedenheit  
nach soziodemografischen Merkmalen 2015 — in Prozent

1 Anteil »immer« und »oft« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
2 Anteil »voll und ganz zufrieden« und »sehr zufrieden« (höchste zwei Kategorien auf einer siebenstufigen Skala).
3  Ein Migrationshintergrund liegt vor, wenn mindestens eines der folgenden Kriterien zutrifft: Geburt im Ausland,  

ausländische Staatsangehörigkeit, Selbstzuordnung zu einer anderen Bevölkerungsgruppe als »den Deutschen«.
Datenbasis: ISSP 2015, erwerbstätige Befragte.

Schwere körperliche Arbeit und Stress 
im Beruf beeinträchtigten das Familien-
leben für Männer wie für Frauen. Ent-
sprechend dem Befund, dass flexible Ar-
beitszeiten Frauen in der Familienphase 
vergleichsweise wichtig sind (siehe Ab-
schnitt 5.4.1), nahmen Frauen eine gerin-
gere Beeinträchtigung des Familienlebens 
wahr, wenn sie Einfluss auf ihre Arbeits-
zeiten hatten. Ansonsten ist der Zusam-
menhang zwischen Freiräumen bei der 
Organisation der täglichen Arbeit und 
der Arbeitszeiten auf der einen und der 
Vereinbarkeitssituation auf der anderen 
Seite eher gering. Wichtiger als diese for-
malen Gestaltungsspielräume ist die so-
ziale Unterstützung durch Vorgesetzte 
 sowie Kolleginnen und Kollegen. 

5.4.4 Arbeitszufriedenheit
Jeweils etwa die Hälfte der erwerbstätigen 
Männer und Frauen war 2015 mit ihrer 
Arbeit voll und ganz oder sehr zufrieden 
(siehe Tab 7). Während die Arbeitszufrie-
denheit 2005 bereits ähnlich hoch war, 
verbesserte sie sich im Vergleich zu 1997. 

Wie hängen Arbeitsbedingungen, Be-
lastungen und Ressourcen am Arbeits-
platz mit Vereinbarkeitskonf likten zu-
sammen? Männer nahmen eher Beein-
trächtigungen des Familienlebens durch 
den Beruf wahr, wenn sie ihren Arbeits-
platz als unsicher und ihre Arbeit als 
 wenig interessant und unabhängig ein-
stuften sowie wenn sie geringe Aufstiegs-
möglichkeiten wahrnahmen. Hierbei han-
delt es sich vermutlich um belastungsba-
sierte Vereinbarkeitskonflikte, bei denen 
sich die Unzufriedenheit und Anspan-
nung, die mit solchen Arbeitsbedingun-
gen einhergehen, negativ auf das Familien-
leben auswirken. Bei den Frauen zeigten 
sich hingegen größere Beeinträchtigun-
gen des Familienlebens, wenn ihre Arbeit 
interessant und nützlich für die Gesell-
schaft war, wenn es Teil der Arbeit war, 
anderen zu helfen und wenn die Arbeit 
gute Aufstiegschancen bot. Hier scheinen 
es eher die positiven Aspekte der Arbeit 
zu sein, die die Frauen vereinnahmten 
und dazu beitrugen, dass diese das Fami-
lienleben öfter hintanstellten. u Tab 9

Westdeutsche waren etwas zufriede-
ner als Ostdeutsche, Menschen ohne Mi-
grationshintergrund etwas zufriedener 
als Menschen mit Migrationshintergrund 
und unbefristet Beschäftigte zufriedener 
als Befristete (siehe Tab 8). Hinsichtlich 
Alter, Bildung und Kinder zeigen sich 
 Geschlechterunterschiede. Während 
Männer in der jüngsten Altersgruppe am 
zufriedensten waren, waren Frauen die-
ser Altersgruppe etwas weniger zufrieden 
als ältere Frauen. Männer mit Haupt-
schulabschluss waren mit ihrer Arbeit 
seltener sehr zufrieden als Männer mit 
Realschulabschluss oder Abitur. Bei  
den Frauen waren diejenigen mit Real-
schulabschluss am wenigsten zufrieden. 
Frauen mit kleinen Kindern waren ver-
gleichsweise zufrieden mit ihrer Arbeit, 
Männer hingegen vergleichsweise un-
zufrieden. 

Stärker als nach soziodemografischen 
Merkmalen der Befragten variiert die 
 Arbeitszufriedenheit jedoch nach wahr-
genommenen Arbeitsplatzmerkmalen, 
Belastungen und Ressourcen am Arbeits-
platz (siehe Tab 9). Erwerbstätige, die ihre 
Arbeit nicht interessant fanden, waren 
besonders selten sehr zufrieden (17 % der 
Frauen und 13 % der Männer im Ver-
gleich zu 53 % der Frauen und 56 % der 
Männer, die ihre Arbeit interessant fan-
den). Auch ein sicherer Arbeitsplatz und 
eine unabhängige Arbeit waren wichtige 
Kriterien für eine hohe Arbeitszufrieden-
heit. Für Frauen war zudem der Kontakt zu 
anderen Menschen für eine hohe Arbeits-
zufriedenheit von Bedeutung, Männern 
war dies hingegen weniger wichtig. Dies 
unterstreicht die Wichtigkeit, die die Er-
werbstätigen diesen Merkmalen selbst 
beimessen (siehe Abschnitt 5.4.1). Wäh-
rend bei den Arbeitsplatzmerkmalen je-
doch vergleichsweise wenige Männer und 
Frauen ein hohes Einkommen und gute 
Aufstiegsmöglichkeiten für sehr wichtig 
hielten, zeigt sich hier, dass beides den-
noch bedeutsam für die Arbeitszufrie-
denheit ist. Über 60 % der Männer und 
Frauen, die ein hohes Einkommen und 
gute Aufstiegschancen wahrnahmen, 
 waren mit ihrer Arbeit sehr zufrieden, 
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Beeinträchtigung des Familien-
lebens durch den Beruf ¹ Arbeitszufriedenheit ²

Männer Frauen Männer Frauen

Wahrgenommene Arbeitsplatzmerkmale

Arbeitsplatzsicherheit: nein ³ 25 15 27 22

Arbeitsplatzsicherheit: ja ⁴ 20 16 55 52

Interessante Arbeit: nein ³ 31 11 13 17

Interessante Arbeit: ja ⁴ 19 16 56 53

Unabhängige Arbeit: nein ³ 25 19 26 29

Unabhängige Arbeit: ja ⁴ 20 15 53 49

Kontakt mit Menschen: nein ³ 19 15 44 19

Kontakt mit Menschen: ja ⁴ 21 15 51 49

Anderen helfen: nein ³ 21 11 41 33

Anderen helfen: ja ⁴ 21 18 57 55

Nutzen für Gesellschaft: nein ³ 22 12 39 37

Nutzen für Gesellschaft: ja ⁴ 20 16 56 51

Aufstiegsmöglichkeiten: nein ³ 23 14 38 41

Aufstiegsmöglichkeiten: ja ⁴ 17 19 69 63

Hohes Einkommen: nein ³ 20 16 43 40

Hohes Einkommen: ja ⁴ 22 12 62 62

Belastungen und Ressourcen
Schwere körperliche Arbeit: 
selten ⁵ 16 13 51 51

Schwere körperliche Arbeit: 
regelmäßig ⁶ 34 23 48 32

Stress: selten ⁵ 10 9 59 53

Stress: regelmäßig ⁶ 35 27 37 34

Freiräume Arbeits- 
organisation: nein 19 18 42 35

Freiräume Arbeits - 
organisation: ja ⁷ 20 15 52 50

Flexible Arbeitszeiten: nein 23 19 44 42

Flexible Arbeitszeiten: ja ⁷ 20 12 54 51

Gutes Verhältnis zu  
Vorgesetzten: nein ³ 36 26 11 14

Gutes Verhältnis zu  
Vorgesetzten: ja ⁴ 18 14 57 52

Gutes Verhältnis zu  
Kolleginnen / Kollegen: nein ³ 32 29 36 14

Gutes Verhältnis zu  
Kolleginnen / Kollegen: ja ⁴ 20 15 51 49

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Beeinträchtigungen des 
 Familienlebens durch den 
Beruf: selten ⁵ 

X X 55 50

Beeinträchtigungen des 
 Familienlebens durch den 
Beruf: regelmäßig ⁶

X X 32 35

u Tab 9 Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Arbeitszufriedenheit nach Arbeits-
platzmerkmalen, Belastungen und Ressourcen am Arbeitsplatz 2015 — in Prozent

1 Anteil »immer« und »oft« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
2 Anteil »voll und ganz zufrieden« und »sehr zufrieden« (höchste zwei Kategorien auf einer siebenstufigen Skala).
3 »Weder noch« bis »stimme gar nicht zu« (niedrigste drei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
4 »Stimme sehr zu« und »stimme zu« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
5 »Manchmal«, »selten« und »nie« (niedrigste drei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
6 »Immer« und »oft« (höchste zwei Kategorien auf einer fünfstufigen Skala).
7 »Innerhalb gewisser Grenzen« und »völlig frei«.
X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: ISSP 2015, erwerbstätige Befragte.

aber nur etwa 40 % derjenigen, die diese 
beiden Merkmale nicht vorfanden. 

Bezüglich der Belastungen und Res-
sourcen am Arbeitsplatz zeigt sich, dass 
ein gutes Verhältnis zu den Vorgesetzten 
von zentraler Bedeutung ist. War dies 
nicht gegeben, waren nur 11 % der Män-
ner und 14 % der Frauen mit ihrer Arbeit 
sehr zufrieden, ansonsten 57 % der Män-
ner und 52 % der Frauen. Bei den Frauen 
hatte das Verhältnis zu den Kolleginnen 
und Kollegen einen ähnlich hohen 
 Stellenwert für die Arbeitszufriedenheit, 
bei den Männern war es hingegen nicht 
ganz so wichtig. 

Stress und – bei den Frauen – schwere 
körperliche Arbeit gingen mit einer ge-
ringeren Arbeitszufriedenheit einher. Sie 
waren aber weniger bedeutsam für die 
Arbeitszufriedenheit als die soziale Un-
terstützung am Arbeitsplatz. Unter Er-
werbstätigen, die selten Stress am Arbeits-
platz erlebten, war über die Hälfte sehr 
zufrieden mit der Arbeit, bei denjenigen, 
die oft Stress erlebten, nur gut ein Drittel. 
Freiräume bei der Arbeitsorganisation 
und flexible Arbeitszeiten wirkten sich 
 positiv auf die Arbeitszufriedenheit aus, 
hatten aber im Vergleich zu den anderen 
Merkmalen eine eher geringe Bedeutung: 
Der Anteil der sehr Zufriedenen lag unter 
Erwerbstätigen mit Freiräumen um etwa 
10 Prozentpunkte höher als bei Erwerbs-
tätigen ohne Freiräume. 

Schließlich zeigt sich, dass eine gute 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit 
einer hohen Arbeitszufriedenheit einher-
geht. Über die Hälfte derjenigen, die kei-
ne Beeinträchtigung des Familienlebens 
durch den Beruf wahrnahmen, war mit 
ihrer Arbeit sehr zufrieden. Dagegen war 
nur ein Drittel derjenigen mit ihrer Ar-
beit zufrieden, deren Beruf das Familien-
leben beeinträchtigte. Interessanterweise 
ist dieser Zusammenhang bei den Män-
nern sogar noch stärker ausgeprägt als 
bei den Frauen. Dies unterstreicht, dass 
Männer wie Frauen ihre Arbeit nicht iso-
liert bewerten. Eine wichtige Vorausset-
zung für eine hohe Arbeitszufriedenheit 
ist auch, dass die Arbeit Freiräume für 
andere Lebensbereiche lässt. 
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